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Seit 1997 arbeiten Polizei, Justiz, stddtische Beratungs-
einrichtungen und Beratungsstellen freier Trager in dem
,,Hannoverschen Interventionsprogramm gegen Manner-
gewalt in der Familie* (HAIP) zusammen, um die ver-
schiedenen erforderlichen MaBnahmen wie Intervention,
Schutz, Beratung, Hilfe und Pravention zum Nutzen aller
zu integrieren. Wir méchten Ihnen mit der Broschiire
die Gelegenheit geben, sich {iber das Programm und
seine Entwicklung zu informieren und damit gleichzeitig
unmissverstandlich deutlich machen, dass Schufz und
Sicherheit in der Landeshauptstadt Hannover einen ho-
hen Stellenwert genieBen und Hausliche Gewalt nicht als
,Privatsache‘* abgetan wird.

Wir danken den Vertreterinnen und Vertretern der be-
teiligten Institutionen, ohne deren engagierte Mitarbeit
der Erfolg des Programmes nicht moglich gewesen wére.
Wir danken allen, die die Erstellung dieser Broschiire
ermoglicht haben.

Mit Blick auf die gesamtgesellschaftliche Bedeutung der
Thematik verbinden wir mit der iberarbeiteten Heraus-
gabe der Broschiire auch die Hoffnung, die Weiterent-
wicklung zu verdeutlichen und einen AnstoB zu geben,
ahnliche Projektee zu entwickeln.

&kﬁm Sos bole

Stefan Schostok
Oberbiirgermeister

V[

Volker Kluwe
Polizeiprasident
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AUSGANGSSITUATION

1. Programmbeschreibung

1.1 Ausgangssituation

Gewalt gegen Frauen und Kinder gehért zu den schweren
Menschenrechtsverletzungen. Zahlreiche Studien und
Untersuchungen, unter anderem des Kriminologischen
Forschungsinstituts Niedersachsen (KFN), Auswertun-
gen von Polizeieinsdtzen bei ,,Familienstreitigkeiten*
(LKA Miinchen 1991), aber auch die Prévalenzstudie der
Bundesregierung aus dem Jahr 2004 (Universitat Osna-
briick) zeigen die Entwicklung auf, die der Umgang mit
der Problematik ,,Gewalt in der Familie* genommen hat.

Dabei wird sehr deutlich, dass die Begriffe ,,Gewalt in der
Familie“ oder ,,Hausliche Gewalt* zwar den Ort benen-
nen, an dem diese Gewalt ausgelibt wird, sie verschleiern
jedoch den Tatbestand, dass etwa 95 Prozent der Tater
Manner sind.

Das hannoversche Interventionsprogramm spricht des-
halb bewusst von ,,Ma@nnergewalt in der Familie*. Sexua-
lisierte Gewalt und Gewalt gegen Kinder werden ebenfalls
in der Vernetzung beriicksichtigt.

Probleme beim juristischen

Umgang mit Mannergewalt

Beim iiblichen juristischen Umgang mit Mdnnergewalt
ergeben sich unter anderem folgende Probleme:

—@ Ohne Unterstiitzung geben betroffene Frauen oft , klein
bei“. Sie verzichten haufig auf die meist erforderlichen
Strafantrage beziehungsweise ziehen diese aus verschie-
denen Griinden wieder zuriick. Sie leben vielleicht nach
kurzen Aufenthalten in Frauenhdusern wieder in der
Beziehung mit dem gewalttatigen Partner, zum Teil aus
Angst, oder weil sie wegen der Kinder oder dem sozialen
Umfeld ,,um jeden Preis* die Familie zusammenhalten
wollen oder keine Moglichkeit sehen, ohne den Partner
,,uberleben‘ zu kdnnen.

—@ Zusatzlich dazu befinden sich Migrantinnen und
Fliichtlingsfrauen in einer besonderen Situation. Ihr pri-
vates und gesellschaftliches Leben ist hier stark durch
die gesetzlichen Vorgaben wie Ausldndergesetz, Asyl-
verfahrensgesetz etc. bestimmt. Ihr soziales Leben ist
auch von ihrem Aufenthaltsstatus abhangig. Um sie bei
Hauslicher Gewalt zu unterstiitzen, ist interkulturelle
Kompetenz eine unverzichtbare Notwendigkeit.

—@ Die Staatsanwaltschaft stellte bisher meist das Straf-
verfahren ein und verwies auf den Privatklageweg, wo-
mit die betroffenen Frauen oft psychisch und finanziell
tiberfordert waren.

—@ Selten wurden die Tater fiir ihr Verhalten verurteilt, falls
doch, dann zu einer Geldstrafe, die die Familien oder die
Partnerschaft oft zusétzlich belastete, was wiederum das
Konfliktpotential deutlich erhdhte.

Die friiher vorherrschenden Vorgehensweisen lieBen
keinen Ansatz zur Férderung der Verhaltensweisen er-
kennen, erst das im Jahr 2002 eingefiihrte Gewaltschutz-
gesefz mit seinen BegleitmaBnahmen zur Unterstiitzung
der Opfer und der Moglichkeit, die Tater zur Verantwor-
tung zu ziehen, scheint einen Beitrag zu leisten, der Ge-
walt Einhalt gebieten zu kénnen. Hier setzt das Hanno-

versche Interventionsprogramm gegen Mannergewalt in
der Familie (HAIP) an.

Stationen in der Entwicklung von HAIP

Der Runde Tisch gegen Mdnnergewalt in der Familie wurde
1992 durch die damalige Frauenbeauftragte der Stadt
Hannover, Frau Dr. Ursula Miiller, gegriindet. Dieser Ar-
beitskreis war und ist bis heute durch Vertreterinnen
und Vertreter von Behdrden aus den Bereichen ,,Justiz,
,Polizei* und ,,Soziales* sowie von freien Trdagern insti-
tutionsiibergreifend besetzt.

Vorbild war das US-amerikanische Modell DAIP (Domestic
Abuse Intervention Programm — Duluth/Minnesota). Der
Runde Tisch hatte sich zum Ziel gesetzt, ein entsprechen-
des Modell auf deutsche Rechtsverhéltnisse und hanno-
versche Interventionsmdglichkeiten zuzuschneiden.

Weitere Stationen der Arbeit des Runden Tisches

1994 Fachtagung ,,Mdnnergewalt in der Familie*

1995 Telefonaktion: 6ffentliches Angebot einer te-
lefonischen Beratung fiir Gewalttater mit dem
Ziel herauszufinden, ob und in welchem Um-
fang sich Mdnner auf Beratungen einlassen.

1995 Auftrag zur Entwicklung des ,,Sozialen Trai-
ningsprogrammes fiir gewalttatige Ménner, die
gegen ihre Partnerinnen/Ehefrauen gewaltta-
tig sind* fiir die Umsetzung in Hannover.

1996 wurde das Gesamtkonzept vorgelegt und
die ersten Schulungen bei der Polizei
durchgefiihrt.

1997 offizielle Umsetzung von HAIP mit
In-Kraft-Treten einer entsprechenden
Polizeiverfiigung.

01.01.02 In-Kraft-Treten des Gewaltschutzgesetzes
und Umsetzen des Niedersédchsischen
Aktionsplanes zur Bekampfung von
Gewalt gegen Frauen. Dabei konnte die
Landeshauptstadt Hannover sowie die
Polizeidirektion Hannover auf das
bestehende Netzwerk HAIP zuriickgreifen.

31.12.05 Das Praventionsprogramm Polizei-Sozialarbeit
(PPS) wird eingestellt.

01.01.06 Hannover bekommt eine Beratungs- und
Interventionsstelle (BISS), die iber Mittel,
die das Land Niedersachsen zur Verfiigung
stellt, finanziert wird.

seit 2006 Intensive und routinierte Zusammenarbeit des
HAIP-Verbundes, Durchfiihrung gemeinsamer
Veranstaltungen (z. B. Infernationaler Tag ge-
gen Gewalf an Frauen 25.11.) Herstellung von
Informationsmaterial, Fallbesprechungen etc.

Die BISS-Stelle im Frauen- und Kinderschufzhaus be-
kommt die Informationen zu Féllen Hauslicher Gewalt
direkt von der Polizei und leitet diese weiter an die zu-
standigen Bausteine des Netzwerkes HAIP, namlich an
die Bestarkungsstelle, an SUANA/kargah e. V. und an das
Mannerbiiro.
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ZIELE VON HAIP

1.2 Ziele von HAIP

HAIP will...

... die hohe Gewaltquote in Familien reduzieren,
indem durch sinnvoll vernetzte Intervention aller
beteiligten Institutionen Tatern, Betroffenen und
der Offentlichkeit folgende Punkte verdeutlicht
werden:

—@ Gewalf in der Familie ist ein gravierendes Thema der
Inneren Sicherheit und soll als ein solches behandelt
werden. Gewalt in der Familie zeigt allein schon aufgrund
der iberwéltigenden Haufigkeit von mannlichen Tatern,
dass dieses Problem offenbar {iber individuelle ,,Paarpro-
bleme* hinausgeht.

—@ Offentliche Einrichtungen in Hannover behandeln Ge-
walt in der Familie nicht langer als ,,Privatsache*; bei
Korperverletzung in der Familie wird in der Regel nicht
mehr auf den Privatklageweg verwiesen, sondern ver-
deutlicht, dass offentliches Interesse gegeben ist (wie
dies rein rechtlich schon seit dem entsprechendem Be-
schluss der Justizministerinnen/Justizministerkonferenz
11/94 moglich ist).

—@ Mythen und Verhaltensmuster sollen enttarnt werden
(z. B. das Prinzip ,,Mdnner miissen ab und zu mal hart
durchgreifen®, ,,Beruflicher Stress fiihrt dazu, dass Man-
ner mal zuschlagen®, , Der Starkere kann mit dem/der
Schwécheren machen, was er will!*)

—@Es soll erreicht werden, dass Kinder in Familien nicht
weiterhin Gewalf als Konfliktldsungsmuster erlernen und
Tater- und Opferrollen reproduzieren.

—@ Umsetzung des Niedersdchsischen Aktionsplans zur
Bekdampfung von Gewalt gegen Frauen.

... Schutz und Hilfe fiir von

Gewalt betroffene Frauen bieten:

Schutz kann die Polizei (je nach Gefahrenlage) durch
Wegweisung/Platzverweise bis zu 14 Tage oder Inge-
wahrsamnahmen der Tater und/oder durch Vermittlung
der betroffenen Opfer in eines der Frauenschutzhduser
bieten. Grundsatzlich gilt zwar seit dem 01.01.2002 ,,Der
Tater geht, das Opfer kann bleiben*, die langjahrige Bera-
tungserfahrung lehrt jedoch, dass diese Vorgehensweise
nichtimmer den ftatsachlichen Interessen der Frauen und
ihrer Kinder entfspricht. Misshandelte Frauen und Kinder
sind hdufig durch die erlittene Gewalt in hohem MaBe
traumatisiert. Nicht selten wollen sie nicht langer in der
Wohnung, die auch der ,,Tatort* ist, bleiben, zu schmerz-
lich sind die Erinnerungen, zu groB die — oft berechtigte
Angst - dass der Tater sich nicht an die Wegweisung hélt.
Hilfe besteht — neben der Moglichkeit einer Kriseninter-
vention —aus einer Kombination von psychologischer und
sozialpddagogischer ambulanter aber auch stationarer

Unterstiitzung wie sie u. a. in Frauenhdusern geleistet
wird: Mit den betroffenen Frauen wird ein individuelles
Konzept fiir Hilfe/Beratung/Therapie entwickelt und sie
werden unterstiitzt, dies umzusetzen, damit sie aus dem
Gewaltkreislauf aussteigen konnen:

—@ Hilfe bei der Bearbeitung des erlittenen Traumas.

—@ Unterstiitzung bei der Veranderung von opfertypischen
Beziehungsmustern

—@ Unterstiitzung bei konkreten Schritten in die Eigen-
verantwortlichkeit

Auf Wunsch der betroffenen Frau kann dariiber hinaus
folgende Unterstiitzung geboten werden:
Unterbringung und Schutz in einem ortlichen Frauen-
schufzhaus oder Weitervermittlung aus Sicherheits-
griinden in das Frauenhaus einer anderen Kommune.

Mit Hilfe eines Mediators / einer Mediatorin werden
gemeinsam mit dem (Ehe-)Partner vertragliche Verein-
barungen iiber die Voraussetzungen (Beratung, Trai-
ning, Therapie) fiir ein zukiinftiges, gewaltfreies Zu-
sammenleben oder Vereinbarungen (ber eine giitliche
Trennung verhandelf, gegebenenfalls auch (iber eine
Wiedergutmachung. Die Einhaltung der Vereinbarungen
wird berpriift.

... dass Gewalttater in (Ex-)Partnerschaften mehr
als bisher zur Verantwortung gezogen werden
und eine Ubernahme von Verantworfung und
Verhaltensénderungen bei Tatern erreicht wird.
Es wurden Konzepte entwickelt, um gewalttdtige Man-
ner dazu zu bringen, Verantwortung fiir ihr Verhalten zu
ibernehmen und Gewalttatigkeiten sofort und dauerhaft
zu unterlassen. Die Tater haben im Verlauf der Arbeit
die Moglichkeit, ihr Verhalten in Frage zu stellen und zu
verandern durch:

—@ Einzelberatungen / soziales Training, in denen die Ta-
ter mit ihrem Verhalten konfrontiert und zum Umlernen
motiviert werden, und/oder Wiedergutmachungsvertra-
ge sollen Verhaltensanderungen erwirken:

—@ Auf die Tater soll Druck ausgeiibt werden, um deren
Motivation zu steigern, ihr Verhalten zu d@ndern. (Tater
nehmen erfahrungsgemaR selten freiwillig Beratung,
Therapie oder Verhaltenstraining in Anspruch).

—@ Durch die ,,Beriicksichtigung des Nachtatverhaltens
im drohenden Strafverfahren* werden sie entweder zur
Teilnahme am ,,Sozialen Trainingsprogramm* und/oder
zur Einhaltung von vertraglich abgesicherten Vereinba-
rungen motiviert, welche die individuellen Interessen der
Opfer beriicksichtigen.



1.3 Organisationsform

Die Federfiihrung fiir HAIP liegt bei der Gleichstellungs-
beauftragten der Stadt Hannover, Frau Kdmpfe. Zum
Koordinationsteam gehoren auBerdem Frau Nassiri von
SUANA und Frau Rexhausen vom Frauen- und Kinder-
schutzhaus Hannover.

Das KO-Team ist fiir die Erstellung der Einladung und die
Tagesordnung sowie fiir die Moderation und das Protokoll
des Runden Tisches (RT) verantwortlich. Die Moderation
kann an andere TeilnehmerInnen des RT delegiert wer-
den; z.B. wenn Themen von einer Institution eingebracht
werden, liegt auch die Moderation bei dieser Institution.
Damit soll eine starkere Beteiligung und Mitverantwor-
tung am RT erreicht werden. Das KO-Team koordiniert
die Themen fiir den RT beziehungsweise schlagt auch
selbst Themen vor. Themen, die akfuell nicht bearbei-
tet werden, werden in einem so genannten ,,Themen-
speicher gesammelt und zu einem spéateren Zeitpunkt
wieder eingebracht. Die Verantwortung dafiir liegt beim
KO-Team. Das KO-Team macht Vorlagen fiir Beschliisse.
Der RT entscheidet dariiber. Das KO-Team koordiniert die
Offentlichkeitsarbeit, die Teilnahme an entsprechenden
Gesprachen, Veranstaltungen, Fachtagungen, efc.

Die,,Bausteine-Treffen* (BST) arbeiten eigenstandig; d. h.
dort werden Auftrdge und Themen des RT sowie eigene
Fragestellungen, Falldarstellungen etc. bearbeitet.

Fir eine hauptamtliche Koordination standen und stehen
bisher keine Gelder zur Verfiigung. Deshalb entschied
sich der Runde Tisch fiir diese Form der Koordination.
Vorteilhaft wirkt sich aus, dass auf diese Weise verschie-
dene Blickwinkel und fachliche Ressourcen genutzt wer-
den, wie z. B. die politischen Kontakte und Einfliisse der
Gleichstellungsbeauftragten.

. Organisationsform HAIP

Federfiihrung

ORGANISATIONSFORM |9

Am regelmaBig stattfindenden ,,Runden Tisch* (s. Grafik)
arbeiten Vertreterinnen und Vertreter von Justiz, Polizei,
Soziales und freien Tragern zusammen. Der Runde Tisch
trifft sich zweimal jahrlich. Daneben gibt es die alle zwei
Monate stattfindenden Treffen der HAIP-Bausteine. Ar-
beitskreise werden nach Bedarf und entsprechend den
aktuellen Schwerpunkten des Runden Tisches eingerich-
tet; zur Zeit bestehen die Arbeitskreise ,,Migrantinnen®,
»Kinder und Jugendliche mit Gewalterfahrungen im
hduslichen Bereich* und ,,Zwangsheirat*.

Innerhalb des HAIP-Verbundes kommt dem Referat fiir
Frauen und Gleichstellung eine besondere Rolle zu. Es ist
in die Koordination und Organisation des Gesamtpro-
jekts eingebunden, ladt zum Runden Tisch ein und ist in
Einzelfdllen Anlaufstelle fiir betroffene Frauen. Wahrend
der offenen Sprechstunden des Referates oder nach te-
lefonischer Vereinbarung wenden sich immer wieder von
Gewalt betroffene Frauen an die Mitarbeiterinnen der
Gleichstellungsbeauftragten. In der Regel werden sie
nach einem Klarungsgesprach an die zustandigen Stel-
len weiter vermittelt, jedoch werden auf ausdriicklichen
Wunsch der Betroffenen auch z. T. ldngere Beratungen
durchgefiihrt.

Die Gleichstellungsbeauftragte {ibernimmt auBerdem
die Funktion des Bindeglieds zwischen den einzelnen
Institutionen ebenso wie zu den Gremien der kommu-
nalen Politik und der Verwaltung, leistet Lobbyarbeit und
fordert die Vernetzung. Sie versteht sich gleichermaBen
als Motor wie auch als Multiplikatorin des Programms
auf lokaler, iberregionaler und z. T. auch internationaler
Ebene.

Frau Kampfe (LH Hannover; Referat fiir Frauen und Gleichstellung)

Koordination

Bausteinetreffen

Frau Nassiri (SUANA / kargah e.V. — Beratungsstelle
fiir von MdnnerGewalt betroffene Migrantinnen)

Frau Rexhausen (Frauen- und Kinderschutzhaus)

Vorbereitung und Koordination

Vernetzung/Kooperation, Unterstiitzung, Beratung,
fallbezogene Arbeit

Runder Tisch

(Teilnehmende siehe umseitige Grafik)

Vorschldge, Abstimmung und Beschluss von MaBnah-

Arbeitskreise

<) Men, Lobbyarbeit fiir Finanzen, Monitoring, Evaluation,
Dokumentation, Offentlichkeitsarbeit, Weiterentwicklung
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. Runder Tisch ,,Mannergewalt in der Familie*

LH Hannover FEDERFUHRUNG

Referat fiir
Frauen und Gleichstellung

BISS-KOOPERATIONSPARTNER LH Hannover BISS-KOOPERATIONSPARTNER

Bestarkungsstelle — Beratung fiir Kommunaler Sozialdienst (KSD)
Frauen bei Hauslicher Gewalt

BISS-KOOPERATIONSPARTNER

KOORDINATION HAIP & BISS-KOOPERATIONSPARTNER
SUANA/kargah e. V.

Mannerbiiro Hannover e. V.

KOORDINATION HAIP

Polizeidirektion Hannover Frauen- und Kinderschutzhaus

* Sachberbeiter Pravention
o Interkulfureller Dienst

BISS-KOORDINATION

BISS - Beratungs- und Inferven-
tionsstelle und Koordination

Staatsanwaltschaft Hannover

Waage Hannover e. V.

Amtsgericht Hannover

Madchenhaus Hannover e. V.

Kinderschutz-Zentrum
in Hannover

Ophelia Langenhagen

AWO - Arbeiterwohlfahrt

¢ BISS-Koordinationsstelle
¢ Frauenhaus Opferhilfebiiro

Region Hannover

TEAM Gleichstellung
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1.4 Das Gewaltschutzgesetz — Wer schlagt, muss gehen

Das Gewaltschutzgesetz (GewSchG) ermdglicht es vielen
von Gewalt betroffenen Frauen in der eigenen Wohnung
zu bleiben, statt vor dem Gewalttater fliehen zu miissen.
Nicht das Opfer der Gewalttaten, sondern der Gewalttater
hat die Wohnung zu verlassen. SchutzmaBnahmen — wie
z. B. Ndherungsverbote — sind mdglich.

Die zentralen Regelungen sind:

Wegweisung aus der Wohnung (2 GewSchG)
Opfer von Gewalftaten, die mit dem Téater in einem ge-
meinsamen Haushalt leben, haben den Anspruch darauf,
die Wohnung allein zu nutzen. Die Regelung gilt auch fiir
nicht-eheliche Lebensgemeinschaften und unabhangig
davon, wer Mieter oder Eigentiimer der Wohnung ist.
Letzteres ist nur fiir die Dauer der Zuweisung wichtig: Ist
das Opfer Alleinmieterin oder Eigentiimerin, kann diese
Regelung auf Dauer gelten. Hat auch der Tater Rechte an
der Wohnung, betragt die Zuweisung in der Regel sechs
Monate. Am Mietvertrag selbst andert sich nicht. Es wird
nur geregelt, wer die Wohnung nufzen darf.

Um den Anspruch geltend machen zu kdnnen, muss
das Opfer von Gewalt betroffen sein; Gewalt beinhaltet
nach der Definition des Gesetzes Korperverletzung, Ge-
sundheitsbeschadigung oder Freiheitsberaubung. Unter
bestimmten Voraussetzungen reicht es auch aus, wenn
diese Taten noch nicht verwirklicht wurden, sondern
»nhur mit ihnen gedroht wurde.

Schutzanordnungen (1 GewSchG)

Opfer von Gewalt kdnnen dariiber hinaus Schutzanord-
nungen beantragen. Dies sind z. B. Betretungs-, Ndhe-
rungs- und Aufenthaltsverbote. Damit kdnnen einerseits
Wohnungszuweisungen abgesichert werden, indem zum
Beispiel dem Tater die Riickkehr in die Wohnung unter-
sagf wird. Aber auch dann, wenn Téater und Opfer (schon)
getrennt leben, kdnnen diese Anordnungen getroffen
werden. Dieser Schutz kommt fiir Opfer von sog. Stalking
— also Verfolgungen und Beldstigungen — in Betracht. Es
wird damit dem Umstand Rechnung getfragen, dass Stal-
king vielfach nach einer Trennung von Tatern Hauslicher
Gewalt ausgeiibt wird.

Weitere wichtige Regelungen
sind dariiber hinaus:

—@ Wer gegen eine Schutzanordnung verstoBt, macht sich
strafbar.

—@Fiir die Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz sind
die Familiengerichte zustdndig.

—a@ Alle Anordnungen kénnen in einem Eilverfahren bei
Gericht geltend gemacht werden. Es wird dann eine
vorldufige Regelung getroffen; auf eine Anhdrung des
Gewalttaters kann dabei verzichtet werden.

Wichtig ist: Das Gewaltschutzgesetz ist ein zivilrechtli-
ches Gesetz. Der Schutz greift also nicht automatisch ein.
Vorausgesetzt wird, dass das Opfer der Gewalttaten sich
selbst an ein Gericht wendet, um einen entsprechenden
Anspruch durchzusetzen. Es miissen auch entsprechende
Beweismittel vorgelegt werden. Hierzu kénnen die Do-
kumentation eines polizeilichen Einsatzes oder arztliche
Atteste genutzt werden.

Wichtig ist auch: Kinder kdnnen keinen Antrag nach dem
Gewaltschutzgesetz stellen. Stattdessen finden zum
Schutz der Kinder die Regelungen des Kindschaftsrechts
Anwendung. Die §§ 1666, 1666a des Biirgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) ermdglichen es, dass zugunsten von
Kindern gewalttdtige Erziehungsberechtigte aus der
Wohnung gewiesen werden — anstatt die Kinder aus der
Familie zu nehmen. Diese SchutzmaBnahme setzt keinen
Antrag voraus und kann vom Familiengericht von Amfts
wegen veranlasst werden.

Das Gewaltschutzgesetz ermdéglicht damit aufgrund der
klaren Regelungen und des einfachen Verfahrens schnel-
len Schutz in der eigenen Wohnung.
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. Das Gewaltschutzgesetz gibt ein Recht auf Schutz

Das Recht auf Schutzanordnungen
(Bannmeile, Naherungs- und Beldstigungsverbot)

Das Recht auf Wegweisung des
Gewalttaters aus der Wohnung

—e entweder zur Absicherung der Wohnungs-
zuweisung

—ae oder als isolierfe MaBnahme bei unzumut-
barer Beldstigung und Verfolgung (Stalking)

—e Gewalt (Korperverletzung, Gesundheitsbe-
schadigung, Freiheitsberaubung) ODER

—e Drohung mit Gewalt ODER

—e Stalking (Verfolgung, Beldstigung, Nach-
stellen)

—e Gewalt (Korperverletzung, Gesundheitsbe-
schadigung, Freiheitsberaubung) ODER
Drohung mit Gewalf und weiteres
Zusammenleben ist ,,unbillige Harte* UND

—e auf Dauer angelegter gemeinsamer
Haushalt UND

—=o Frist: spatestens drei Monate nach
Gewalttat muss der Anfrag gestellt werden.

—e die Wohnung zu betreten

—a sich im Umkreis der Wohnung aufzuhalten

—e andere in der Anordnung bestimmte Orte
aufzusuchen (z.B. Kindergarten, Arbeitsplatz)

—e Verbindung mittels Fernkommunikations-
mitteln aufzunehmen

—ae ein Zusammentreffen herbeizufiihren

—ae die Wohnung zu verlassen
—e Dauer: in der Regel sechs Monate

Antrag auf eine einstweilige Anordnung
Glaubhaftmachung des Antrags durch
—ae eidesstattliche Versicherung
—ae polizeiliche Dokumentation

—ae arztliches Attest

—e Aussagen von Zeuginnen und Zeugen

—ae sind Straftaten nach § 4 Gewaltschutzgesetz
—ae Polizei kann eingreifen, um Tater zu
entfernen, z.B. mit einem Platzverweis

—e Raumungsvollstreckung durch Gerichtsvoll-
zieherinnen und Gerichtsvollzieher
—a Vollstreckungshilfe durch Polizei




INTERVENTIONSVERLAUF

1.5 Interventionsverlauf und praktische Umsetzung

Bei einer vergleichenden Untersuchung europdischer
Projekte gegen Hausliche Gewalt durch die englische
Organisation ,,Crime Concern“ (finanziert durch EU-Mit-
tel—DAPHNE), wurde HAIP 1998 als vorbildlich bewertet
und als das Projekt, das mit weitreichender Vernetzung
liber die langsten Erfahrungen in der praktischen Um-
setzung verfiigt.

Aufgrund dieser Entwicklung und der Resonanz bietet
das Koordinationsteam seine Dienste fiir Referate und
Tagungen zum Thema Pravention und Intervention gegen
Méannergewalt in der Familie an. Diesbeziigliche Anfragen
kommen aus dem ganzen Bundesgebiet. Es gab aber auch
schon Anfragen von und Interviewtermine mit Delegatio-
nen aus England, Schweden, Siidamerika und Siidafrika.

Gerade im Zusammenhang mit der Verabschiedung des
Gewaltschutzgesetzes sind viele Anfragen nach Vor-
fragen (ber die Organisation und Erfahrungen an das
Projekt insgesamt sowie an einzelne Bausteine heran-
getragen worden.

. Intervention im HAIP-Verbund

Polizeieinsatz

Polizeibericht

Innerhalb und auBerhalb Hannovers wurden z.B. Infor-
mationen und Weiterbildungen in folgenden Einrichtun-
gen und Institutionen durchgefiihrt:

—®@ Kommunaler Kriminalpraventionsrat der Stadt
Hannover

—@ Landespraventionsrat Niedersachsen

—@ Verschiedene politische Ausschiisse der Stadt
Hannover

—@ Fachbereich fiir Jugend und Familie

—®@ Kommunaler Sozialdienst der Stadt Hannover

—@ Straf- und Zivilrichter beim Amtsgericht Hannover

—@ Arztekammer Niedersachsen

—@ Verschiedene Kommunen und Gremien in der Region
und im Bundesgebiet

Mit den anderen Interventionsprojekten in Deutschland,
Osterreich und der Schweiz besteht eine Vernetzung
und ein regelmaBiger Erfahrungs- und Informationsaus-
fausch.

FB Jugend und Familie
Kommunaler Sozialdienst
(wenn Kinder/Jugendliche betroffen sind
/ mit im Haushalf leben)

zentrale Verteilungsstelle Intervention (BISS im Frauen- und Kinderschutzhaus)

proaktiver Kontakt zu Opfern
Gibermittelt Auftrage an

v

¥

Bestarkungsstelle

SUANA/kargah

Mannerbiiro

e. V. Hannover

proaktiver Kontakt
zu weiblichen Opfern

Erstberatung Erstberatung
Migrantinnen Opfer

weibliche Opfer

v v

proaktiver Kontakt
zu Migrantinnen

proaktiver Kontakt zu
a) mannlichen Tatern
b) ménnlichen Opfern

Erstberatung
Tater und
mannliche Opfer

v

weitere weitere weitere Unter-

Unterstiitzungs-

Unterstiitzungs-
arbeit arbeit

stiitzungsarbeit
mannliche Opfer

Taterarbeit
Soziale
Trainings-
programme

ggf. Weiterverweis an Frauenhaus — Bestarkungsstelle — SUANA/kargah e.V. — Mannerbiiro
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WER MACHT WAS

1.6 Wer macht was?

In der folgenden Ubersicht sind die Aufgaben und Tatig-
keiten der in HAIP beteiligten Institutionen dargestellt:

Polizei

—@ fertigt ggf. Strafanzeige und fiihrt die Ermittlungen

—@ spricht ggf. Platzverweise gegen Tater aus

—@ sichert Beweise und dokumentiert den Einsatz

—@ gibt Hinweise auf weitergehende Beratungs- und Be-
starkungsmaoglichkeiten fir die Opfer

—@® sefzt in jedem Fall das Jugendamt in Kenntnis, wenn
Kinder betroffen sind oder im gleichen Haushalt leben

—@ gibt die Formularberichte an die BISS-Koordination

Staatsanwaltschaft

—@ fiihrt das Ermittlungsverfahren

—@ beauftragt Kooperationspartner —auch im Rahmen von
Einstellungen bei Verfahren mit Auflagen

—@ erhebt Anklage

—@ vertritt die Anklage im Strafverfahren

Rechtsantragstelle beim Amtsgericht
—@ bietet Unterstiitzung bei Anfragstellung nach dem
Gewaltschutzgesetz

Familiengericht

—@ weist ggf. der Geschadigten die Wohnung zu

—@ erlasst Schutzanordnungen fiir betroffene Frauen und
Kinder

—@ sefzt aus oder beschrdnkt ggf. das Sorgerecht

Kommunaler Sozialdienst (KSD)

—@ bietet Beratung fiir Kinder/Jugendliche/Eltern/Fami-
lien an

—@ vermittelt beziehungsweise leitet ggf. Hilfen ein

—@ wirkt mit in Familiengerichtsverfahren

—@ bietet Tater-Opfer-Ausgleich fiir TaterInnen bis 21
Jahren und deren Opfer an

BISS - Beratung und Interventionsstelle
—@ proaktive Kontaktaufnahme und Beratung
—@ Vermittlung an die Kooperationspartner
—@ BISS-Koordinierung

Frauen- und Kinderschutzhaus

—@ bietet Schutz und Unterkunft in akuten Gewaltsitu-
ationen

—@ bietet Beratung und Unterstiitzung

—@ Sitz der BISS-Koordinierung

Bestarkungsstelle fiir
von Gewalt betroffene Frauen
—@ erarbeitet individuellen Bestarkungsplan
—@ gibt psychosoziale Unterstiitzung fiir betroffene Frau-
en und ihre Kinder
—@ bietet Beratung und Therapie fiir betroffene Frauen
—@ proaktive Beratung nach BISS-Konzept
—@ Unterstiitzung bei der Antragstellung einer Schutzan-
ordnung nach dem Gewaltschutzgesetz

SUANA/kargah e. V. — Beratungsstelle fiir
Migrantinnen bei Hauslicher Gewalt,
Stalking und Zwangsheirat

—@ bietet multiprofessionelle und multilinguale Hilfe und
Bestarkung

—@ informiert liber Familienrecht, Sorge- und Umgangs-
recht, Aufenthalts- und Asylrecht, Sozialrecht und finan-
zielle Unterstiitzungsmaoglichkeiten

—@ unterstiitzt und begleitet betroffene Migrantinnen

—@ proaktive Beratung nach BISS-Konzept

Mannerbiiro
—@ fiihrt Erstberatung der Beschuldigten durch
—@ bietet Folgeberatungen und Krisenintervention an
—@ fiihrt Soziale Trainingsgruppen durch
—@ nimmt Konfakt auf und berdt (Ex-)Partnerinnen
—@ berat mannliche Opfer HG proaktiv nach BISS-Konzept

Waage Hannover e.V.
—@ bietet Tater-Opfer-Ausgleich fiir Erwachsene an
—@ fiihrt auBergerichtliche Konfliktschlichtung durch
—@ berat und vermittelt zwischen (Ex-)PartnerInnen
—@ bietet Elternberatung in hocheskalierten Familienver-
fahren an

Kinderschutz-Zentrum

—@ Koordinierungsstelle fiir Mddchen und Jungen

—@ berat und vermittelt ggf. weitere Hilfen

—@ unterstiitzende Gruppenangebote (bei zusatzlicher
Finanzierung)
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2. Die zentralen Bausteine

2.1 Polizeidirektion Hannover

2.1.1 Aligemeines

Die Polizeidirektion Hannover beteiligt sich seit dem
01.01.1997 gemaB einer entsprechenden Verfiigung
des Polizeiprasidenten an dem institutionsiibergreifen-
den HAIP-Modell.

Wurden HAIP-Félle zunéchst als ,,Familienstreitigkeiten‘
beziehungsweise ,,Mannergewalt in (Ex-)Partnerschaften‘
definiert, so umfassen sie heute alle Félle von ,,Hauslicher
Gewalt*. Der Begriff der ,,Hauslichen Gewalt*“ umfasst
dabei alle Erscheinungsformen der physischen, sexuellen
und/oder psychischen Gewalt zwischen Menschen, die in
nahen Beziehungen stehen oder standen (Def. S. 6 der
Handreichung II ,,Gewalt gegen Frauen im hauslichen
Bereich*). Gewalt ist in diesem Zusammenhang die Ver-
letzung der psychischen und kérperlichen Integritat einer
Person, die sich innerhalb von Beziehungen im hauslichen
Umfeld beziehungsweise sozialen Nahraum ereignet.
Hausliche Gewalt ist keine Privatangelegenheit, sondern
stellt eine schwerwiegende Straftat dar, die die 6ffentliche
Sicherheit gefahrdet. Gerade aufgrund dieses Umstandes
ist bereits seit 1994 — gemaB eines Beschlusses der Jus-
fizministerkonferenz — grundsatzlich ein 6ffentliches Inte-
resse im Rahmen der Strafverfolgung von Gewalttaten im
hduslichen Nahraum zu bejahen.

Die Tathandlungen erfiillen in der Regel Straftatbestdande
wie

—@ Beleidigung (§ 185 StGB)

—@ Bedrohung (§ 241 StGB)

—@ Notigung (§ 240 StGB)

—@ Korperverletzungsdelikte (88§ 223 ff StGB)

—@ Nachstellung ( § 238 StGB)

—@ Misshandlung von Schutzbefohlenen (§ 225 StGB)

—@ Sexuelle Notigung, Vergewaltigung (§ 177 StGB)

—@ Freiheitsberaubung (§ 239 StGB)

—@Erpressung (§ 253 StGB)

—@ Versuchte und vollendete Tétungsdelikte (§§ 211 ff
StGB)

—@ Hausfriedensbruch (8§ 123 StGB)

—@ Sachbeschadigung (§8& 303 — 305 StGB)

Tater der Gewalthandlungen sind in 95 % aller bekannt
gewordenen Félle M@nner; Opfer sind Frauen und Kinder.
Ex-Partnerschaften sind in die Bearbeitung im HAIP-Ver-
bund inbegriffen, da es oft wegen der Trennung zu er-
heblichen Gewalttaten kommf.

2.1.2 Die polizeiliche Krisenintervention

Mit dem am 01.01.2002 in Kraft getretenen Gewalt-
schufzgesetz (GewSchG) ist der Schutz bei Gewalttaten
im sozialen Nahraum und bei bestimmten unzumutba-
ren Beldstigungen (sog. Stalking) umfassend verbessert
worden (s. ,,Das Gewaltschutzgesetz*). Die Leitlinie ,,Der
Schldger geht, die Geschlagene bleibt* ist damit fiir
Polizei und Justiz geltendes Recht geworden.

Damit die betroffenen Frauen tatsdchlich von diesem
Gesetz profitieren, wurden erganzende und flankierende
MaBnahmen im nationalen , Akfionsplan des Bundes‘
sowie im ,,Aktionsplan des Landes Niedersachsen zur
Bekampfung der Gewalt gegen Frauen im héauslichen
Bereich* zusammengefiihrt. Aufeinander abgestimmte
Aktivitdten werden in Kooperationen umgesetzt, um so
den Ursachen und Erscheinungsformen dieser Gewalt
nachhaltig zu begegnen. Da sich die Polizeidirektion Han-
nover bereits seit dem 01.01.1997 an dem HAIP-Modell
beteiligt, war die Gesamtthematik hier bereits prasent
und die Umsetzung des ,,Niedersdchsischen Aktionspla-
nes‘ ohne groBe Schwierigkeiten méglich.

Die polizeiliche Krisenintervention ist Grundlage fiir die
weiteren moéglichen und notwendigen Schritte einer nach-
haltigen Intervention zur Bekdmpfung von Gewalt im haus-
lichen Bereich. So kommt der Polizei als standig erreich-
barer Instanz fiir Nothilfe und akute Krisenintervention
eine entscheidende Funktion und Verantwortung zu. Durch
das Ausschdpfen aller rechtlichen Handlungsméglichkei-
ten gegen den Gewalttater stehen der Schutz und die Hilfe
fiir das Opfer im Mittelpunkt der polizeilichen Aufgaben-
wahrnehmung. Die Bedeutung der Polizei im Rahmen der
ersten gefahrenabwehrrechtlichen Krisenintervention
sowie im Rahmen einer umfassenden strafrechtlichen
Beweisfiihrung wurde mit der Erarbeitung eines landes-
weiten Handlungskonzeptes fiir Polizeibeamte/innen, der
,Handreichung fiir die Polizei II*, dokumentiert.

Keinesfalls soll die Polizei in Féllen ,,Hauslicher Gewalt*
(hier: HAIP-Félle) sozialarbeiterische Tatigkeiten iiber-
nehmen; sie soll vielmehr ihre gefahrenabwehr- und/
oder strafrechtlichen MaBnahmen so durchfiihren, dass
darauf aufbauend die (ibrigen Institutionen im HAIP-Ver-
bund im Rahmen ihrer jeweiligen Aufgabenstellungen
weiter arbeiten kdnnen.

Der Polizeieinsatz steht am Anfang einer Reihe von In-
terventionsmaBnahmen und -mdglichkeiten, um einen
Gewaltkreislauf zu unterbrechen. Aufgabe der Polizeibe-
amten/innen vor Ort ist es, den Tatern ihr Fehlverhalten
unmissverstandlich vor Augen zu fiihren und die Opfer
zu starken.

Eine herausragende MaBnahme im Rahmen der polizeili-
chen Krisenintervention ist neben einer sehr sorgfdltigen
Beweissicherung und der entsprechenden Dokumenta-
tion, insbesondere der langerfristige Platzverweis des
Taters beziehungsweise des Gefahrenverursachers aus
der gemeinsam mit seiner Partnerin genutzten Wohnung
(sog. Wegweisung) gem. § 17 Abs. 2 Nds. SOG.

Die je nach Gefahrenprognose bis zu 14 Tagen andauerne
polizeiliche MaBnahme soll eine akute Gewalt beenden
und der schutzbediirftigen Person die Moglichkeit geben
sich in Ruhe und ohne Anspannung {iber die personliche
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Lebenssituation und das weitere Vorgehen Klarheit zu
verschaffen.!

Unter Berlicksichtigung des Grundsatzes der Verhaltnis-
maBigkeit ist in jedem Einzelfall einer Wohnungswegwei-
sung zu priifen, ob die gesetzliche Hochstgrenze ausge-
schopft werden muss oder ein kurzfristiger Platzverweis
ausreicht.” Ein Platzverweis von zehn Tagen Dauer, der
mit einer entsprechenden Begriindung® versehen ist, wiir-
de einer gerichtlichen Uberpriifung standhalten.

2.1.3 Beteiligte Krafte

2.1.3.1 Der Einsatz- und Streifendienst

Den Polizeibeamtinnen und -beamten vor Ort wird im
Rahmen ihrer Aus- und Fortbildung insbesondere ver-
mittelt, in Fallen Hauslicher Gewalt und bei Verdacht des
Vorliegens einer Straftat in jedem Fall eine Strafanzeige
zu fertigen, auch wenn das Opfer (noch) keinen Strafan-
trag gestellt hat,

—@ Tater und Opfer getrennt von einander zu befragen,

—@ einen Platzverweis — nach erfolgter Gefahrenprognose
— gegen den Tater auszusprechen,

—@ eine Gefdhrderansprache durchzufiihren,

—@ dem Opfer erste Hinweise auf weitergehende Beratung
geben (ggf. unter Hinterlassen von Telefonnummern be-
ziehungsweise Flyern) und

—@ sorgfaltig zu dokumentieren.

Die Grundsétze fiir den Umgang mit HAIP-Fallen wurden
fiir die Einsatzkrafte in einer ,,Merkbuch-Checkliste* zu-
sammengefasst.

Bei Vorliegen Hauslicher Gewalt ist immer der Formular-
bericht ,,Hausliche Gewalt* zu fertigen und unverziiglich
an die BISS-Stelle, hier im Frauen- und Kinderschutzhaus,
zu faxen. Eine Dateniibermittlung erfolgt nur nach einer
Einzelfallpriifung gemaB § 43 Abs. 1 Nr. 3 Nds. SOG bei
einer Ubermittlung an eine 6ffentliche Stelle und gemé&R
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 Nds. SOG bei einer Ubermittlung an eine
nicht 6ffentliche Stelle. Bei den BISS-Stellen handelt es
sich um nicht-6ffentliche Stellen. Die Dateniibermittlung
ist nicht von der Zustimmung der Betroffenen abhéngig.

Liegt ein Strafbestand vor, ist zusétzlich eine Strafanzei-
ge zu fertigen. Fiir den verhdngten Platzverweis ist der
Formularbericht ,,Platzverweis* auszufiillen.

Beide Formularberichte werden nebst Strafanzeige den
»,Sachbearbeitern Hausliche Gewalt* im Kriminalen Er-
mittlungsdienst zur weiteren Bearbeitung iibergeben.

2.1.3.2 Der Kriminal- und Ermittlungsdienst

Die Sachbearbeitung in Féllen ,,Hauslicher Gewalt* er-
folgt grundsatzlich in den Kriminal- und Ermittlungs-
diensten der Polizeiinspektfionen und Polizeikommissari-
aten durch speziell fortgebildete ,,SachbearbeiterInnen
Hausliche Gewalt* (Sb.-HG) im Rahmen ihrer sonstigen

1 Urteil des VG Géttingen vom 19.01.12, Az. 1 A 94/10, Rdnr.25
2 Beschluss des OVG Liineburg vom 12.07.10, Az. 11 LA 362/09, Rdnr. 10
3 Urteil des VG Géttingen vom 19.01.12, Az. 1 A 94/10, Rdnr.24

Sachbearbeitertatigkeit. Hierbei richtet sich die Sach-
bearbeitung nach dem ,,Wohnortprinzip*; das heiBft, die
jeweiligen Vorfélle werden in der fiir den Wohnort des
Opfers zustandigen Polizeidienststelle bearbeitet.

Die Sb.-HG stehen, wenn notig, telefonisch im Kontakt
zu den Mitarbeiterinnen der BISS und den Mitarbeitern/
innen der Bausteine und koordinieren ggf. ihr Vorgehen
im Einzelfall mit den dort zustandigen Mitarbeitern/in-
nen. Die Sb.-HG (ibernehmen dabei keine Aufgaben der
psychosozialen Krisenintervention.

Die HAIP-Vorgdnge werden nicht im so genannten ,,verein-
fachten Ermittlungsverfahren‘ bearbeitet. Vielmehr ist der
personliche Kontakt zum Opfer, und zwar ohne Beisein des
Beschuldigten, ein wichtiger Grundsatz. Die Sb.-HG erkla-
ren den Betroffenen die Verfahrensweise im HAIP-Verbund
und weisen auf die rechtlichen Méglichkeiten nach dem
Gewaltschutzgesetz hin. Dem Beschuldigten verdeutlichen
sie, dass Gewalttaten in der Familie Straftaten sind und ein
offentliches Interesse an der Strafverfolgung von Fallen
Hauslicher Gewalt besteht.

Die Sh.-HG kennzeichnen die Akten der HAIP-Vorgdnge
spatestens bei Abgabe an die Staatsanwaltschaft mit
dem Hinweis ,,Hausliche Gewalt oder HAIP*, damit diese
direkt den Sonderdezernaten der Staats-/Amtsanwalt-
schaft vorgelegt werden.

Seit Bestehen des HAIP-Verbundes wird jahrlich ein
Arbeitstreffen mit den Sbh.-HG durchgefiihrt. Der Erfah-
rungsaustausch sowie die Aus- und Fortbildung stehen
dabei im Vordergrund. Aktuell eingehende Informationen
(Neuerungen, Gerichtsurteile ...) gehen den Sb.-HG —
auch mit dem Ziel der Weitergabe der Informationen an
die Einsatzkrafte — zu. Die Sh.-HG fungieren fiir die po-
lizeilichen Einsatzkréfte innerhalb ihres Dienstbereiches
als unmittelbare Ansprechpartner vor Ort. Sie fiihren in
diesem Zusammenhang (Anlass bezogen) Beschulungen
im Rahmen des Dienstunterrichtes durch.

Falle von Gewalt in der Familie, bei denen die Gewalt-/
Notigungshandlung sexuell motiviert ist, werden nicht
im kompletten HAIP-Verbund bearbeitet. Die polizeiliche
Sachbearbeitung obliegt in der Regel dem Fachkommis-
sariaf fiir Sexualdelikte (1.3 Kommissariat) im Zentralen
Kriminaldienst (ZKD).

2.1.3.3 Die/Der Sachbearbeiter/in

Pravention (Sh. Pravention)
Innerhalb der Polizeidirektion Hannover ist die/der Sh.
Pravention verantwortliche/r Ansprechpartner/in zum
Thema ,,Hausliche Gewalt* (s.: ,,4. Konfaktadressen im
HAIP Verbund“).

Der/dem Sh. Pravention obliegt die zentrale Informa-
tionsweitergabe (zum Beispiel Grundsatzprobleme, ak-
tuelle Gerichtsurteile) an die Einsatzkrafte im Einsatz-
und Streifendienst (ESD) sowie an die HAIP-Teams des
Kriminal- und Ermittlungsdienstes (KED), die Aus- und
Fortbildung der ESD- und KED-Kréfte, sowie die Koordi-
nation von Verfahrensablaufen.



AbschlieBend ist festzuhalten, dass die Zahl der Félle von
Hauslicher Gewalt, die bei der Polizei seit 1997 bearbeitet
wurden, von Jahr zu Jahr zugenommen hat. Die Ursa-
chen fiir den stetigen Anstieg kdnnen einerseits in der
tatsachlichen Zunahme der Taten, sowie andererseits im
sensibleren Umgang der eingesetzten Polizeibeamten/
innen im Erkennen und Vorgehen in Fallen von Hauslicher
Gewalt begriindet sein. Des Weiteren kann dem Anstieg
dieser Straftaten auch ein verdandertes Anzeigeverhalten
der Bevolkerung/Opfer zugrunde liegen, was auf die seit
Jahren intensive Offentlichkeitsarbeit ,,Hausliche Gewalt
ist keine Privatsache ...“ zuriickzufiihren ist.
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2.1.3.4 Interkultureller Dienst
Migration und Integration haben auch in der polizeilichen
Arbeif einen hohen Stellenwert.

Aufgrund sprachlicher Barrieren und kultureller Unter-
schiede kdnnen polizeiliche MaBnahmen ihre Wirkung
verfehlen und somit Hindernisse und Missverstandnisse
entstehen lassen. Nicht selten wird der Polizei mit Miss-
trauen und Ablehnung begegnet. Zur Uberwindung von
Barrieren stehen im interkulturellen Dienst der Polizei
zwei Beraterinnen fiir Migranten und Aussiedler in einer
standigen Sprechstunde zur Verfiigung. Es werden Bera-
tungen in russischer und tiirkischer Sprache angeboten.

2.2 Staatsanwaltschaft Hannover

Die Staats- und Amtsanwaltschaft Hannover bearbeitet
zur Zeit alle HAIP-Fille in Sonderdezernaten.

Dort wird nicht, wie bisher liberwiegend, auf den Privat-
klageweg verwiesen, sondern gemaB Entscheidung der
Justizminister/innen-Konferenz 11/94 und den Richtli-
nien fiir das Straf- und BuBgeldverfahren (RiStBV) in der
zuletzt gednderten Fassung in der Regel 6ffentliches be-
ziehungsweise besonderes 6ffentliches Interesse bejaht.

In den Fallen, in denen das besondere 6ffentliche Inte-
resse an der Strafverfolgung besteht, ist ein Strafantrag
der Geschadigten nicht erforderlich.

Geeignete HAIP-Félle werden dem Verein ,,Waage Han-
nover e. V.“ (Verein fiir Konfliktschlichtung und Wieder-
gutmachung) zur Kldrung dariiber iberwiesen, ob die
Durchfiihrung eines Tater-Opfer-Ausgleiches sinnvoll und
moglich ist.

Wenn die Beteiligten einverstanden sind, fiihrt die
»,Waage‘ gemeinsame Klarungsgesprache vor dem Hin-
tergrund des aktuellen Konfliktanlasses durch. Konkret
werden die Wiinsche des Opfers mit dem Tater verhan-
delt und im Einigungsfall vertraglich festgelegt.

Die Einhaltung dieses zivilrechtlichen Vertrages wird von
der ,,Waage* (iberwacht und an die Staatsanwaltschaft
riickgemeldet, damit das Ergebnis bei der Verfahrenser-
ledigung beriicksichtigt werden kann.

Alternativ wird in geeigneten Fallen (in der Regel bei
Ersttdatern) seitens der Staats- und/oder Amtsanwalt-
schaft direkt Kontakt zum Beschuldigten aufgenommen
und ihm verdeutlicht, dass der zur Anklageerhebung er-
forderliche hinreichende Tatverdacht gegeben sei und
sich seine freiwillige Teilnahme an dem Sozialen Trai-
ningsprogramm bei der Beurtfeilung seines Nachtatver-
haltens giinstig fiir ihn auswirken kénnte. Dabei wird
erlautert, dass nach einer erfolgreichen Teilnahme am
Sozialen Trainingskurs beabsichtigt wird — in weniger
gravierenden Féllen — das Verfahren gemaB § 153 StPO
einzustellen, oder beim zustdndigen Gericht den Erlass

eines Strafbefehles iiber eine Verwarnung mit Strafvor-
behalt (§ 59 StGB) zu beantragen.

Das wiirde bedeuten, dass das Gericht die Schuld hin-
sichtlich des Tatvorwurfs feststellt, den Beschuldigten
verwarnt, sich die Verurteilung zu einer Geldstrafe vorbe-
hélt und den Tater fiir die Dauer von mindestens einem
Jahr bis hochstens drei Jahren unter Bewahrungsaufsicht
stellt.

Das Gericht wiirde nachtrédglich auf die vorbehaltene
Strafe erkennen, wenn der Tater wahrend der laufenden
Bewdhrungszeit erneut, insbesondere einschlagig, auf-
fallig wiirde.

Denkbar ist auch, dass in gravierenden Féllen gleichwohl
Anklage erhoben wird, die erfolgreiche Teilnahme am
Sozialen Trainingskurs aber strafmildernd beriicksichtigt
wird.

Um entscheiden zu kénnen, ob die Teilnahme am So-
zialen Trainingsprogramm hinreichend erfolgreich war,
erhalt die Staats-/Amtsanwaltschaft vom Méannerbiiro
entsprechende Riickmeldungen jeweils bei Beginn und
nach Abschluss des Trainingsprogramms.

Nach Erledigung des Verfahrens bei der Staatsanwalt-
schaft erhalten die HAIP-Teams eine besondere schrift-
liche Riickmeldung iiber den Ausgang des Verfahrens.

Erfahrungen

Es sei darauf hingewiesen, dass nach wie vor sehr viele
— grundsatzlich geeignete — Félle weder an den Verein
»Waage e. V.“, noch an das ,,Mdnnerbiiro e. V. iberwie-
sen werden kénnen, da die Aussagebereitschaft der Ge-
schadigten, die in den liberwiegenden Fallen ein Zeugnis-
verweigerungsrecht haben, sehr gering ist und deshalb
ein Tatnachweis nicht gefiihrt werden kann.

Was die Ergebnisse der an die Waage oder das Manner-
biiro abgegebenen Fille angeht, so wird auf die jeweili-
gen Beitrdge in dieser Broschiire hingewiesen.
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Zum Sozialen Trainingskurs lasst sich feststellen, dass,
seitdem in der vorgeschriebenen Art und Weise bei der
Staatsanwaltschaft verfahren wird, die Beschuldigten nur
ganz selten allein aufgrund des Drucks des anhangigen
Ermittlungsverfahrens das Angebot, an einem sozialen
Trainingsprogramms feilzunehmen, annehmen. Die Kur-
se wurden entweder abgebrochen oder — und das frifft
auf die iberwiegende Zahl der Falle zu — die Beschuldig-

ten haben auf das Anschreiben der Staatsanwaltschaft
iberhaupt nicht reagiert und sich nicht mit dem Man-
nerbiiro in Verbindung gesetzt. Méglicherweise ist es
erfolgversprechender, die Teilnahme an einem Sozialen
Trainingskurs als Auflage oder Bewahrungsweisung im
Rahmen einer Hauptverhandlung aufzugeben (groBerer
Druck!). Es ist zu erwarten, dass in den Fallen, in denen
der Kurs absolviert wurde, weniger Riickfélle zu verzeich-
nen sind.

2.3 Kommunaler Sozialdienst (KSD)
der Landeshauptstadt Hannover

2.3.1. Organisationsform und
Aufgabenbeschreibung
Der Kommunale Sozialdienst (KSD) gehért zum Fachbe-
reich Jugend und Familie der Landeshauptstadt Hanno-
ver und ist ein dezentraler Dienst mit sozialraumlicher
Ausrichtung. Die Dienststellen des KSD befinden sich in
allen 13 Stadtbezirken der Landeshauptstadt Hannover.
Zusatzlich gibt es noch die Clearingstelle als Zentrale fiir
Inobhutnahmen und die Fachdienste Jugend- und Kon-
flikthilfe im Strafverfahren, Pflegekinderdienst, Beratung
fiir Asylsuchende und die Schulsozialarbeit. Der KSD ist
grundsatzlich zustandig fiir die ,,Beratung und Unterstiit-
zung fiir Familien und allein erziehende Personen®.

Besondere Arbeitsschwerpunkte im Rahmen des ,,Umbaus
der Hilfen zur Erziehung‘ sind Sozialraumorientierung, Ad-
ressatInnenorientierung sowie Ziel- und Ressourcenorien-
tierung. Das heiBt, mit den Hilfe suchenden Menschen wird
ganzheitlich in ihrem direkten Lebensumfeld gearbeitet.
Trager der freien Kinder- und Jugendhilfe werden dabei
friihzeitig — auf dem Hintergrund der gemeinsamen Ver-
antwortung fiir den Sozialraum — mit einbezogen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des KSD koope-
rieren mit Einrichtungen vor Ort, wie zum Beispiel
Schulen, Kindertagesstatten, Horten, Freizeiteinrich-
tungen, Sportvereinen etc. Im Rahmen der Schwer-
punktsetzung sind sie Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner fiir Biirgerinnen und Biirger der Stadt
Hannover in sozialen Krisen. Arbeitsfelder sind dabei
insbesondere Beratung, Unterstiitzung, Begleitung und
die Einrichtung von Hilfen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des KSD bieten -im
Rahmen der entsprechenden Datenschutzbestimmungen
— Beratung, Krisenintervention und Einleitung von Hilfen
an. Dieses Angebot erfolgt wahrend der Sprechstunden
(Montag und Donnerstag von 8.30 —11.00 Uhr) sowie in
individuell abgestimmten Gesprdachen im KSD und bei
den Hilfesuchenden selbst auBerhalb der Sprechzeiten.
Dariiber hinaus ist der KSD — in Notfallen — ,,rund-um-
die-Uhr erreichbar.

Die gesetzlichen Grundlagen ergeben sich unter anderem
aus dem Biirgerlichen Gesetzbuch (BGB), dem Kinder-

und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) und in Teilen aus dem
SGB XII in Verbindung mit dem SGB II.

Im Folgenden werden beispielhaft Hilfebereiche und
-formen dargestellt:

Beratung und Unfterstiitzung fiir Familien und alleiner-
ziehende Personen

—@ Praventive Unferstiitzung durch Sozialberatung und
einen sozialraumlichen Arbeitsansatz

—@ Beratung fiir Mddchen und Jungen, Jugendliche und
junge Menschen (bis 26 Jahren) bei Problemen mit El-
tern, Freundeskreis, Schule, Ausbildung usw.

—@ Beratung von Eltern bei Problemen mit ihren Kindern
(bis zur Volljahrigkeit)

—@ Einleitung von ambulanten, feil- und vollstationdren
Hilfen zur Erziehung (im Rahmen eines gesetzlich vor-
gegebenen Hilfeplanverfahrens)

—@ Kriseninterventionen mit SchutzmaBnahmen fiir akut
gefdhrdete Madchen und Jungen sowie Jugendliche

—@ Mitwirkung in Familiengerichtlichen Verfahren

Beratung und Unterstiitzung fiir alleinstehende Men-
schen und Paare ohne Kinder

—@ Ansprechstelle in der Krise

—@ Vermittlung zu anderen Diensten und Amtern und zu
Hilfsangeboten in freier Tragerschaft

Der KSD betrachtet es grundsétzlich als besonders ef-
fektiv, nicht ausschlieBlich am Einzelfall orientiert, das
heiBt, an den individuellen Symptomen Einzelner oder
von Familien zu arbeiten. Daher ist in Ergdnzung zu den
geschilderten Einzelfallhilfen der stadtteilbezogene/so-
zialraumorientierte Arbeitsansatz ein weiteres wichtiges
Aufgabenfeld im KSD. Die ,,Soziale Arbeit setzt hier an
den Lebenszusammenhangen der Menschen an und geht
davon aus, dass individuelle Lebenssituationen durch ge-
sellschaftliche Strukturen (Wohnungsbau, Wohnumfeld,
Infrastruktur, ...) mitbestimmt werden.

Der stadtteilbezogene/sozialraumorientierte Arbeitsan-
satz beinhaltet unter anderem:

—@ Mobilisierung von Ressourcen bei Einzelnen, in Famili-
en, in der Nachbarschaft und im Stadtteil (Einbeziehung
des Sozialraums),



—@ ErschlieBung von Hilfenetzen,

—@ Vermittlung und Koordination von Beratungs- und Hil-
feangeboten,

—@ Stiitzung und Begleitung des vorhandenen Hilfepoten-
tials und

—@ Einflussnahme auf bedarfsgerechte Entwicklung des
Hilfeangebotes im Wohngebiet und auf die Sozialpla-
nung/Stadtentwicklung, unter anderem, um positive Le-
bensbedingungen fiir junge Menschen und ihre Familien
sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu
erhalten oder zu schaffen (entsprechend § 1 Absatz 3
Satz 4 SGB VIII).

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des KSD engagieren
sich in Stadtteilrunden — einem Netzwerk von Expertin-
nen und Experten (zum Teil unter Beteiligung betroffener
Biirgerinnen und Biirger) —, die sich je nach Thema aus
verschiedenen (sozialen) Diensten zusammensetzen kén-
nen: freie Trager, Initiativen, Polizei, Schule, kirchliche
Verbdnde und konfessionelle Einrichtungen, Medizin,
Justiz ...

Der KSD ist ein zentraler Baustein im HAIP-Programm
und federfiihrend verantwortlich fiir die Bearbeitung des
Themas ,,Kinder und Jugendliche mit Gewalterfahrungen
im hauslichen Bereich“. Im Interventionsverlauf stellt
der KSD eine wichtige Ansprechstelle dar, wenn Kinder
und Jugendliche von Hauslicher Gewalt betroffen sind.

2.3.2 Situation der von Hauslicher Gewalt
(Partnerschaftsgewalf) betroffenen Kinder
und Jugendlichen

Das Miterleben von Partnerschaftsgewalt, von Gewalt-

handlungen zwischen den Eltern beziehungsweise der

Mutter und ihrem Partner sind fiir Kinder belastende,

manchmal traumatisierende Erfahrungen, die gravieren-

de Auswirkungen auf die kindliche Entwicklung bis ins

Erwachsenenalter haben kénnen.

Esist grundsétzlich davon auszugehen, dass das — direkte
und auch indirekte — Miterleben von Gewalt im hausli-
chen Kontext immer auch eine schadigende Wirkung auf
die beteiligten Mddchen und Jungen hat, eine erhebliche
Belastung fiir sie darstellt und schadigend fiir ihre weite-
re psychische und physische Entwicklung ist.

Kinder, die in Familien leben, in denen die Mutter vom Va-
ter beziehungsweise vom Freund misshandelt wird oder
Gewalt zwischen den Eltern stattfindet, sind von dieser
Gewalt auf vielfaltige Weise (mit-)betroffen.

Sie erleben die Misshandlungen mit, was als eine Form
der Gewalt gegen das Kind und damit als Kindeswohl-
gefdhrdung zu betrachten ist. Sie gehen mit ihren
Mittern auf die Flucht, sind anwesend bei Polizeiein-
sdtzen, tragen alle Konsequenzen mit, die Gewalt nach
sich zieht. Sie sind gleichzeitig haufig aber auch am
eigenen Leibe von Misshandlung, Vernachldssigung
oder sexuellem Missbrauch befroffen. Oft sind sie in
anhaltende Kampfe der Eltern um das Sorge- oder Um-
gangsrecht verwickelt.
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Hausliche Gewalt gegen Frauen und Kindesmisshandlung
freten hadufig in den gleichen Familien auf. Mdnner, die
ihre Partnerinnen misshandeln, iben gleichzeitig auch
Gewalf gegen Kinder aus. Misshandelte Frauen wiederum
sind haufig so belastet, dass sie ihre Kinder nicht ange-
messen betreuen und versorgen kénnen.

Auch wenn Kinder nicht direkt von Misshandlungen be-
troffen sind, wachsen sie in einem Klima der psychischen
und physischen Gewalt auf, sind Augen- und Ohrenzeu-
gen von Gewalt und werden zum Teil auch direkt in die
Gewalthandlungen gegen ihre Mutter verwickelt.

Sie bekommen zum Beispiel Schldge ab, weil sie von der
Mutter auf dem Arm gehalten werden, sie werden als
,,Geiseln* genommen, um die Mutter zu einem bestimm-
ten Verhalten zu zwingen, sie werden gezwungen, bei
Gewalttaten zuzusehen oder aufgefordert, dabei mitzu-
machen. Manchmal versuchen Kinder auch, ihre Mutter
zu schiifzen und werden dabei selbst misshandelt.

In der Folge davon kdnnen Schlafstérungen, Schul-
schwierigkeiten, Angstlichkeit, Aggression und andere
Verhaltensauffalligkeiten auftreten. Auch sind Loyalitats-
konflikte gegeniiber den Eltern und Gefiihlsambivalenzen
eine typische Folge Hauslicher Gewalt. Gewalt mitzuer-
leben hat in der Regel eine Reihe von Entwicklungssto-
rungen zur Folge.

Die Kinder zeigen nach innen stark vermehrt Angst-
lichkeit, sozialen Riickzug und Traurigkeit, nach auBen
vermehrt aggressives Verhalten und Regelverletzun-
gen. Sie sind in ihrer kognitiven Entwicklung benach-
teiligt und neigen hdufiger zu sozial wenig angepassten
Konfliktbewadltigungsmustern. Die betroffenen Kinder
haben geringere soziale Fahigkeiten im Umgang mit
Gleichaltrigen.

Kinder erfahren zusammenfassend emotionalen Stress,
der sie nachhaltig schadigt — sei es als Opfer oder als
Zeuge. Gewalterlebnisse behindern beispielsweise die
Lernbereitschaft, die Konzentrationsfahigkeit und/
oder die kognitiven und sozialen Entwicklungen, so-
dass der Schulerfolg erheblich beeintrachtigt werden
kann. Manche Kinder reagieren mit Schlafstérungen
oder Angsten.

Letztendlich kann das Miterleben Hauslicher Gewalt
Auswirkungen auf die Einstellung zu Gewalt und zu
eigenem gewalttdtigen Verhalten haben. In diesem
Zusammenhang sind sie auch gefdhrdet, in ihren sozi-
alen Kontakten und Beziehungen auBerhalb der Familie
Gewalt zur Losung von Konflikten anzuwenden. Miter-
lebte Hausliche Gewalt in der Kindheit erhoht dariiber
hinaus das Risiko, das von den Eltern vorgelebte Mus-
ter der Opfer- und Téterrolle im Erwachsenenalter zu
wiederholen.

Das Miterleben von Hauslicher Gewalt durch Madchen
und Jungen ist in seinen differenzierten Auswirkungen
- grundsatzlich — als eine spezifische Form von Kindes-
wohlgefahrdung nach § 8a SGB VIII zu betrachten.
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2.3.3 Arbeitsweise bei Hauslicher Gewalt

beziehungsweise Partnerschaftsgewalt
Die Handreichung fiir die Polizei in Niedersachsen gibt in
Fallen von Hauslicher Gewalt gegen Frauen eine Infor-
mation der Jugendbehdrde vor, wenn Kinder beziehungs-
weise Jugendliche im Haushalt leben.

Diese Vorgabe wird in der Stadt Hannover im Rahmen
des HAIP-Interventionsverlaufs dadurch umgesetzt, in-
dem der Kommunale Sozialdienst (KSD) von den jewei-
ligen Polizeidienststellen iiber einen Einsatz bei Hausli-
cher Gewalt immer dann informiert wird, wenn Kinder
beziehungsweise Jugendliche mit im Haushalt leben.
Die Polizeimeldungen gehen per Fax in der zustandi-
gen KSD-Dienststelle ein und werden dort unmittelbar
dem zustandigen KSD-Bezirk zur weiteren Bearbeitung/
Priifung/Einleitung von MaBnahmen vorgelegt. Uber die
jeweilige Dienststellenleitung erfolgt eine zahlenmaBige
Erfassung der Meldungen.

Es gibt dariiber hinaus weitere Moglichkeiten, dass der
KSD iiber entsprechende Falle informiert wird:

1. durch die Betroffenen (Frauen, Médnner, Kinder bezie-
hungsweise Jugendlichen) selbst

2. durch andere Institutionen (im HAIP-Verbund)

3. durch das Familiengericht (bei Fallen nach dem Gew-
SchG - oder in anderen Verfahren: Trennungs- und
Scheidungsregelungen, Umgangsregelungen, Heraus-
gabeverfahren, ...).

Die eingehende Meldung wird immer auf ,,gewichtige An-
haltspunkte fiir eine Kindeswohlgefahrdung hin gepriift.
Grundsatzlich wird der ,,Schweregrad* der Meldung bei
der Vorgehensweise entsprechend beriicksichtigt. Dazu
zahlt unter anderem, ob und inwieweit Kinder unmittel-
bar von Gewalthandlungen betroffen waren, diese selbst
erfahren oder (nur) miterlebt haben, wie alt sie sind etc.

Eine Kontaktaufnahme beziehungsweise nachgehende
Arbeit ist immer dann vorgesehen, wenn Kinder zum
Beispiel massive Gewalthandlungen zwischen ihren
Eltern erlebt haben oder Gewalthandlungen selbst er-
fahren haben — beziehungsweise weitere Hinweise auf
eine mogliche Kindeswohlgefahrdung aus der Meldung
hervorgehen.

In jedem Fall erfolgt mit den Betroffenen eine Kldrung
der Situation und welche der nachfolgenden Handlungs-
schritte als geeignete Intervention infrage kommen:

—@ Beratung von Familien, Eltern und Kindern/Jugend-
lichen’,

—@ Beratung zum Sorge- und Umgangsrecht,

—® Mitwirkung im Familiengerichtsverfahren,

—@ Einleitung von Hilfe zur Erziehung (HzE),

—® Weitervermittlung an andere Institutionen (unter an-
derem im HAIP-Verbund),

—@ Inobhutnahme von Kindern/Jugendlichen,
—@ Stellungnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz (Gew-
Sch@).

Zu den Eltern beziehungsweise zur Mutter des Kindes /
der Kinder wird grundsétzlich — innerhalb einer Woche
— Kontakt aufgenommen und iiber die entsprechenden
Beratungs- und Hilfsmdglichkeiten durch den KSD bezie-
hungsweise die anderer Institutionen (unter anderemim
HAIP-Verbund) informiert. Es sei denn, dass die Gefdhr-
dungssituation und das Alter der Kinder ein sofortiges
Tatigwerden erfordern.

Die Kontaktaufnahme erfolgt durch ein Formschreiben.
Das weitere Vorgehen (Hausbesuch, Gesprach in der
Dienststelle) kann dann im Einzelfall geregelt werden.
Das hdngt mit davon ab, ob die Familie bereits bekannt
ist oder ob bereits eine HzE lauft. Es liegt im Ermessen
der zustdndigen Sachbearbeitung, ob und in welcher
Form reagiert wird, wenn es auf das erste Anschreiben
keine Reaktion gibt. Es sind dann entweder ein weiteres
Anschreiben oder ein (angemeldeter oder nicht angemel-
deter) Hausbesuch méglich. Die Meldung und die weitere
Vorgehensweise sind entsprechend zu dokumentieren.

Bei Beschuldigten bis zur Vollendung des 21. Lebens-
jahres ist — sowohl bei der Familie der/s Beschuldigten
als auch bei der Familie des Opfers — auf das Angebot
des Tater-Opfer-Ausgleichs (TOA) als auBergerichtliche
Konfliktschlichtung durch die Jugend- und Konflikthilfe
im Strafverfahren hinzuweisen.

2.3.4 Kooperation und Netzwerkarbeit / Wege
zu einer gelingenden Kooperation

Der Aufbau und die Pflege von Netzwerken ist auch im

Kontext von Partnerschaftsgewalt eine zentrale und zei-

tintensive Herausforderung. Kooperationspartner miissen

fiir eine Beteiligung liberzeugt, gewonnen und geworben

werden.

Eine Hilfe fiir gefdhrdete Kinder und ihre Eltern kann nur
dann wirksam sein, wenn diese Hilfe alle ,,Problemdi-
mensionen‘ gleichermaBen in den Blick nimmt und sich
nicht auf eindimensionale Blick- und Handlungsweisen
verengt. Dies erfordert von einer familienbezogenen
sozialen Arbeit eine Perspektivenerweiterung und den
Einbezug anderer Fachkréfte, Dienste und Professionen.

Neben dem zentralen Interesse und Nutzen fiir Kinder
und ihre Familien ist fiir eine Beteiligung die Uberzeu-
gung wichtig, dass auch fiir die beteiligten AkteurInnen
ein ideeller, fachlicher oder sozialpolitischer ,Gewinn’
erreichbar erscheint.

Als zentrale Elemente einer gelingenden Vernetzung sind
Zu nennen:

1 Ziel der Arbeit mit den Frauen und Kindern ist es unter anderem, ihnen geeignete Schutz- und Unterstiitzungsmaéglichkeiten bei der Bewdltigung der Folgen auf-
zuzeigen — sowie weitere, individuell geeignete Handlungsschritte mit ihnen zu erarbeiten (siehe Aufzihlung). Mitwirkungsbereite Ménner werden zur Bearbeitung

ihrer Gewalttétigkeit an Einrichtungen der Téterarbeit vermittelf.

2 Dazu zéhlt unter anderem der Aufbau einer verbindlichen Struktur, die die gemeinsamen Besprechungen regelt und Fragen der Moderation, der Protokollfihrung
und der Einladung kidrt. Wenn Kinder betroffen sind, sollte die Federfiihrung dafiir bei der Kinder- und Jugendhilfe liegen.



—@ gegenseitiges Kennenlernen der Organisation, ihres
Auftrags und ihrer Aufgaben, der verwendeten Instru-
mente und Methoden sowie der Moglichkeiten und Gren-
zen in der Arbeit,

—® Akzeptanz und Wertschatzung der fachspezifischen
Kompetenzen der beteiligten Berufsgruppen und Insti-
futionen,

—@ Transparenz (iber Ziele, Ressourcen und Erwartungen
der beteiligte AkteurInnen,

—@ gleichberechtigte Kommunikation miteinander,

—@ verbindliche Koordination und geregelte Verantwort-
lichkeit?,

—@ Kontinuitdt und Verldsslichkeit der Beteiligten;

—@ konstruktive Zusammenarbeit der Beteiligten.

Dariiber hinaus sind Ziele, Inhalte, Form und Organi-
sation der Kooperation in regelmaBigen Absténden zu
reflektieren.

Kooperation ermoglicht es, Verantwortung zu teilen. Gute
Kooperationsbeziehungen sind sehr entlastend. Dafiir
braucht es unter anderem eine falliibergreifende Vernet-
zung; das heiBt, ein Zusammenwirken aller Institutionen
und Fachkréfte, die auf unterschiedliche Weise mit Part-
nerschaftsgewalt und ihren Auswirkungen befasst sind.

2.3.5 Méglichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe
in der fallbezogenen Zusammenarbeit mit
anderen Institutionen

Die o6ffentliche Kinder- und Jugendhilfe (vertreten durch

die jeweiligen Jugendamter vor Ort) hat einen doppelten

Auftrag. Sie hat den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefahr-

dung wahrzunehmen, wie er in seinem Verfahrensablauf

in § 8a SGB VIII — Kinder- und Jugendhilfe — festge-
schrieben ist.

In diesem Zusammenhang kénnen zur Abwendung der
Gefdahrdung nach § 8a Abs. 3 SGB VIII Einrichtungen der
Gesundheitshilfe oder die Polizei hinzugezogen werden.

Die Jugendhilfe hat daneben die Moglichkeit, bei Antrag-
stellung durch die Eltern Hilfe zur Erziehung nach §§ 271f.
SGB VIII —Kinder- und Jugendhilfe —in unterschiedlicher
Ausgestaltung zu gewdhren. Die Ausgestaltung der Hilfe
wird in einem Hilfeplan mit allen Beteiligten (Eltern und
Kinder, Jugendamt und Fachkraft eines Jugendhilfetra-
gers, die die Hilfe leistet) festgehalten und in regelma-
Bigen Abstanden Uberpriift. Dieses Verfahren ist in § 36
SGB VIII - Kinder- und Jugendhilfe — gesetzlich geregelt.

Auch die Arbeit im Kontext von Hauslicher Gewalt bewegt
sich im Spannungsfeld dieser beiden Handlungsfelder
(Schutz und Hilfe).

Weitere Aufgabenschwerpunkte (zum Beispiel die Mitwir-
kung in gerichtlichen Verfahren) sind in der Aufzahlung
der Handlungsschritte unter 2.3.3 benannt. Daneben
kdonnen auch weitere, niedrigschwelligere Hilfen und
Unterstiitzungsmoglichkeiten vermittelt werden.
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In diesem Zusammenhang ist es zum Beispiel auch
moglich, an entsprechenden Fallkonferenzen mit an-
deren beteiligten Institutionen (zum Beispiel Polizei,
Justiz, Frauenunterstiitzungseinrichtungen) und deren
Fachkréften teilzunehmen und die genannten Aspekte
der Kinder- und Jugendbhilfe dort mit einzubringen. Vo-
raussetzung dafiir ist eine unmittelbare Gefahrdungs-
situation der beteiligten Kinder und Jugendlichen, die
ein Eingreifen der 6ffentlichen Kinder- und Jugendhilfe
erforderlich machen.

Dafiir ist vom Grundsatz her das Einverstandnis der Be-
troffenen erforderlich. Es gelten dafiir die entsprechen-
den Datenschutzregelungen der §8 61 — 65 SGB VIII.
Ausnahmen kénnen in Féllen einer drohenden oder be-
reits eingefretenen Kindeswohlgefahrdung gelten. Es ist
ohnehin immer im Einzelfall anhand der konkret vorlie-
genden Situation zu entscheiden.

Die Arbeit des KSD orientiert sich grundséatzlich an den
entsprechenden Datenschutfz-bestimmungen des SGB
VIII. Dies betrifft die Datenerhebung, die Datenspei-
cherung, die Dateniibermittlung und -nutzung. Ein be-
sonderer Vertrauensschutz besteht in der persénlichen
und erzieherischen Hilfe.

2.3.6 Tater-Opfer-Ausgleich® (TOA) im
Kommunalen Sozialdienst (KSD)
Wenn Jugendliche oder junge Erwachsene eine Straftat
begehen wie zum Beispiel Erpressung, Bedrohung, Kor-
perverletzung, Beleidigung oder Sachbeschadigung kann
das eine ganze Reihe von Folgen haben: Verletzungen,
Sachschiden, Angste und Feindseligkeiten und zumeist
auch ein Strafverfahren.

Daraus ergibt sich eine schwierige und belastende Situa-
tion fiir die Geschadigten und ihre Angehérigen wie auch
flir die Tater und deren Eltern.

Im Gegensatz zum iiblichen Strafverfahren bietet ein Ta-
ter-Opfer-Ausgleich fiir Geschddigte die Moglichkeit, Fra-
gen zu stellen, ihren Arger loszuwerden sowie Interesse
an einer Wiedergutmachung zum Ausdruck zu bringen.

Tater erhalten die Gelegenheit, sich mit den Folgen der
Tat auseinanderzusetzen und soweit wie moglich zu ihrer
Klarung und Wiedergutmachung beizutragen.

Wenn Geschadigte und Tater zu einem freiwilligen Aus-
gleichsversuch bereit sind, bietet der Tater-Opfer-Aus-
gleich fiir die Beteiligten folgende Vorteile:

flir Geschadigte
—@ unbiirokratische Wiedergutmachung
—@ Abbau von Verdrgerungen und Angsten
—@ Beilegung des Konfliktes durch personliche Aussprache
—@ Wiederherstellung des friedlichen und normalen Um-
gangs miteinander

3 Der Begriff , Tdter’ beinhalfet sowohl ménnliche wie auch weibliche Jugendliche beziehungsweise junge Erwachsene.




flr Tater
—@ direkte personliche Entschuldigung
—@ Einsicht in eigenes Fehlverhalten
—@ Verantwortungsiibernahme
—@ aktive Schadenswiedergutmachung

Der Tater-Opfer-Ausgleich will dazu beitragen, dass Kon-
flikte und Schadigungen in einer freiwilligen Auseinan-
dersetzung zwischen den Beteiligten weitgehend selbst
geregelt und ein einvernehmlicher Ausgleich gefunden
wird — wenn moglich ohne Gerichtsverhandlung.

Um den Ausgleich zu erleichtern, begleitet ein/e neu-
trale/r Vermittlerin oder Vermittler die Gesprache und
unterstiitzt beide Seiten in ihren Bemiihungen.

Wenn auch die Justizbehérden mit dem Ergebnis ein-
verstanden sind, hat das Auswirkungen auf das weitere
Verfahren (Verfahrenseinstellung oder Strafmilderung).
Gelingt die Schlichtung nicht, wird der weitere Verlauf
durch die Justiz entschieden.

In den letzten Jahren werden zunehmend auch Jugend-
liche und Heranwachsende als Tater in familidren und
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hduslichen Auseinandersetzungen gegeniiber Eltern,
Geschwistern und auch ihren PartnerInnen erlebt.

Hier bietet der TOA die Mdglichkeit, den Konflikt aufzu-
arbeiten und nach Moglichkeiten fiir einen zukiinftigen
anderen beziehungsweise besseren Umgang miteinander
zu suchen.

Ansprechpartner

Landeshauptstadt Hannover

FB Jugend und Familie | Kommunaler Sozialdienst
Ihmeplatz 5 | 30449 Hannover

fiir den KSD

Carsten Amme

Telefon 0511 | 168 | 49842

E-Mail  carsten.amme@hannover-stadt.de

fiir den Tater-Opfer-Ausgleich

Ursula Scheel

Telefon 0511 | 168 | 48643

E-Mail  ursula.scheel@hannover-stadt.de

2.4. HAIP/BISS - Beratungs- und Interventionsstelle

BISS-Koordinierung

Seit dem 1. Januar 2006 hat die BISS — Beratungs- und
Interventionsstelle in der Landeshauptstadt Hannover
die Arbeit aufgenommen. Die BISS, deren Kosten vom
Land Niedersachsen getragen werden,ist als Anlaufstelle
zustdndig fir die vier Polizeiinspektfionen in der Landes-
hauptstadt Hannover und hat damit die Nachfolge von
PPS angetreten. Die Landesmittel werden von der Ver-
waltung des Frauen- und Kinderschutzhauses als Zuwen-
dungsempféanger an die Kooperationspartner weitergelei-
tet. Das Frauen- und Kinderschutzhaus, Bestandteil und
Baustein des Hannoverschen Interventionsprogramms
gegen Mannergewalt in der Familie (HAIP) und Sitz der
BISS. Die BISS im Frauen- und Kinderschutzhaus nimmt
die Polizeiberichte, die in Féllen Hauslicher Gewalt er-
stellt werden, per Fax entgegen und vermittelt dann
weiter an den jeweils zustandigen Kooperationspartner.
Zu diesen zahlen die Bestdrkungsstelle Beratung fiir
Frauen bei Hauslicher Gewalt und SUANA/Kargah e.V.
Beratungsstelle fiir von Mdnnergewalt betroffene Migran-
tinnen. Bei allen Einrichtungen handelt es sich ebenfalls
um Bausteine des HAIP. Als Anlauf- und Beratungsstelle
sowohl fiir die Tater als auch fiir die mannlichen Opfer
Hauslicher Gewalt ist das Ma@nnerbiiro Hannover e. V. Teil
dieser Vernetzung. Das Mannerbiiro erhalt jedoch keine
Landesmittel, sondern eine Unterstiitzung von der Lan-
deshauptstadt Hannover.

Zu den Aufgaben der BISS gehort:
—@ pro-aktive Kontaktaufnahme mit den weiblichen Op-
fern, telefonisch und/oder schriftlich,

—@ die Erarbeitung eines individuellen Sicherheitsplans
fiir die Frau und (gegebenenfalls) ihre Kinder,

—@ Information und Beratung nach einer Wegweisung
des Taters und/oder bei Strafanzeige,

—@ Information liber weitere juristische Schritte wie zum
Beispiel zivilrechtliche Schutzanordnungen (Naherungs-
verbot, Wohnungszuweisung efc.),

—@ psychosoziale Beratung hinsichtlich der personlichen
Situation, mit besonderer Beachtung der Situation der
Kinder. Gegebenenfalls Weitervermittlung an andere
Institutionen (zum Beispiel Frauenhduser, Frauen-/Fa-
milienberatungsstellen, ArtztInnen, TherapeutInnen),

—@ Offentlichkeits- und Praventionsarbeit

Wichtig ist eine zeitnahe Kontaktaufnahme nach Eingang
der Polizeiberichte. Bewdhrt hat sich dabei der telefoni-
sche Kontakt, da die Frauen durch die personliche An-
sprache einen besseren Zugang zur Beratungseinrichtung
erhalten. Einzelgesprachsangebote dienen der Stabilisie-
rung der Klientinnen. Die Kooperation im HAIP/BISS-Ver-
bund ermdéglicht somit eine schnelle, unkomplizierte und
bedarfsgerechte Hilfe fiir die Frauen und Kinder.

Der BISS-Kooperationsverbund hat am 1. Januar 2006
die Arbeit aufgenommen. Das Gesamtfallaufkommen der
letzten vier Jahre ist dem nebenstehenden Diagramm zu
entnehmen.

Seit Initiierung der BISS waren die Zahlen stetig gestie-
gen. Nach einem erstmaligen leichten Riickgang in 2011
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stiegen die Polizeimeldungen in 2012 erneut deutlich an
und blieben somit im Trend der vorhergehenden Jahre.
Hausliche Gewalt wurde sichtbarer. Mit Hilfe der polizei-
lichen Erstintervention (Polizeieinsatz) konnten die Bera-
tungsstellen die Betroffenen zu einem friiheren Zeitpunkt
erreichen. Die Fallzahlen 2013 entsprechend anndhernd
denen von 2012.

Die Finanzmittel werden unter den Kooperationspartnern
gemadB dem Arbeitsauftrag verteilt. Das bedeutet fiir die
BISS im Frauen- und Kinderschutzhaus, dass zwei Sozi-
alarbeiterinnen fiir die BISS-Koordinierung eingestellt
werden konntfen. Die Mitarbeiterinnen sind an fiinf Tagen
in der Woche von 9.00 bis 15.00 Uhr zu erreichen.

Um diesen Standard halten zu kdnnen, miissen die Res-
sourcen des Tragers Verein zum Schutz misshandelter
Frauen und Kinder Niedersachsen e.V. sowie des Frauen-
und Kinderschutzhauses mit genutzt werden.

Das Biiro der BISS-Interventions- und Koordinierungs-
stelle befindet sich im Frauen- und Kinderschutzhaus.
Die Polizeiberichte treffen rund um die Uhr in der BISS
im Frauen-und Kinderschutzhaus ein und werden von
den BISS-Mitarbeiterinnen zeitnah bearbeitet. Fiir Félle,
die von besonderer Dringlichkeit sind (Frau und Kinder
miissen sofort untergebracht werden) nehmen die Mitar-
beiterinnen der BISS-Koordinierung sofort Kontakt zu der
betroffenen Frau auf, um ihr ein angemessenes Hilfsan-
gebot zu unterbreiten. Auch in den Fallen, in denen Ju-
gendliche/Kinder als Opfer/Tater benannt werden, wird
versucht, schnellstméglich einen Kontakt herzustellen,
um auf geeignete Unterstiitzungsangebote hinzuweisen;
auch der zustandige Kommunalen Sozialdienst (KSD)
wird benachrichtigt, sofern das nicht schon durch die
Polizei geschehen ist.

Die Leiterin der BISS-Koordinierungsstelle nimmt an
unterschiedlichen Netzwerktreffen teil, zum Beispiel an
den Sitzungen des Runden Tisches HAIP, an den Treffen
der Bausteine sowie an den Sitzungen der Landesarbeit-
gemeinschaft der Beratungs- und Interventionsstellen
BISS-LAG, an verschiedenen Arbeitsgruppen des Nie-
dersdchsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit
und Gleichstellung und Arbeitsgremien zum Frauen- und
Kinderschutz der Region Hannover. Dariiber hinaus ist
sie Referentin fiir BISS-Angelegenheiten in regelma-
Big stafttfindenden Fortbildungsveranstaltungen der
Polizeidirektion Hannover fiir Beamte des Einsatz- und
Streifendienstes sowie fiir die Beamten des Kriminalen
Ermittlungsdienstes (KED).

Seit dem Jahr 2006 leistet der BISS- Kooperationsver-
bund der Landeshauptstadt Hannover eine effektive,
nachhaltige und praventive Beratungsarbeit fiir Opfer
Hauslicher Gewalt. In der BISS-Beratungs- und Inter-
ventionsstelle / BISS-Koordinierung und ihren Koope-
rationsberatungsstellen dem Frauen- und Kinderschutz-
haus, der Bestarkungsstelle, bei Suana (fiir Migrantinnen)
sowie im Mannerbiiro ist eine stetig hohe Anzahl von

. Gesamtfallaufkommen im Biss-Kooperationsverbund
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Beratungsfdllen zu beobachten, von denen jeder einzelne
der groBtmoglichen Aufmerksamkeit bedarf.

Gerade im Hinblick auf die stets in unterschiedlichem
AusmaB mitbetroffenen Kinder und Jugendlichen ist ein
konsequentes Einschreiten der Polizei in Fallen Hausli-
cher Gewalt und eine unmittelbar im Anschluss an den
Einsatz erfolgende Unterstiitzung und Beratung der Be-
troffenen durch vernetztes Handeln sehr sinnvoll und
notwendig.

BISS - Beratungs- und Interventionsstelle
BISS-Kordinierung

Die Mitarbeiterinnen der BISS sind telefonisch unter fol-
gender Nummer zu erreichen:

Telefon 0511 | 3 94 54 61
Mo — Fr 9.00-15.00 Uhr (ansonsten Anrufbeantworter)

2013
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2.5 Frauen- und Kinderschutzhaus

Das Frauen- und Kinderschutzhaus Hannover blickt inzwi-
schen auf (iber 39 bewegte und bewegende Jahre zuriick.
Von Anfang an ist es durch seine Mitarbeiterinnen — erst
an der Entstehung — und jetzt am regelmaBig tagenden
Runden Tisch gegen Mannergewalt in der Familie ver-
treten, der das Hannoversche Interventionsprogramm
HAIP tragt.

Das Thema Mannergewalt in der Familie ist im allgemei-
nen oOffentlichen Bewusstsein verankert und wird — zum
Beispiel in der Strafverfolgung der Tater — immer ofter
zum Ziel 6ffentlichen Interesses. Das Gewaltschutzge-
setz, das seit dem 1. Januar 2002 in Kraft getreten ist,
ist ein Ausdruck dafiir. Es ist nicht zuletzt das Verdienst
autonomer und nicht autonomer Frauen, die seit Jahr-
zehnten in Projekten, Institutionen und in der Politik fiir
die Rechte und den Schutz von Frauen und Kindern ein-
treten, die Opfer von familidrer Gewalt wurden und die
nicht miide werden, immer wieder die Liicken im System
der psychosozialen Hilfen zu benennen.

Dabei haben sich Angebot und Nachfrage im Frauen- und
Kinderschutzhaus im Lauf der Jahrzehnte stark verdandert.
War es anfanglich — neben dem rdaumlichen Schutz und
der Beendigung der Gewalt — die schnelle Versorgung
mit finanziellen Mitteln und mit Wohnraum, die im Zen-
trum der — stets parteilichen — Beratung stand, so sind
es inzwischen zunehmend die sozialpddagogischen und
psychologischen Hilfen, die gebraucht und in Anspruch
genommen werden. Auch das Experfinnenwissen der
Mitarbeiterinnen im Ausléander- und Asylrecht wird im-
mer hdufiger nachgefragt, denn der Anteil der Migran-
tinnen hat sich seit einigen Jahren auf {iber 80 Prozent
eingependelt.

Stabilisierung und Traumaberatung

im Frauen- und Kinderschutzhaus

Nachdem sich auch in Deutschland die wissenschaftliche
Erkenntnis durchgesetzt hat, dass neben den physischen
Verletzungen des Korpers auch die Schadigungen der
Psyche nach Einwirkungen von Gewalt —insbesondere im
sozialen Nahraum der Familie — nicht folgenlos bleiben
und sich unter Umstanden — wenn sie nicht rechtzeitig
erkannt und behandelt werden — noch nach Jahren in
Form von postfraumatischen Belastungsstérungen zei-
gen und manifestieren kdnnen, trdgt das Frauen- und
Kinderschutzhaus diesen Erkenntnissen auch in seiner
konzeptionellen Entwicklung Rechnung. So wichtig es
ist, Opfern von Kriegen, Verkehrs- und Naturkatastrophen
traumatherapeutische Hilfe zu leisten, darf doch nicht
vergessen werden, auch Frauen und Kindern in Schutz-
hdusern, die oft mehrfach traumatisiert sind (durch Man-
nergewalf in der Familie, Kriegs- und Fluchterlebnisse,
lang andauernde Misshandlungs- und Missbrauchserfah-
rungen efc.) diese Hilfe angedeihen zu lassen. Haufig ist
es in diesen Fallen mit einer Wegweisung des Taters aus
der Wohnung nicht getan, eine Trennung vom Ort der
Tat ist fiir Frauen und Kinder genauso wichtig und erfor-
derlich, nur so kdnnen erste stabilisierende MaBnahmen
greifen und wirken.

Deshalb freuen wir uns, dass wir im Frauen- und Kinder-
schutzhaus als niedrigschwelliges Angebot die spezifi-
sche Qualitdt der Traumaberatung als erste MaBnahme
anbieten konnen, um Frauen und Kindern, die in einer
akuten und existentiellen Krise zu uns kommen, erste
Hilfe leisten und sie soweit stabilisieren zu kénnen, dass
sie in der Lage sind, selbststandig und verantwortungsbe-
wusst die nétigen Entscheidungen fiir ihr weiteres Leben
zu treffen.

Gegebenenfalls vermitteln wir Frauen und Kinder auch
weiter an geeignete TherapeutInnen.

2.5.1 Kinder im Frauen- und Kinderschutzhaus

Ein besonderes Angebot entwickeln wir fiir Kinder und
Jugendliche, die mit ihren Miittern ins Frauen- und Kin-
derschutzhaus kommen. Dabei hilft uns die Erfahrung,
die wir in den liber neununddreiBig Jahren der Existenz
des Hauses mit Kindern aus gewaltgeprdgten Familien
gesammelt haben. Schon lange versuchen wir, auf die
besondere Situation dieser Kinder aufmerksam zu ma-
chen, die stets von der selbst erfahrenen oder auch ,,nur*
erlebten Gewalt geprdgt sind. Sie sind haufig selbst Op-
fer, werden aber nahezu immer gleichzeitig Zeugen der
korperlichen und/oder psychischen Gewalt, die gegen die
Mutter angewendet wird. Dadurch werden sie ebenfalls
fraumatisiert. Das gilt ibrigens auch (iber den Auszug
aus dem Frauen- und Kinderschutzhaus hinaus, wenn die
Trennungssituation der Eltern immer wieder zu Streit,
Auseinandersetzungen und/oder Tatlichkeiten fiihrt, zum
Beispiel dann, wenn die Kinder vor oder nach Besuchs-
kontakten dem anderen Elternteil (ibergeben werden.

Auch die gemeinsame Flucht ins Frauenschutzhaus kann
als traumatisch erlebt werden. Die Mutter, bisher stets
in der Opferrolle, wird erstmals in der Rolle der aktiv
Handelnden erlebt. Alle diese Umstdnde bewirken groBe
Verunsicherungen und Angste, die sich in psychosoma-
tischen Storungen, in Unruhe, aggressivem Verhalten,
Leistungsabfall etc. zeigen kénnen.

Das Gewalfschutzgesetz gibt Frauen und Kindern heute
mehr Moglichkeiten, sich zu schiitzen und MaBnahmen
gegen den Tater zu ergreifen, frotzdem zeigt es auch,
wie wichtig die WahImdglichkeiten der Hilfsangebote fiir
die Frauen sind. Viele Frauen haben frotz erfolgter Weg-
weisung des Taters Angst, in der Wohnung zu bleiben.
Sie wollen den Tatort verlassen und an anderer Stelle,
manchmal auch in einer anderen Stadt ein neues siche-
reres Leben beginnen — inshbesondere dann, wenn sich
ein ganzer Familienclan zu ihrer Verfolgung aufmacht.
Einigen Tatern ist weder mit einer Wegweisung, noch mit
einer Strafandrohung beizukommen, den Frauen bleibt
dann nach wie vor keine andere Moglichkeit, als sich und
ihre Kinder im Frauenschutzhaus in Sicherheit zu bringen,
unter Umstanden sogar in einer anderen Kommune. Fiir
viele Frauen ist das Gefiihl der Sicherheit wichtig, dass
ihnen im geschiitzten Rahmen eines Frauenhauses ver-
mittelt wird. Die Erfahrung, dass sich jemand parteilich



an ihre Seite stellt, ihnen glaubt, ihre Bediirfnisse ernst
nimmt und sie akzeptiert, ist fiir viele Frauen neu. Dieses
Konzept von Parteilichkeit entspricht nicht dem syste-
mischen Ansatz, einem in der Familienberatung und in
vielen behdrdlichen sozialen Diensten vorherrschenden
Konzept.

Ziele der Beratung sind

—@ die Beendigung der Gewalt und der Schutz vor weite-
ren Gewalthandlungen,

—@ die Befreiung aus der Gewaltsituation, die Wieder-
gewinnung des eigenen Selbstwertes, die Starkung der
Handlungsfahigkeit und Autonomie und der Aufbau eines
selbstbestimmten Lebens.

2.6 Bestarkungsstelle -
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Das Team des Frauen- und Kinderschutzhauses ist inter-
kulturell besetzt, so dass wir zur Zeit in der Lage sind in
folgenden Sprachen zu beraten: deutsch, englisch, fran-
zosisch, spanisch, russisch und persisch.

Frauen- und Kinderschutzhaus
Die Mitarbeiterinnen sind telefonisch unter folgender
Nummer zu erreichen:

Telefon 0511 | 69 86 46

Mo —Fr 09.00 - 16.00 Uhr
Mo —So 21.00 - 06.00 Uhr

Beratung fiir Frauen bei Hauslicher Gewalt

Die Bestarkungsstelle ist eine Beratungs- und Interven-
tionsstelle fiir Frauen bei hduslicher Gewalterfahrung. In
der Bestadrkungsstelle erhalten heterosexuelle, leshische
und transsexuelle Frauen, die in ihrer derzeitigen oder
vorherigen Partnerschaft Gewalt erfahren (haben), eine
individuell abgestimmte psychosoziale — sozialpddagogi-
sche- und/oder psychotherapeutische Unterstiitzung in
Form von Einzel- und Gruppenangeboten. Ziel ist es, dass
die Frauen mithilfe des umfassenden Stabilisierungsan-
gebotes, ihren Ausweg aus der Gewaltspirale finden
und Perspektiven fiir ein gewaltfreies Leben (weiter-)
entwickeln kénnen. Die Beratung ist kostenfrei und auf
Wunsch anonym.

Seit ihren Anfangen (1997) ist die Bestarkungsstelle ein
Baustein von HAIP und kooperiert eng vernetzt im BISS-
HAIP Interventionsverlauf, um den betroffenen Frauen
eine direkte und schnelle Unterstiitzung zu erméglichen.

Angebot

—@ Telefonische Beratung

—@ Personliche Beratung

—@ Krisenintervention

—® Traumazenftrierte Begleitung

—® Themenzentrierte Gruppen

—@ Therapeutische Gruppen

—@ Vorbereitung auf die Gesprache mit Behdrden und
Justiz

—@ Unterstiitzung bei der Antragstellung einer Schutz-
anordnung/Wohnungswegweisung nach dem Gewalt-
schutzgesetz

—@ Sozialrechtliche Informationen

—@ Juristische Erstberatung durch eine Rechtsanwaltin

Zugang

Die Frauen melden sich selbst oder werden von anderen
Einrichtungen (zum Beispiel Arzten/Arztinnen, Kliniken,
Rechtsanwalten/Rechtsanwaltinnen, etc.) an uns wei-

tervermittelt. AuBerhalb der Offnungszeiten und wéh-
rend der laufenden Gesprache ist ein Anrufbeantworter
eingeschaltet. Die Mitarbeiterinnen der Bestdrkungs-
stelle melden sich dann umgehend bei den Betroffenen.
Die Termine werden je nach Bedarf kurzfristig vergeben.
Fiir das Erstgesprach nehmen sich die Beraterinnen Zeit,
um das Anliegen und die Bediirfnisse der Frauen mog-
lichst umfassend kennen zu lernen. Hier werden bereits
erste MaBnahmen gemeinsam besprochen (zum Bei-
spiel Moglichkeiten des Schutzes, Antragstellung nach
dem Gewaltschutzgesetz, Umgang mit Kindern in der
Bedrohungssituation, Stabilisierung nach Gewalter-
fahrung ...) und eingeleitet, die in den anschlieBenden
Gesprachsterminen weiter verfolgt und vertieft werden
kénnen.

Dariiber hinaus nimmt die Bestarkungsstelle seit 2006
im Rahmen der BISS-Intervention nach Polizeieinsatzen
Kontakt mit den betroffenen Frauen auf. Diese Kontakt-
aufnahme dient der Krisenintervention hinsichtlich duBe-
rer und innerer Sicherheit. Dank der Finanzierung durch
die Landeshaupfstadt Hannover (seit 1997) und das Land
Niedersachsen (seit 2006) kann die Bestdrkungsstelle
liber die BISS-Erstberatung hinaus — meist erforderliche
— weiterfiihrende Stabilisierungsgesprache in Form von
Einzel- und Gruppenangeboten anbieten.

Wie arbeitet die Bestarkungsstelle?

Die Interventionen sind an den Bediirfnissen und Be-
findlichkeiten der Frauen, die in die Bestarkungsstelle
kommen, ausgerichtet. Dabei wird beriicksichtigt, dass
die Frauen sowohl in lebenspraktischen Bereichen Hil-
festellungen bendtigen, als auch psychisch stabilisiert
werden miissen.

Ein elementarer Bestandteil sowohl der Einzel- als auch
der Gruppenarbeit ist die Ressourcen-Starkung und das
Erkennen und Verandern des eigenen Anteils an der Ge-
waltdynamik.
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Die Stabilisierung der Frauen basiert auf traumathera-
peutischen Erkenntnissen. Viele Betroffene sind trauma-
tisiert und brauchen einen Ort an dem sie sich sicher fiih-
len und wo sie lernen, wieder zu vertrauen. Das braucht
Zeit und Geduld. So werden Frauen auch immer wieder
iber einen langeren Zeitraum begleitet.

Die von Hauslicher Gewalt befroffenen Frauen sind einer
Vielzahl von Anforderungen ausgesetzt, denen sie sich
stellen miissen. Oft wissen Sie nicht, wie es in ihrem Le-
ben weiter gehen soll. Viele fiihlen sich von ihrem Partner
bedroht und sehen sich gezwungen, fiir sich und ihre
Kinder eine neue Wohnung zu suchen. Haufig muss die
finanzielle Situation neu geklart werden. Bestehende ver-
tragliche Bindungen wie Mietvertrage oder gemeinsame
Schulden, die sie mit ihrem Partner eingegangen sind,
aber auch die Sorge, er kdnnte ihr oder den Kindern auf-
lauern, lassen eine (voriibergehende) Trennung oftmals
fast unmoglich erscheinen; andere Alternativen werden
haufig nicht gesehen. Viele Frauen bangen um ihre phy-
sische und psychische Sicherheit und Unversehrtheit,
wissen aber nicht, wie sie sich und ihre Kinder schiitzen
kdnnen — zumal, wenn eine Trennung nicht die Lésung
aus ihrer desolaten Situation zu sein scheint.

In gemeinsamen Gesprachen werden neue Perspektiven
erarbeitet. Es ist wichtig zu erfahren, wie die Frau selbst
ihre aktfuelle Situation einschdfzt und welche Risiken
sie sieht? Dabei kann es wichtig sein, Risiken, die vom
gewalttatigen Partner ausgehen, von solchen zu unter-
scheiden, die ihren Ursprung eher in den allgemeinen Le-
bensumstanden der Frau haben (zum Beispiel rechtliche
Fragen, existenzielle Sorgen). Dies ermoglicht oftmals
eine Neubewertung und -gestaltung der Situation, was
den Weg fiir gezielte MaBnahmen zur Verbesserung ihrer
Situation ebnet. Letztere werden in Einzelgesprachen mit
der betroffenen Frau erarbeitet, da trotz vieler Gemein-
samkeiten bei der Gewaltbetroffenheit jede Frau sehr
individuelle Lebensumstande und Vorstellungen hat. Der
Weg zur Gewaltfreiheit ist bei jeder Frau immer wieder
anders. Auf diesem Weg werden sie von den Beraterinnen
begleitet, gehen miissen ihn aber die Frauen selbst.

Methodischer Hintergrund I: Einzelarbeit

Am Anfang der Beratung in der Bestdrkungsstelle steht
immer ein Erstgesprach, das im Einzelkontakt mit einer
unserer Mitarbeiterinnen durchgefiihrt wird. Hier wird
zunachst der individuelle Unterstiitzungsbedarf abge-
klart und gegebenenfalls fiir die spatere Teilnahme an
einer Gruppe motiviert. Weitere Einzelgesprache dienen
der Krisenintervention, der individuellen Unterstiitzung
bei Problemen, die nicht im Rahmen der Gruppenarbeit
geklart werden konnen sowie der Uberbriickung bis
zum Beginn der ndchstmdoglichen Bestarkungsgruppe.
Einzelgesprache werden dariiber hinaus auch denjeni-
gen Frauen angeboten, fiir die eine Gruppenteilnahme
nicht moglich oder sinnvoll ist. Grundsétzlich haben alle
Frauen die Moglichkeit, Einzelberatungen in Anspruch
zu nehmen, bis sie sich psychisch stabilisiert bzw. ihre
Lebenssituation so eingerichtet haben, dass sie fiir sich

und ihre Kinder keine akute Bedrohung mehr sehen oder
anderweitig Hilfe in Anspruch nehmen.

Methodischer Hintergrund Il: Gruppenarbeit

Die Gruppenarbeit ist ein wichtiges Element im Konzept
der Bestarkungsstelle. Es handelt sich dabei in der ersten
Phase um eine geschlossene Gruppe, die themen- und
prozessorientiert arbeitet und aus maximal zwolf Frauen
besteht, die alle Partnerschaftsgewalt in ihren friiheren
oder derzeitigen Beziehungen erfahren und sich Hilfe su-
chend an die Bestarkungsstelle gewendet haben.

Zuriickliegende Erfahrungen haben gezeigt, dass die
Vorgabe von Themen fiir die Frauen entlastender ist,
als wenn sie die relevanten Themen selbst einbringen
miissen. Dennoch werden aktuelle Anliegen und die Be-
findlichkeit jeder einzelnen Frau in der Gruppe zu Beginn
jeder Gruppensitzung aufgenommen und besprochen.
Die vorbereiteten Themen orientieren sich an den Bediirf-
nissen der Frauen und lassen sich folgenden Bereichen
zuordnen, die fiir betroffene Frauen zentrale Bedeutung
haben:

—@ Unterstiitzung und Information in praktischen Fragen
der Alltagsbewalfigung

—@ Erhohung der duBeren Sicherheit / der korperlichen
Unversehrtheit

—@ Starkung im Umgang mit den Folgen der Gewalter-
fahrungen

—@ Starkung im Umgang mit Angsten

—@ Starkung in der Wahrnehmung und Behauptung ei-
gener Grenzen

—@ Starkung im Umgang als Mutter mit den (mit-)betrof-
fenen Kindern

—@ Unterstiitzung bei Umgangsfragen und Schwierigkei-
ten mit dem Vater

—@ Starkung des Selbstwertgefiihls

—@ Erweiterung der Handlungskompetenz

Stabilisierungsgruppe | (Phase I)

Die Bestarkungsstelle ordnet die Interventionen ihrer
Arbeit mit den betroffenen Frauen zwei Phasen zu, die
sich an den Prozessen der Frauen orientieren. In der
ersten Phase findet vor allem sozialpadagogische und
gegebenenfalls psychotherapeutische Stabilisierungs-
arbeit statt.

In den Gruppensitzungen der Phase I haben die Frauen
die Moglichkeit, von ihrer aktuellen Situation beziehungs-
weise dem, was sie beschaftigt zu berichten. Dariiber
hinaus wird themen- und prozessorientiert zu den oben
genanntfen Bereichen gearbeitet.

Die Gruppenarbeit in dieser Phase ist auf die Gegenwart
konzentriert. Die Frauen erlernen Strategien zum Selbst-
schutz und zur Selbsthilfe. Dies bedeutet, neue Verhal-
tensweisen zu entwickeln und umzusetzen, was nur dann
Erfolg versprechend sein kann, wenn es gelingt, neue
Verhaltensweisen mit veranderten Einstellungen der Frau
sich selbst und dem Partner gegeniiber abzustimmen.



Aus diesem Grund ist es ein groBes Anliegen in der Be-
starkungsarbeit, mit den von Gewalt betroffenen Frauen
nach Verhaltensweisen und Strategien zu suchen, die sie
mit ihrer eigenen Einstellung vereinbaren kénnen und
von denen sie sich erhoffen, Gewaltfreiheitf in ihrem Le-
ben zu erreichen. Loslésungsprozesse vom gewalttatigen
Partner werden in dieser Phase sowohl im Verhalten, als
auch auf psychischer Ebene unterstiitzt und geférdert.

Die Frauen erfahren sozialpadagogische Unfterstiitzung,
so zum Beispiel in rechtlichen Fragen, wenn es um die
Ubernahme der Anwaltskosten (Beantragung von Pro-
zesskostenhilfe) geht. Sie erhalten aber auch in anderen
Bereichen Hilfestellungen, so beispielsweise bei der Be-
antragung einer Schutzanordnung. Bei Bedarf werden sie
zu anstehenden offiziellen Terminen wie z.B. Gerichtster-
minen begleitet.

Ziel dieser Interventionen ist es, dass sich die Frauen
wieder als wirkungsvoll und eigenstandig erleben kén-
nen. Sie lernen, ihren Handlungsspielraum und ihre
Handlungskompetenz zu erweitern. Hierbei kann der
unmittelbare Erfahrungsaustausch innerhalb der Grup-
pe auf die Einzelne ermutigend wirken, weil sie durch
die Erfahrungen anderer Frauen erlebt, dass diese dhn-
liche Situationen erfolgreich {iberstanden haben, oder
aber wenn sie selbst von ihren Erfahrungen berichtet
und anderen Frauen damit helfen kann. Auf diese Weise
entsteht eine Solidaritdt innerhalb der Gruppe, durch
die jede Frau in ihrer Personlichkeit gestarkt wird. Die
Gewalt wird enttabuisiert, was entlastend wirken kann.
Die Reflexion in der Gruppe und in Einzelgesprachen, die
Entwicklung einer eigenen Perspektive und die Planung
und Umsetzung neuer Verhaltensweisen und Ziele leiten
eine kognitive Umstrukturierung ein, die es den Frauen
ermoglicht, sich aus der Gewaltspirale zu befreien. Dieser
Entwicklungs-/Veranderungsprozess wird in der zweiten
Phase vertiefend bestarkt.

Stabilisierungsgruppe Il / Biografiegruppe
(Phase 1)

Nach Abschluss der Phase I treffen unsere Klientinnen
eine neue Entscheidung fiir sich und ihren personlichen
Veranderungsprozess, wenn sie in die zweite Phase iber-
wechseln. In dieser Phase haben interessierte Frauen die
Moglichkeit, ihre Situation in einer psychotherapeutisch
orientierten Gruppe zu bearbeiten.

Bei entsprechender Indikation wird auch mit traumazen-
trierten Methoden gearbeitet. Es wird eine Integration
der zuriickliegenden Gewalterlebnisse und der aktuel-
len Erfahrungen der Frauen in ihre Gesamtbiographie
angestrebt, verbunden mit der Wiedergewinnung ihres
Selbstwertgefiihles.

In dieser Phase geht es auch darum, die in der ersten
Phase neu erlernten Verhaltensweisen und bereits ein-
geleiteten kognitiven Umstrukturierungen weiter zu
entwickeln und dadurch die Grundlage fiir langfristige
Verhaltensveranderungen zu ermdglichen. Dazu gehort
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auch eine tiefergehende Arbeit an der Selbstwahrneh-
mung der Einzelnen, die ebenfalls in der ersten Gruppe
eingeleitet und in der zweiten weitergefiihrt wird. Dabei
wird die psychische Stabilisierung in der ersten Phase
als notwendige Voraussetzung fiir die Biografiegruppe/
Phase II gesehen, da die Frauen innerlich gefestigt sein
miissen, bevor sie auch eigene Anteile kritisch betrachten
kénnen, ohne sich dabei selbst die Schuld fiir das Erlebte
zu geben.

Kooperation und Offentlichkeitsarbeit

Die Bestarkungsstelle besteht seit 1997 und ist seitdem
ein Baustein von HAIP. Hier findet die fachiibergreifen-
de Gremienarbeit statt, um die inhaltliche Arbeit abzu-
stimmen und weitere MaBnahmen zu planen. Seit 2006
gibt es eine direkte Kooperation mit der Polizei und der
BISS-Koordinierungsstelle im Frauen- und Kinderschutz-
haus. Dies ermdglicht den pro-aktiven Gewaltpraventi-
onsansatfz (BISS), was bedeutet, dass die Bestarkungs-
stelle nach einem Polizeieinsatz den Kontakt mit der
betroffenen Frau aufnimmt.

Fiir kooperierende Institutionen bietet die Bestarkungs-
stelle Fortbildungen an. Zudem erstellt sie Materialien
fiir die Offentlichkeitsarbeit, um fiir das Thema Hausliche
Gewalt zu sensibilisieren und zu enttabuisieren.

In der Fachoffentlichkeit werden beide Ansatzpunkte —
sowohl sozialpddagogische MaBnahmen als auch psycho-
therapeutische Bearbeitungsmoglichkeiten —als optima-
le Hilfestellungen fiir von Hauslicher Gewalt betroffene
Frauen gefordert (Dutton, 1992; Kirkwood, 1992; Davies
et al., 1998; Firle, Hoeltje & Nini, 1997). Diesem Anspruch
wird die Bestarkungsstelle sowohl konzeptionell als auch
in ihrer praktischen Arbeit gerecht.

Erfahrungsbericht

Bis Ende 2005 arbeitete die Bestdrkungsstelle aus-
schlieBlich mit einer Komm-Struktur, das heiBt, die von
(Ex-)Partnerschaftsgewalt betroffenen Frauen nahmen
von sich aus Kontfakt zu uns auf. Zu einem groBen An-
teil wurden zu dieser Zeit die Betroffenen iiber PPS,
das Praventionsprogramm Polizei Sozialarbeit, vermit-
telt. Das in Kraft treten des Nds. Landesaktionsplans
zur Bekdampfung Hauslicher Gewalt auf der Grundlage
des Gewaltschutzgesetzes und die gleichzeitige Auflo-
sung von PPS initialisierte fiir die Bestarkungsstelle die
Integration des pro-aktiven Ansatfzes. Das heiBft, seit
2006 nehmen die Mitarbeiterinnen nach einem Polizei-
einsatz direkt mit den Frauen Kontakt auf. Der Erfolg
dieser Arbeit lasst sich messen. Die Fallzahlen sind seit
2006 kontinuierlich angestiegen. So haben in 2013 die
Mitarbeiterinnen bereits doppelt so haufig pro-aktiven
Kontakt aufgenommen wie in 2006, namlich in 1.182
Fallen (siehe Statistik).

In 2013 sind die Selbstmelderinnen im Vergleich zu 2012
um 47 gestiegen auf 203 Frauen. Dariiber hinaus konnten
in 2013 drei Stabilisierungsgruppen der Phase I (je zwolf
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TABELLARISCHE DARSTELLUNG DER KONTAKTE

2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Gesamtfalle 792 730 798 836 945 884 1.407 1.385

pro-aktiv 651 633 625 674 760 720 1.251 1.182
Selbstmelderinnen 141 97 173 162 185 164 156 203
Gruppenteilnehmerinnen 63 59 82 71 52 58 65 68
Migrantinnen 113 110 131 122 186 174 281 303
heterosexuell 942 882 1.405 1.379

/lesbisch 3 2 2 6

transsexuell 1 1 1 0

Termine) stattfinden und ein Gruppenangebot der Phase
II (24 Termine).

Die Altersspanne der Betroffenen lag in 2013 zwischen 18
und 67Jahren, mit einem Altersgipfel zwischen 31 und 40
Jahren. Frauen zwischen 22 und 30 Jahren und zwischen
41 und 50 Jahren waren in etwa gleich haufig betroffen.

In den Beratungen hat sich gezeigt, dass Frauen mit ganz
kleinen Kindern in die Bestarkungsstelle kommen und
ihre Situation verdandern wollen, und dann aber auch
Frauen, deren Kinder fast erwachsen und selbstandig
sind. Diese Frauen haben oftmals ihre hdusliche Situ-
ation wegen der Kinder geduldet, damit diese in ihrem
gewohnten Umfeld aufwachsen konnten.

Die Dauer der Partnerschaften lag zwischen zwei Wochen
und 30 Jahren. Die Art der Gewalt ist von unterschied-
lichster Form. Hinsichtlich der Formen der Gewalterfah-
rungen berichteten Klientinnen von erlebtem Psychoter-
ror, Demiitigungen, Stalking, kérperlicher Bedrohung und
Verletzung bis hin zu versuchter Tétung und Vergewal-
tigung.

Das Bildungsniveau und die soziale Herkunft der einzel-
nen Frauen waren sehr gemischt. Gewalt in der Partner-
schaft ist auch nach den Erfahrungen der Bestarkungs-
stelle kein schichtspezifisches Problem!

Es hat sich gezeigt, dass die Frauen nach dem Erstkontakt
eine langere Zeit der Stabilisierung durch Einzelgespra-
che bendtigen (etwa fiinf bis zehn Einzelgesprache), um
sich dann gegeniiber anderen Betroffenen in der Gruppe
offnen zu konnen. Beibehalten wurde das Konzept ei-
ner geschlossenen Gruppe mit starker Gewichtung auf
Struktur und Verbindlichkeit. Das Gruppengefiige ist
besonders anfangs sehr fragil, so dass unverbindliches
Verhalten einzelner Teilnehmerinnen den Rest der Frauen
verunsichern und somit die gesamte Gruppe gefdhrden
kann. Aus diesem Grund werden mit den interessierten
Frauen weiterhin sogenannte ,,Gruppenvertrdge* ab-
geschlossen, in denen sie ihre verbindliche Teilnahme
zusagen. Im Falle der Verhinderung miissen sie vorher
absagen und ihr Fehlen begriinden.

Erwdhnenswert ist die Erfahrung, dass die Frauen die
Vermittlung theoretischer Hintergriinde von Gewaltstruk-
furen als entlastend und Schuld mindernd und die Phase
1 als bestérkend und stabilisierend erleben. Eine Auswer-
tung von Interviews mit diesen Frauen, die im Rahmen

der Qualitatssicherung der Arbeit der Bestarkungsstelle
durchgefiihrt wurde, ergab eine deutliche Steigerung der
Lebensqualitdt und des allgemeinen Wohlbefindens bei
unseren Klientinnen. Ferner zeigten alle Frauen Verlaufe,
in denen sie anfangs, als sie sich Hilfe suchend an die Be-
starkungsstelle gewendet hatten, keine oder kaum Még-
lichkeiten sahen, ihr Leben selbsténdig bestimmen und
meistern zu kénnen. Wahrend sie sich nach Abschluss der
Phase II selbstbewusst erlebten und ihr Leben eigenver-
antwortlich fiihrten. Somit verfiigten unsere Klientinnen
nach Abschluss der zweiten Phase iiber eine positiv be-
starkte Einstellung zu sich selbst und ihren Fahigkeiten,
was sich auch in ihrem Verhalten verdeutlichte.

Wie in den Jahren zuvor haben wir auch in 2013 fiir die
Stabilisierungsgruppe eine Kinderbetreuung angeboten.
Hierfiir konnte {iber das Freiwilligen Zentrum Hannover
e. V. eine Betreuung gefunden werden. Dadurch kénnen
Frauen mit Kindern an der Gruppe teilnehmen, die auf-
grund einer fehlenden Kinderbetreuung an einer Teilnah-
me gehindert wiirden.

Clearinggesprache

Seit 2011 bieten die Mitarbeiterinnen kostenlose Clea-
ringgesprache an fiir Frauen, die im Rahmen der BISS-Ar-
beit als ,,Verursacherin‘ bei Hauslicher Gewalt bekannt
geworden sind. Manche Frauen kommen auch ohne
vorherigen Polizeieinsatz in die Bestarkungsstelle und
benennen eine Taterinnenschaft.

In ein bis drei kostenlosen Clearinggesprachen wird
erhoben, inwieweit die Frau Taterin ist, welche Form
von Gewalt sie ausgelibt hat, in welchem situativen Zu-
sammenhang diese stand und wie professionelle Hilfe
aussehen kann. Das Clearing dient gleichermaBen der
Bewusstwerdung der Destruktivitat bei Beibehaltung des
gewalttatigen Verhaltens —auch bei wehrhafter Gewalt —
und der Starkung der Selbstverantwortung, hinsichtlich
gewaltfreien deeskalierenden Verhaltens.

In den allermeisten Fallen wird deutlich, dass sich die
Frau in der Gewalteskalation durch den (Ex-)Partner mit-
tels Gewaltanwendung gewehrt hat, um groBere kdrperli-
che Verletzungen abzuwehren oder sie nicht mehr bereit
war still zu halten und zu erdulden. In 2013 haben wir
166 Clearinggesprache angeboten.

Frauen, die wehrhafte Gewalt wahrend der Gewalteskala-
tion ausiiben und Frauen, die sowohl Gewalt ausiiben als




auch (Ex-)Partnerschaftsgewalt erfahren haben, kdnnen
in der Bestadrkungsstelle begleitet werden. Frauen, die
(Ex-)Partnerschaftsgewalt Gewalt ausiiben — ohne eigene
Opfererfahrung — kdnnen in der Bestarkungsstelle kein
weitergehendes Beratungsangebot erhalten. Diese wer-
den weitervermittelt zu allgemeinen Lebensberatungs-
und Therapieangeboten.

Team und Qualitatssicherung

Das Team der Bestarkungsstelle ist ein Team von Frauen
flir Frauen. Die Mitarbeiterinnen besitzen beraterische/
psychotherapeutische Qualifikationen und sind fortge-
bildet in der Psychotraumaarbeit. Die Qualitatssicherung
wird gewdhrleistet durch wochentliche Teamsitzungen
und kontinuierliche Inter- und Supervision. Zudem neh-
men die Mitarbeiterinnen regelméaBig an fachspezifischen
Fortbildungen teil.
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Bestarkungsstelle — Beratung fiir
Frauen bei Hauslicher Gewalt

im Beratungs- und Therapiezentrum e. V.
Bodekerstr. 65 (Ndhe Lister Platz)

30161 Hannover

Telefonische Erreichbarkeit
Montag bis Freitag 8.00 bis 19.00 Uhr
Sonst AB (durchgehend)

Persénliche Beratung
Termine nach Vereinbarung. Die Beratung ist kostenfrei.

Telefon 0511 | 3948177

Fax 0511 | 692531

Mail bestaerkungsstelle@btz-hannover.de
www.bestaerkungsstelle-hannover.de

2.7 SUANA/kargah e. V. — Beratungsstelle fiir Migrantinnen
bei Hauslicher Gewalt, Stalking & Zwangsheirat

SUANA/kargah e. V. ist eine Beratungsstelle fiir von
Hauslicher Gewalt betroffene Migrantinnen. Frauen, die
Opfer von Hauslicher Gewalt geworden sind, kénnen sich
hier umfangreich und wenn nétig in ihrer Muttersprache
beraten lassen und Informationen zum Beispiel iiber Ge-
waltschutzrecht, Aufenthaltsrecht, Familienrecht oder fi-
nanzielle Unterstiitzungsmoglichkeiten bekommen.

Daten und Fakten

Die Untersuchung ,,Lebenssituation, Sicherheit und Ge-
sundheit von Frauen in Deutschland‘ belegt das nach wie
vor sehr hohe GewaltausmaB gegen Frauen in Deutsch-
land. Uberwiegend wird demnach Gewalt gegen Frauen
von mannlichen Beziehungspartnern oder Familienange-
hérigen ausgeiibt und findet im héuslichen Bereich statt.?

AuBerdem konnten Migrantinnen und Fliichtlingsfrauen
sehr deutlich als besondere Risikogruppe ausgemacht
werden. Untersuchungsergebnisse des Kriminologischen
Forschungsinstituts Niedersachsen belegen: In Hannover
sind taglich etwa 160 Frauen von MannerGewalt betrof-
fen, lber die Halfte von ihnen haben einen Migrations-
hintergrund.’

Auch die ersten Auswertungen der BISS-Stellen stiit-
zen das Ergebnis der (iberproportionalen Betroffenheit
von Migrantinnen bei Hauslicher Gewalt in der Familie.
In einem betrachtlichen Teil der Félle (27 Prozent), die
bei den BISS-Stellen registriert werden, handelt es sich

1 Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2004)

um Auslénderinnen, Eingebiirgerte oder Spataussied-
lerinnen, wobei Ausldanderinnen der zweiten Genera-
tion nicht erfasst wurden. Der Anteil von Opfern ohne
deutsche Staatsbiirgerschaft betrug auf Polizeiebene
21,9 Prozent, in der niedersachsischen Bevodlkerung im
gleichen Zeitraum jedoch nur 6,7 Prozent. Migrantinnen
waren dementsprechend in deutlich héherem AusmaB
von Hauslicher Gewalt betroffen als herkunftsdeutsche
Frauen. Dariiber hinaus ,,... findet sich auch in der vorlie-
genden Studie; dass Migrantinnen seltener einen Antfrag
nach GewSchG stellen als herkunftsdeutsche deutsche
Frauen.*

Besonderheiten der rechtlichen Situation

Das private und gesellschaftliche Leben von Migrantin-
nen mit einem unsicheren Aufenthaltsstatus kann mas-
siv durch gesetzliche Vorgaben beeinflusst werden. Je
nach Aufenthaltsstatus wird ihr Alltag von verschiedenen
Gesefzes- und Rechtsgrundlagen, wie Asylbewerberleis-
tungsgesetz, Aufenthaltsgesetz, Asyl- und Asylverfah-
rensgesetz, Freiziigigkeitsgesetz etc. bestimmt. Oftmals
steht auch der Aufenthaltsstatus einer Migrantin in Ab-
hangigkeit zu dem ihres Ehemannes/Mannes. Durch die
Rechtsnorm wird also ihre Existenzgrundlage und Selb-
standigkeit eingeschrankt.

Besonderheiten der sozialen Situation
Gewalt gegen Frauen kennt keine schichtspezifischen,
altersspezifischen, religiésen oder nationalen Grenzen.

2 Nur ein Prozent der von Gewalt durch Partner oder Partnerinnen betroffenen Frauen nannte eine weibliche Beziehungspartnerin. In 99 Prozent der Fille waren

es mdnnliche Beziehungspartner

3 Die Dunkelziffer ist erheblich héher.

4 Niedersdchsisches Ministerium fiir Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit & Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN): ,,Mit BISS gegen

Hdusliche Gewalt* (2005)
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Migrantinnen und Fliichtlingsfrauen in Deutschland
sehen sich jedoch zusétzlich, neben einer allgemeinen
Stigmatisierung gegeniiber misshandelten Frauen, mit
Diskriminierungen und Vorurteilen konfrontiert. Ein
Beispiel dafiir ist der Mythos, Gewalt gegen Frauen sei
kulturell relativierbar. Das bedeutet, dass Gewalttatig-
keit von Mannern als Normalitdt einer anderen Kultur
bewertet, und somit schlicht bagatellisiert wird.

Neben schmerzhaften Erfahrungen aus Gewaltverhalt-
nissen, die den familidaren Zusammenhalt zerstoren,
sehen sich von Hauslicher Gewalt betroffene Migran-
tinnen mit aufenthaltsrechtliche Unsicherheiten und
Problemen konfrontiert, die das Angstklima, in dem
sich die Frauen und Méadchen ohnehin befinden, in fast
unertraglichem MaBe erhdhen.

Eine Trennung von der Familie bedeutet fiir viele eine
soziale Isolation in einer fremden Gesellschaft. Oftmals
werden sie auch zusatzlich von ihrer eigenen Commu-
nity verfolgt und bedroht, weshalb eine Isolation von
der Familie, aus der sie geflohen sind, haufig auch eine
Isolation von anderen FreundInnen und Bekannten ihres
Kulturkreises bedeutet.

Aufgrund von Sprachbarrieren und kulturellen Differen-
zen miissen Betroffene damit rechnen auf gesellschaft-
liches Unverstandnis zu stoBen.

Fiir BeraterInnen stellen Migrantinnen und Fliichtlings-
frauen eine besondere Herausforderung dar. Haufig
werden diese Frauen zwischen den einzelnen Bera-
tungseinrichtungen und Institutionen aufgerieben, die
jeweils nur einen Teilaspekt ihrer Situation bearbeiten
(Zuflucht, Jugendamt, AnwaltInnen, ArztInnen, Sozial-
arbeiterInnen). Beraterinnen, die ihre Sprache sprechen
und Kenntnisse (iber ihre Lebensrealitdt haben, sind die
Ausnahme, jedoch fiir die Betroffenen von immenser
Bedeutung.

Die Arbeit von SUANA

Seit April 2001 hat SUANA ihre Arbeit bei kargah e. V.
(Verein fiir interkulturelle Kommunikation, Migrations-
und Fliichtlingsarbeit) in Hannover aufgenommen und
bietet Migrantinnen Beratung und Unferstiitzung bei
Hauslicher Gewalt, Stalking & Zwangsheirat.

SUANA/kargah e. V. verfiigt als eine Selbstorganisation
von MigrantInnen und Fliichtlingen (iber einen guten Zu-
gang zur Zielgruppe und kann diese deshalb besonders
effektiv mit verschiedenen Beratungsangeboten unter-
stiitzen. Sie ist ein Baustein im Hannoverschen Inter-
ventionsprogramm gegen Mannergewalf in der Familie
»HAIP.

Seit Anfang Dezember 2005 wird SUANA nach polizei-
lichen Einsdtzen iiber Vorfédlle von Hauslicher Gewalt
in Familien mit Migrationshintergrund benachrichtigt.
Die SUANA-Mitarbeiterinnen wenden sich daraufhin
direkt (pro aktiv) an die betroffenen Frauen, um ihnen
Beratungsmoglichkeiten, Hilfeleistungen und Unter-
stlitzungen anzubieten. Die Mitarbeiterinnen von SUA-
NA unterliegen der Schweigepflicht, unterstiitzen die
betroffenen Frauen parteiisch und haben einen femi-
nistischen, mehrsprachigen, inter- und transkulturellen
Arbeitsansatz.

SUANA bietet Hilfe und Bestarkung der Autonomie fiir
von MannerGewalt betroffene Migrantinnen durch Ein-
zelgesprache, Gruppenangebote und wesentliche Infor-
mationen liber

—® Moglichkeiten nach dem Gewaltschutzgesetz,

—@ aufenthaltsrechtliche und asylrechtliche Fragen,

—@ sozialrechtliche und familienrechtliche Fragen,

—@ weitere finanzielle Unterstiitzungsmdglichkeiten,

—@ Beratung und Begleitung bei Stalking und

—@ Beratung und Begleitung bei Zwangsheirat.

Praventiv- und Offentlichkeitsarbeit
SUANA leistet einen praventiven Beitrag gegen Gewalt in
MigrantInnenfamilien.

. Anzahl der von Gewalt betroffenen Migrantinnen von 2009 bis 2013
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. Anzahl der mitbetroffenen Kinder von 2009 bis 2013
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Dazu gehort die Aufklarung und Verbreitung von In-
formationen in verschiedenen Medien wie Broschiiren,
Zeitungen und Zeitschriften (auch muttersprachlich).
Die wesentlichen Informationen (iber das Gewaltschutz-
gesetz (GewSch@G) sind in bersichtlichem Format in
13 Sprachen {ibersetzt und werden den Ratsuchenden
kostenlos zugesandt.

Des Weiteren werden auch Lokalradio, Lokalfernsehen
und eigene Filmproduktionen wie ,,Opferschutz fir alle
Frauen* (2004) und ,,Ich wehre mich gegen Zwangse-
he — ein nicht alltdgliches Beispiel“ (2005) genutfzt, um
gesellschaftlich zum Thema Hausliche Gewalt zu sensibi-
lisieren und Informationen fiir Betroffene zu verbreiten.

Dariiber hinaus werden regelmaBig Veranstaltungen, Ak-
tionstage und Vortragen zum Thema organisiert.

Neben der Zusammenarbeit im HAIP-Verbund wurde
die Vernetzung der Préaventionsarbeit gegen Manner-
Gewalt in MigrantInnenfamilie in der AG Migrantinnen,
AG Zwangsheirat und AG Kinder fortgesetzt. Fiir eine
noch effektivere Offentlichkeitsarbeit organisiert die AG
Migrantinnen seit 2002 jahrlich eine gemeinsame Akfi-
on am 25. November zum ,,Internationalen Tag gegen
Gewalt gegen Frauen®.

Die SUANA-Erfahrung zeigt, dass fiir die Hilfe und Un-
terstiitzung fiir von Gewalt betroffene Migrantinnen und
Fliichtlingsfrauen andere/weitere gesellschaftliche und
politische Voraussetzungen notwendig sind — vor allem
ernsthafte Schritte fiir die Gleichstellung von Migrantin-
nen mit einheimischen Frauen!

SUANA/Kargah e. V.

Zur Bettfedernfabrik 3 | 30451 Hannover
Telefon 0511 | 12 60 78-14 | -18

Fax 0511 | 12 60 78-22

E-Mail  suana@kargah.de

Sprechzeiten
Mo —Do 09.00 —13.00 Uhr und 14.00 — 17.00 Uhr

Termine werden nach telefonischer oder personlicher
Anmeldung vergeben. Wir versuchen, die Beratungen
wenn gewiinscht oder ndtig auch muttersprachlich
durchzufiihren.

Beratungssprachen

Deutsch, Persisch, Tiirkisch, Englisch, Vietnamesisch,
Arabisch, Spanisch, Kurdisch, Franzdsisch, Polnisch,
Russisch, Bosnisch/Kroatisch/Serbisch
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2.8 Mannerbiiro Hannover e. V. — Arbeiten im Rahmen von
HAIP: Taterarbeit und Opferarbeit Hausliche Gewalt

Projektbeschreibung

Das Mannerbiiro Hannover ist ein eingetragener gemein-
niitziger Verein, gegriindet 1996. Inzwischen sind in den
verschiedenen Arbeitsbereichen des Mannerbiiros (Le-
bensberatung, Taterarbeit, Opferarbeit und Beratungs-
stelle AnstoB), dreizehn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
mit unterschiedlicher Stundenzahl beschéftigt." Die Ar-
beit des Mannerbiiros wird durch die Landeshauptstadt
Hannover, die Region Hannover und das Land Nieder-
sachsen (Niedersachsisches Ministerium fiir Soziales, Ge-
sundheit und Gleichstellung) gefoérdert, dariiber hinaus
tragen Spenden, BuBgelder, Honorareinnahmen und ein-
zelne Projektférderungen von Stiffungen und Sponsoren
zur Finanzierung bei.

2.8.1 Entwicklung, Vernetzung und

struktureller Rahmen der Taterarbeit

Hausliche Gewalt in Hannover

Im Rahmen des HAIP ist das Mannerbiiro seit 1994 am
Runden Tisch vertreten, davon iiber mehrere Jahre in der
Koordination des Gesamtprojektes.

Damit ist das Mannerbiiro insbesondere auf lokaler und
regionaler Ebene mit wichtigen Kooperationspartnern
(wie Frauenhdusern und beratungsstellen, Justiz und
weiteren zustdndigen sozialen Einrichtungen und Tra-
gern) gut vernetzt, was fiir die sorgfdltige und verant-
wortungsbewusste Arbeit im Bereich Hauslicher Gewalt
unerldsslich ist.

Das Ménnerbiiro engagiert sich zudem auf Bundesebene
in der ,,Bundesarbeitsgemeinschaft Taterarbeit Hausliche
Gewalt in interinstitutionellen Kooperationsbiindnissen
gegen Hausliche Gewalt“ (BAG T4HG).? Die BAG TaHG
wurde im Jahr 2007 gegriindet, das Mannerbiiro war
Griindungsmitglied, mehrere Jahre im Vorstand enga-
giert und hat die Standards der Taterarbeit sowie die
Fortbildung fiir Taterarbeit HG mit entwickelt.

Auf Landesebene ist das Mannerbiiro Griindungsmitglied
der ,,Landesarbeitsgemeinschaft der vom Land Nieder-
sachsen geforderten Taterarbeitseinrichtungen Hausli-
che Gewalt“ (LAG TaHG).

Die liberregionale Vernetzung dient dem fachlichen Aus-
tausch, dem Austausch von Erfahrungen aus der Praxis
sowie der fortwdhrenden Arbeit an einer Verbesserung
der Standards fiir die Taterarbeit, was etwa die Ausbil-
dung von Fachkréften, aber auch die Implementierung
neuer Angebote, sozialer Trainingskurse und Beratungs-
stellen betrifft.

In diesem Zusammenhang wurden seit 2003 Weiter-
bildungsseminare sowie einjdhrige Fortbildungen fiir

Fachkréfte im Bereich Taterarbeit HG durchgefiihrt. In-
zwischen ist dieses Konzept Teil der von der BAG TaHG
angebotenen Fortbildung.

2.8.2 Arbeitsbereich Hausliche Gewalt

im Mannerbiiro Hannover
Der Arbeitsbereich Hausliche Gewalt im Mannerbiiro hat
drei unterschiedliche Teilbereiche:

1. Pro-aktive Arbeit mit Tatern Hausliche Gewalt
Nach einem Polizeieinsatz erfolgt unsererseits eine
pro-aktive Beratung der beschuldigten Manner. Diese
geschieht in Kooperation mit und als Teil der Interventi-
onsarbeit der Beratungs- und Interventionsstelle (BISS)
Hannover.

2. Taterarbeit Hausliche Gewalt: Soziale
Trainingskurse in Deutscher und in
tiirkisch/kurdischer Sprache

Soziale Trainingskurse werden in Form von Gruppen-
oder Einzelarbeit, aber auch nach Einzelfallpriifung als
Paarberatung angeboten.

3. Beratung mannlicher Opfer Hauslicher Gewalt
Die Beratung von Mannern, die selbst Opfer Hauslicher
Gewalt durch ihre Partnerin oder ihren Partner gewor-
den sind, wird ebenfalls im Rahmen eines pro-aktiven
Ansatzes realisiert, sofern es die geringen Ressourcen in
diesem Bereich zulassen (siehe Punktf 2.9.5).

Der hauptsdchliche Arbeitsbereich ist die Beratung von
und das Soziale Training mit Ma@nnern, die gegen ihrer
Partnerin gewalttatig geworden sind.

Dariiber hinaus sei erwdhnt, dass seit 1.1.2014 ein vom
Land Niedersachsen (Niedersachsisches Ministerium fiir
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung) und der Klos-
terkammer Hannover geférdertes Modellprojekt ,,Caring
Dads —Fiirsorgliche Vater umgesetzt wird. Die Zielgruppe
fiir die sozialen Trainings sind Vater, die gegeniiber ihren
Kindern gewalttatig waren/sind oder ihre Kinder durch
Gewalt gegen die Kindesmutter/(Ex-)Partnerin in ihrer
Entwicklung ernsthaft und nachhaltig gefahrdet haben.

2.8.3 Vernetzung
Die Vernetzung mit Polizei, Justiz, Frauenberatungsstel-
len und Frauenhdusern ist erforderlich, um die im HAIP
definierten gemeinsamen Oberziele zu erreichen:
—@ Reduzierung der hohen Gewaltquote in Familien,
—@ Schutz und Hilfe fiir von Gewalt betroffene Frauen und
—@ Tater in die Verantwortung nehmen.

1 Vgl. www.maennerbuero-hannover.de zur Darstellung der unterschiedlichen Arbeitsbereiche.

2 www.bag-taeterarbeit.de


http://www.maennerbuero-hannover.de
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Hl KOOPERATIONSVEREINBARUNGEN TAHG

BestarkSt
Partnerin
ASD/KSD

Meldun

Polizei

Riickmeldungen

Info: Aufla

Riickmeldungen

Info: Aufla

Riickmeldungen

Die Zusammenarbeit mit dem Mannerbiiro ist wie folgt
geregelt: wir erhalten eine Kopie der Auflage, Avise
oder eine entsprechende Mitteilung. Die fallbefassten
Institutionen erhalten zeitnah Riickmeldungen iiber
das Ergebnis des Kontakfes und die mit dem Beschul-
digten/Tater getroffenen Vereinbarungen, ebenfalls
bei Abbruch, Ausschluss oder Abschluss des Trainings.
Die Partnerin erhélt ebenfalls eine entsprechende Mit-
teilung.

2.8.4 Konzept der Taterarbeit Hausliche Gewalt
im Mannerbiiro
Das ,,Soziale Trainingsprogramm* fiir gewalttatige Man-

/Info

Riickmeldungen

Taterkontakt

Taterkontakt

HANNOVER

Taterkontakt

Taterkontakt

Taterkontakt

ANNERBURO

Taterkontakt

Im Rahmen der konkreten Arbeit mit Tatern und ihren
Angehdrigen ist fiir uns wichtig, klar festzuhalten, dass

—@ Hausliche Gewalt nicht als bildungs- oder schichten-

spezifisches Phdnomen betrachtet werden kann;

—@ Hausliche Gewalt nicht als zwangslaufige Folge von

Alkohol, Drogenkonsum, Stress, Arbeitslosigkeit be-
trachtet werden kann (auch wenn diese Faktoren als
Stressausldser zu Ohnmachtsgefiihlen und dem Gefihl
der Ausweglosigkeif beitragen kénnen);

—@ Hausliche Gewalt erhebliche Folgen fiir die Gescha-

digte, die Kinder und den Tater selbst hat;

—@ die Partnerin/Geschédigte und die Kinder in Tren-

nungs- und Scheidungssituationen besonders gefahrdet
sind;

ner im Rahmen von HAIP wurde im Auftrag der Stadt —@® Partnerschaftsgewalt sich haufig in Form eines Ge-

Hannover konzipiert und wird seit 1996 im Mannerbiiro
Hannover durchgefiihrt. Im Verlauf der jahrelangen
Praxis wurde ein Standard fiir das Trainingsprogramm
entwickelt, der im Folgenden dargestellt ist und den
aktuellen Standards der BAG T&HG entspricht.?

2.8.4.1 Theoretische Konzepte und Hypothesen
zum Thema Hausliche Gewalt — Grundlagen fiir
die Taterarbeit

Im Folgenden werden die wissenschaftlichen Grund-
lagen fiir unser Verstandnis von Hauslicher Gewalt,
Training und Therapie, sowie die durch ein Soziales
Training realisierbaren Veranderungsprozesse bzw.
ziele skizziert.

Das Phénomen Hausliche Gewalt wird in der Offent-
lichkeit nach wie vor oftmals tabuisiert, gleichzeitig
halten sich hartnackig Vorurteile {iber Tater und Opfer.

waltkreislaufs gestaltet, dass also Muster erkennbar
sind, die zu durchbrechen gelernt werden kann.

Nicht nur in der konkreten Arbeit, sondern auch in den
ihr zugrunde liegenden Konzepten ist es unerldsslich,
dass konkret deutlich wird, was beispielsweise unter
Gewalthandlungen verstanden werden muss. Vor die-
sem theoretischen Hintergrund kdnnen gewaltférmige
Strukturen erkannt und in ihrer Dynamik kritisch be-
leuchtet werden. Wichtig ist dabei auch die Einordnung
dieser Strukturen in den vergeschlechtlichten gesell-
schaftlichen Kontext und das Hinterfragen fradierter
Bilder von Geschlecht und Geschlechterrollen.

Diese Strukturen zeigen sich in unterschiedlichen so-
zialen Bereichen, wie es beispielsweise Schrottle (zi-
tiert nach Heitmeyer & Schrottle 2006) beschreibt.
Sie spricht dabei vom Bereich der Normenvermittlung
und akzeptanz, darunter lassen sich sozialisatorische

3 vgl. BMFSJ (2008) Standards und Empfehlungen fiir die Arbeit mit ménnlichen Tétern im Rahmen von interinstitutionellen Kooperationsbiindnissen gegen Héusliche

Gewalt. Materialien zur Gleichstellungspolitik Nr. 109.
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Einflisse und gesellschaftlich-kulturelles Miteinander
verstehen, die sich auch im Bereich von Rechtsetzung
und InferventionsmaB niederschlagen. Hier wird das In-
einandergreifen der sozialen Bereiche beziehungsweise
Sphéren deutlich — direkt damit verkniipft sind Fragen
der sozialen Kontrolle und Integration, woriiber schlieB-
lich auch die Verteilung von Macht und Ressourcen im
Geschlechterverhaltnis gesteuert wird. Weitere Einfluss-
faktoren sind geschlechtsspezifische Leithilder (die sich
ja nicht nur aus gesamtgesellschaftlichen Vorstellungen,
sondern auch aus individuell-biografischen Erfahrungen
oder Konflikten entwickeln), struktureller Stress, der
sich auf die Ebene der Familie auswirkt, und System-
funktionalitat — also inwiefern gewalttatige Strukturen
beziehungsweise die Unterdriickung von Frauen etwa
gesellschaftlichen Nutzen bringen.

Gewalt wird durch ein komplexes Bedingungsgefiige be-
glinstigt, wobei individuelle, biografische und soziokultu-
relle Faktoren, aber auch politische Rahmenbedingungen
eine Rolle spielen. Die Bedeutung dieser multifaktoriellen
Bedingungslage wird durch verschiedene soziologische
Theorien gestiitzt: Soziale Lerntheorien, Kontrolltheori-
en, feministische und strukturfunktionalistische sowie
patriarchatskritische Ansatze diskutieren und belegen
das Ineinandergreifen individueller und gesellschaftli-
cher Dynamiken (vgl. etwa Connell 1999).

2.8.4.1.1 Definitionen

Unter Gewalt im sozialen Nahbereich wird von uns jede
Verletzung der kérperlichen und psychischen Integritat
einer Person durch eine andere verstanden.

Taterarbeit ist nicht gleichzusetzen mit klassischer Psy-
chotherapie oder erlebnispadagogischen oder iiblichen
Selbsterfahrungsgruppen. Taterarbeit in Form von Sozia-
len Trainings ist vielmehr ein auf Konfrontation und Em-
pathie begriindetes, padagogisch-verhaltenstherapeuti-
sches und kognitiv orientiertes Programm mit dem die
oben genannten Ziele verfolgt werden. Die angewandten
Methoden und eingesetzten Themen sind durch einen de-
liktorientierten Ansatz gekennzeichnet. Dabei muss jede
Intervention, Methode oder MaBnahme gewdhrleisten,
dass die Sicherheit der betroffenen (Ex)Partnerin nicht
gefahrdet wird.*

2.8.4.1.2 Arbeitshypothesen

Abgeleitet aus den theoretischen und empirisch abgelei-
teten Erkenntnissen zu dem Phanomen Hausliche Gewalt,
stlitzen wir uns bei unserer Arbeit auf verschiedene Hy-
pothesen, die unsere Haltung kennzeichnen:

—@ Eine Gewalthandlung hat ein Ziel.

—a@ Eine Gewalthandlung hat eine Funktion.

—@ Hinter der Handlung steht eine Intention — zum Bei-
spiel Schadigung oder Demiitigung der anderen Person,
Demonstration eigener Macht efc.

—@ Gewalt stellt fiir den Tater eine Losung (!) dar.

—@ Einer Handlung geht eine Entscheidung (!) voraus.

4 Diese Definitionen richten sich nach den Standards der BAG.

2.8.4.1.3 Ziele der Taterarbeit
Die konkreten Ziele der Taterarbeit konnen auf den unter-
schiedlichen Ebenen wie folgt gefasst werden:

Leitziel unserer Arbeit in den Sozialen Trainingskursen
ist, dass die Manner lernen, Beziehungskonflikte und -kri-
sen gewaltfrei zu bewéltigen und damit wesentlich zum
Schutz ihrer Frauen und Kinder beizutragen.

Als Mittlerziele gelten die Ubernahme von Verantwor-
tung, die Steigerung der Selbstkontrolle ebenso wie Ver-
besserung der Selbstwahrnehmung und Training sozialer
Fertigkeiten.

Konkrete Handlungsziele ergeben sich aus den einzel-
nen im Konzept des Trainingskurses behandelten The-
men und Ubungseinheiten, die auf die unterschiedlichen
thematischen Schwerpunkte bezogen sind.

2.8.4.2 Umsetzung der Taterarbeit im

Einzel- und Gruppensetting
Im Folgenden werden am Beispiel der Gruppenarbeit die
grundséatzliche Vorgehensweise und die Durchfiihrung
der Kurse detaillierter beschrieben.

2.8.4.2.1 Durchfiihrung der Gruppenarbeit
Zielgruppe der Sozialen Trainingskurse sind Manner, die
gegeniiber ihrer Partnerin im Sinne der genannten Defi-
nition gewalttatig sind oder waren. Seit 2004 gibt es im
Mannerbiiro sowohl ein deutsch- als auch ein tiirkisch-
sprachiges Gruppenangebot. Das deutschsprachige An-
gebot wird gut angenommen, so bestehen seitdem zwei
parallel laufende Gruppen. Das Angebot der tiirkischspra-
chigen Gruppe musste mehrmals mangels Teilnehmern
und Finanzierung ausgesetzt werden. Es hat sich gezeigt,
dass umfangreichere flankierende MaBnahmen die Teil-
nehmer motivieren, die Gruppenteilnahme férdern und
aussichtsreicher gestalten. Erst durch die Férderung des
Landes Niedersachsen konnten diese personalintensiven
MaBnahmen umgesetzt werden und seitdem kann eine
fortlaufende, tiirkisch-sprachige Gruppe aufrechterhalten
werden.

ZUGANGSWEGE UND FALLZAHLEN
IMm BEREICH TATERARBEIT HG

2011 2012 2013

Staatsanwaltschaft 62 63 57
Amtsgericht 23 35 43
Polizei/AJSD 33 28 23
BISS-Stelle LHH 1.142 1.512 1.425
Jugendamt/KSD 9 4 2
Internet 37 37 28

Sonstige* 182 140 136

Gesamt 1.488 1.819 1.714

* Unter ,,Sonstige* wurden gezéhlt: Selbstmelder, Vermitt-
lung durch Partnerin, Beratungsstellen, Psychotherapiepra-
xen, Familienangehdrige, Kliniken etc.




Zugangswege zur Taterarbeit HG insgesamf

Hier wurden diejenigen Tater/Beschuldigte gezahlt, die
sich an uns gewendet haben, die uns zugewiesen wurden
beziehungsweise die uns durch die polizeilichen Meldun-
gen bekannt geworden sind.

Zugangswege und Zusammensetzung

der Beratungen und Gruppen

Die Klienten kommen {iber unterschiedliche Zugangswe-
ge und auch durch unterschiedliche Beweggriinde moti-
viert in unsere TrainingsmaBnahmen. Einige suchen aus
eigener Motivation Unterstiitzung, andere werden durch
Auflagen der Justiz etc. ,,gewiesen“. Hingewiesen sei
auf die von uns durchgefiihrte pro-aktive Arbeit. Dadurch
haben wirin 2013 insgesamt 78 Beschuldigte motivieren
kénnen an den TrainingsmaBnahmen teilzunehmen.

ZUGANG IN DIE ERSTBERATUNGEN

(AUFNAHMEGESPRACHE) FUR DAS
SOZIALE TRAINING

2011 2012 2013

Staatsanwaltschaft 62 63 57
Amtsgericht 23 35 43
Polizei/AJSD 31 28 23
Pro-aktive Arbeit 23 55 78
Jugendamt/KSD 9 4 2
Internet 37 37 28

Sonstige 181 140 136

Gesamt 366 362 367

Regionale Herkunft der Klienten

Die Klienten der Sozialen Gruppen- und Einzeltrainings
kamen in 2013 zu 64 Prozent aus der Landeshauptstadt
Hannover, zu 26 Prozent aus der {ibrigen Region (Um-
land) und zu 10 Prozent aus dem {ibrigen Niedersachsen.

Kontaktfablauf

Die erste Kontaktaufnahme mit dem Méannerbiiro ge-

schieht in der Regel telefonisch oder personlich

a) durch die pro-akfive Beratung im Rahmen der Tateran-
sprache durch die Mitarbeiter des Mdnnerbiiros,

b) durch die Tater (selbst- oder fremdmotiviert),

c) durch die Partnerin.

In allen Féllen wird ein Terminangebot gemacht bzw.
eine Terminvereinbarung fiir eine Erstberatung getrof-
fen. In der personlichen Erstberatung werden der genaue
Sachverhalt, Tathergang, Gefdhrdungspotenzial, Motiva-
tion und Einsicht ermittelt sowie Informationen iiber die
Arbeit des Mannerbiiros und des Sozialen Trainingskur-

FiLLe HiusLicHER GEwALT 1M VIANNERBURO IM

BereicH TATERARBEIT HG (PRO—-AKTIVE ARBEIT
UND SoziALE TRAININGS

| 2011 | 2012
1.488 |1.819

| 2013
1.714

Félle, mit denen wir schriftlich,
telefonisch oder persénlich
Kontakt hatten

personliche Beratung 302 341 | 289
telefonische Beratung 155 161 | 142
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. Diagramm 1: Fallzahlen im Rahmen der
Pro-Aktiven Arbeit / Tateransprache

1600 1 W Fille gesamt 1460
W Kontaktversuche 1430
1400 [ persanl. Beratung
1225
1200 -
1000
800 +
600 +
400 1
2001 114 91
0 : :
2011 2012 2013
. Diagramm 2: Fallzahlen
in Beratungen und Gruppen
1 W FErstberatung pers. .
133 M Gruppe
L [ Einzelberatung
0 [ Paarberatung
100 4
80 1 65
60 1
40 1
19
20 6 7
0 : :
2011 2012 2013

ses gegeben. In geeigneten Fillen wird das Angebot zur
Teilnahme an einer der Sozialen Trainingsgruppen ge-
macht, in indizierten Fallen wird Einzelarbeit angeboten.

Nachfolgend ist die Anzahl der Klienten dargestellt, mit
denen in den letzten drei Jahren mindestens ein Kontakt
oder mindestens eine Beratung stattgefunden hat:

Diagramm 1 gibt die Anzahl der durchgefiihrten Beratun-
gen fiir den Teilbereich Pro-Aktive-Arbeit (Tateranspra-
che) in den letzten drei Jahren wieder. Einen Uberblick
liber die Teilnahme an den verschiedenen MaBnahmen
in den Jahren 2011, 2012 und 2013 vermittelt das
Diagramm 2 darunter. Dariiber hinaus haben 2013 in
564 Fillen telefonische oder personliche Kurzberatun-
gen stattgefunden.

Zulassungskriterien

Es erfolgt keine Zulassung zu einer der MaBnahmen, wenn
kein Tateingestandnis, akute Sucht- und Drogenabhan-
gigkeiten, nicht behandelte psychische/psychiatrische
Erkrankungen sowie mangelnde sprachliche Verstandi-
gungsmoglichkeit vorliegen. Bedingung fiir die Teilnah-
me ist auBerdem die Entbindung von der Schweigepflicht
gegeniiber der Partnerin und allen im Interventionspro-
gramm beteiligten Institutionen.
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Ausschluss aus dem laufenden Programm
Teilnehmer des Taterprogrammes, die zu erkennen geben,
dass sie keine Verantwortung fiir ihr Verhalten iiberneh-
men und dass sie nicht bereit sind, ihre Gewalttatigkeit zu
beenden, werden damit konfrontiert und ggf. aus der Grup-
pe ausgeschlossen. Fallinvolvierte Institutionen sowie die
(Ex-)Partnerin erhalten eine entsprechende Meldung.

Kontakt zur (Ex-)Partnerin

Mit der geschadigten (Ex-)Partnerin des Teilnehmers
wird nach Moglichkeit Kontakt aufgenommen. Nach der
Anmeldung des Teilnehmers zur Gruppe wird der Part-
nerin ein Informationsgesprach angeboten. Sie wird in
jedem Fall informiert, wenn der Teilnehmer aus der Grup-
pe ausgeschlossen wird oder abbricht. Vor Abschluss der
Gruppe wird die Partnerin noch einmal kontaktiert, um
in einem abschlieBenden Gesprach von ihr Riickmeldung
{iber die Situation in der Partnerschaft beziehungsweise
Beziehung zu erhalten.

Im Jahr 2013 wurden 165 Beratungen der Partnerinnen
erfasst.

Zusatzliche und unterstiitzende Angebote

Bei Bedarf, etwa in Trennungssituationen, bei familialen
Krisen und kritischen Lebensereignissen wird Kriseninter-
vention angeboten. Ebenso wie in den Gruppen stehen
hier auch tiirkisch/kurdisch sprechende Mitarbeiter/in
-nen zur Verfligung. Inshbesondere in der Arbeit mit
Teilnehmern mit tiirkisch/kurdischem Migrationshinter-
grund werden nach Einzelfallentscheidungen Partnerin-
nen und Familien beraten.

Organisatorischer Rahmen der Standardgruppe
Das Gruppenprogramm wird als fortlaufende Grup-
pe durchgefiihrt. Die Teilnehmerzahl betragt maximal
10 (mindestens 6). Das Programm erstreckt sich {iber
26 Termine, ein Termin pro Woche a 2 Zeitstunden.

Gruppenleitung

Die Gruppen werden jeweils von einem Mitarbeiter/in-
nenteam (Frau und Mann) geleitet. Diese haben folgende
Qualifikationen: Diplom-Sozialpddagoge/in, Diplom-Pad-
agoge/in (oder ein vergleichbarer Hochschulabschluss),
zum Teil therapeutische Zusatzausbildung, Erfahrungen
in der Gruppenleitung und qualifizierte Fortbildungen im
Bereich Taterarbeit Hausliche Gewalt.

Qualitatssicherung

Die Arbeit der Mitarbeiter/innen (Berater/innen und
Gruppenleiter/innen) wird regelmaBig im Gesamtteam
reflektiert und in einer fortlaufenden Supervisions-
gruppe supervidiert. Einmal pro Jahr finden zweitagige
Team-Konzepttage statt. Ziel dieser Konzepttage ist die
fortwahrende Reflektion der Arbeit, aber auch die Weiter-
entwicklung des Konzepts und seiner einzelnen Module.
Die Mitarbeit bei der Fortschreibung der Standards der
BAG TaHG und die Auseinandersetzung mit Frauenunter-
stitzungseinrichtungen auf regionaler und Bundesebene
fordern die Qualitatssicherung.

2.8.4.2.2 Inhalte der Taterarbeit

Das Konzept der Sozialen Trainingskurse setzt sich aus

unterschiedlichen thematischen Schwerpunkten (Modu-

len) zusammen. Ganz wesentliche Elemente der Grup-

penarbeit sind:

1. die Rekonstruktion der Tat(en) und die Ubernahme der
Verantwortung fiir das eigene Handeln,

2. die Entwicklung von Empathie fiir die Opfer,

3. das Entwickeln von Sicherheitspldnen und Notfalll6-
sungen und das Anwenden dieser Plane im Krisenfall,

4. das Erlernen gewaltfreier Konfliktlosungsmdglichkei-
fen.

Dazu werden alle in diesem Zusammenhang notwendi-
gen Themen bearbeitet, beispielsweise: Probleme in der
Partnerschaft — Gewalthandlungen — Definition von Ge-
walt — Auswirkungen und Konsequenzen der Gewalthand-
lungen — Selbstwahrnehmung — Wahrnehmung eigener
Gefiihle, Empfindungen, Affekte und ihre Artikulation —
Kommunikation verbessern — eigene Gewalterfahrungen
— Unterschiede zwischen Arger, Aggression und Gewalt,
Verantwortung und Schuld — Brief an die (Ex)Partnerin
— Gewaltkreislauf erkennen und aussteigen — Vorbilder,
Mannerbilder, Frauenbilder, Vaterbilder —Rollenverhalten
—sexuelle Gewalt — positive Visionen fiir das Zusammen-
leben mit der Partnerin und dem Umgang mit Kindern®
etc. Als Teil des Programms werden die Teilnehmer bei-
spielsweise geschult, eigene Gefiihle zu beobachten und
auch zu duBern, um sich damit bewusst auseinanderset-
zen zu kénnen.

Jeder Teilnehmer muss ein Arbeitsbuch fiihren, in das
Hausarbeiten, personliche Fragen, Ergebnisse etc. einge-
tragen und in den Gruppensitzungen bearbeitet werden.
VerabredungsgemaB wird in einem Gesprach mit der
betroffenen Partnerin eine ausfiihrliche Riickmeldung
vor Ende der Gruppenteilnahme ihres Partners eingeholt.

Anhand eines Kriterienkataloges wird in den Abschluss-
sitzungen eine ausfiihrliche Bilanz fiir jeden einzelnen
Teilnehmer und auch fiir die Gruppe gezogen.

2.8.5 Berafung und Begleitung

von mannlichen Opfern HG
In diesem Projekt unterstiitzen wir von Hauslicher Gewalt
betroffene Manner und zeigen ihnen Wege auf, wie sie
ihre Gewalterfahrungen verarbeiten und sich vor neuen
Gewaltsituationen schiitzen kénnen.

Ab 2006 wurde mit der Beratung ménnlicher Opfer HG
begonnen. Dazu wurde zunéchst eine Erfassung der Félle
und Tatvorwiirfe vorgenommen.

Im Jahr 2013 hat das Mannerbiiro Hannover insgesamt
zu 233 mannlichen Opfern Hauslicher Gewalt aus der
Landeshauptstadt Hannover (ohne Region) Kontakt ge-
habt. Davon wurden im Rahmen der pro-aktiven Beratung
110 Méanner telefonisch kontaktiert oder angeschrieben
und zu einem telefonischen oder personlichen Beratungs-
gesprach eingeladen. Es handelt sich bei diesen Fallen um

5 Im Jahr 2013 betrug die Anzahl der erfassten (mit-)betroffenen Kinder der Klientel 836.



von der Polizei Hannover mitgeteilte Einsatze im Kontext
Hauslicher Gewalt, bei denen Manner die Geschadigten
waren. Dariiber hinaus haben in 15 Fallen geschadigte
Méanner aus der Landeshauptstadt eigenstdandig zu uns
Kontakt aufgenommen und um Beratung nachgefragt.
In der Summe ist es in 22 Féllen gewaltbetroffener
Manner zu insgesamt 83 Beratungsgesprachen gekom-
men. Die Geschddigten waren in 174 Fallen deutsche
Staatsangehdrige, 59 der betroffenen Manner verfiigten
iber eine andere Staatsangehorigkeit. Die Anzahl der
gewaltbetroffenen Manner mit Migrationshintergrund
betrug insgesamt 66, davon hatten sieben die deutsche
Staatsangehdrigkeit.

2.8.6 Finanzierung der Taterarbeit HG

Finanziert wird die Taterarbeit HG iiber Férderungen der
Region Hannover (Landeshauptstadt und Umland). Die
zusatzliche tiirkisch/kurdischsprachige Taterarbeit HG
wird im Wesentlichen {iber das Land Niedersachsen (Nie-
dersdchsisches Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und
Gleichstellung) geférdert. Hinzu kommen Einnahmen in
Form von BuBgeldern, Spenden und Teilnehmerbeitra-
gen. Letztere werden mit den Teilnehmern ausgehandelt:
Die Hohe des Teilnehmerbeitrags orientiert sich an den
jeweiligen Einkommens- und Vermdogensverhéltnissen.
Der Regelbetrag betragt 30 € pro Gruppensitzung, er ist
verhandelbar und reduzierbar bis auf 10 € (in besonde-
ren Hartefdllen bis auf 5 €) pro Sitzung.

2.8.7 Fazit: Taterarbeit — ein Beitrag
zum Opferschutz

Die Arbeit mit Tatern ist inzwischen akzeptierter, da Ta-
terarbeit in mehrfacher Hinsicht einen wichtigen Beitrag
zum Opferschutz darstellt. Sie unterstreicht zudem die
Notwendigkeit, dass Tater sich verantwortlich zeigen und
ihrerseits Schritte unternehmen, ihr Verhalten zu veran-
dern und hierzu Unterstiitzung anzunehmen.

Im Jahr 2005 war ein Ergebnis der Evaluation durch
WIBIG, dass die Gruppenarbeit positive Verhaltensver-
anderungen im Verlauf des Programms bewirkt.® Auch
in unserer taglichen praktischen Arbeit kénnen wir sol-
che Veranderungsprozesse beobachten. Es wird auch
deutlich, dass sich die Evaluationsergebnisse und un-
sere Eindriicke haufig mit den Informationen decken,
die wir durch die Aussagen der Partnerinnen erhalten.
Diese berichten bspw., dass ihre Partner gewalttatiges
Verhalten ihnen gegeniiber unterlassen, sie erleben sie
als unterstiitzender und auch in der Beziehung bzw. in
Beziehungskonflikten gelassener.

Haufig erlangen die Teilnehmer durch die Arbeit in der
Gruppe einen realistischeren Blick auf die eigene Part-
nerschaft und die dort vorherrschenden Muster. Sie be-
ginnen auch, ihre eigene Lebensplanung aus einer neu-
en Perspektive zu sehen — vielen wird iiberhaupt erst
bewusst, dass sie in Bezug auf ihre Lebensgestaltung
Veranderungs- und Einflussmoglichkeiten haben. Das
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flihrt in einigen Fallen auch dazu, dass Teilnehmer in die
Lage versetzt werden, sich aktiv zu verhalten und sich
gegebenenfalls auch aus einer Partnerschaft zu I6sen.
Wenn dies moglich ist, ohne dass sich die Teilnehmer
ihren Trennungsangsten ohnmachtig ausgeliefert fiihlen,
wenn es ihnen vielmehr gelingt, diese Angste konstruktiv
zu bewidltigen, geht auch das Bediirfnis nach Macht und
Kontrolle iiber die Partnerin zuriick.

Unsere Erfahrung ist, dass die meisten Teilnehmer zu
Kursbeginn die Gewalthandlungen gegen die Partnerin
schnell vergessen wollen, weil ihnen ihre Tat peinlich
und unangenehm ist. Dem Vergessen und Verdrdangen
wird in der Gruppenarbeit griindlich entgegengewirkt,
indem die Vorfélle ausfiihrlich bearbeitet statt verdrangt,
die konkreten Taten und Gewalthandlungen differenziert
benannt statt verschwiegen und verleugnet, die inneren
Beweggriinde eruiert statt ,,unter den Teppich gekehrt*
und weiterhin unbewusst gemacht werden.

Zahlreiche Teilnehmer neigen dazu, Konflikte und anste-
hende Entscheidungen zu verdrangen oder allein zu l6sen
beziehungsweise allein umsetzen zu wollen. Die Gruppe
bietet hingegen fiir den Zeitraum der Gruppendauer so-
ziale Kontakte und Unterstiitzung. Dort werden Konflikte
und Prozesse im Zusammenhang mit der Partnerin und
ggf. den Kindern ausgesprochen und (soweit mdglich)
bearbeitet. Das bewirkt eine Entlastung und eine Sta-
bilisierung der Teilnehmer, einen Half in und durch die
Gruppe und damit auch eine Entlastung der Partnerin.

In Trennungssituationen, besonders wenn die Trennung
durch die Partnerin eingeleitet wird, reagieren viele Teil-
nehmer mit Angsten vielfdltiger Art. Haufig werden Man-
ner gerade in dieser Situation aufgrund ihrer Verlustangs-
te, Besitzanspriiche oder Kontrollwiinsche gewalttatig.
Kommt es im Laufe des Trainingskurses zu Trennungen,
kann der Mann durch die Gruppenarbeit aufgefangen,
begleitet, unterstiitzt und konfrontiert werden.

Die Erfahrung der Einbindung in eine neue soziale Grup-
pe, in der Gefiihle, Themen wie Ohnmacht, Gewalt und
Trennungsangst nicht tabu sind, sondern in der alle Teil-
nehmer ihre Erlebnisse und Erfahrungen teilen, ist dabei
ein wichtiges Moment der Arbeit. Der gemeinsame Er-
fahrungsprozess, die Arbeit an der Bewusstwerdung von
Emotionen und der konstruktive und verantwortungsvolle
Umgang damit bewirken, dass Konfliktsituationen in der
Partnerschaft weniger oder gar nicht eskalieren. Das
wiederum ist ein zentraler Beitrag zur Steigerung der
Sicherheit der Partnerin und der Kinder, die bekanntlich
in Trennungssituationen am meisten und oft mit dem
Leben bedroht sind.

Grundsatzlich tragt die Einbindung gewalttatiger Manner
in das Taterprogramm und die damit erméglichte unter-
stiitzende, empathische und konfrontative Arbeit — nicht
zuletzt auch die stattfindende Kontrolle — deutlich zur

6 Die Tdterarbeit wurde in den Jahren 2001 — 2004 durch ein Projekt der Universitdt Osnabriick (Projekt WIBIG im Auftrag des BMFSFJ) evaluiert. Hier wurden
positive Verdnderungen im Verhalten der Gruppenteilnehmer im Verlauf der Gruppenarbeit festgestellt, die auch durch Partnerinnen-Interviews bestdtigt wurden.
Die Ergebnisse sind nachzulesen im Abschlussbericht der Studie aus 2005, erhdltlich unter www.bmfsfj.de oder www.wibig.uni-osnabrueck.de, vgl. BUFSJ 2004.
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Erhéhung der Sicherheit der Partnerin und der Kinder
bei. Die konsequente Vernetzung und Kooperation mit
den anderen beteiligten Bausteinen im Interventionspro-
jekt hat sich dabei als ein zentraler und wichtiger Faktor
unserer Arbeif erwiesen.

Mannerbiiro Hannover e. V.
Ilse-ter-Meer-Weg 7 | 30449 Hannover

Telefon  +49 (0)511 |12 35 89-0
Fax +49 (0)511 | 12 35 89-20
E-Mail  info@maennerbuero-hannover.de

www.maennerbuero-hannover.de

Literaturnachweise
BUNDESMINISTERTUM FUR FAMILTE, SENIOREN, FRAUEN UND JUGEND
(2008): Standards und Empfehlungen fiir die Arbeit mit

2.9 Waage Hannover e. V.

Die Waage Hannover (gegriindet 1990) ist das gemein-
niitzige Zentrum fiir Mediation in der Stadt und Region
Hannover. Aufgabe des Vereins ist es, Menschen in Kon-
flikten und nach Straftaten zu unterstiitzen. Die Waage
ist in verschiedenen Bereichen tatig und bietet Hilfe bei
Eltern-, Familien-, kollegialen und nachbarschaftlichen
Konflikten, bei zivilrechtlichen Auseinandersetzungen
und nach Straftaten an.

TOA
Tater-Opfer-Ausgleich ..
B Gitestelle
Gewalt ~ \ yd
Mediations-
Mediationszentrum =— stelle
Waage Hannover
Eltern- - / ~
konflikte Mediations-
Interkulturelle ausbildung

Konflikte

Staatsanwaltschaft und Gericht kénnen die Waage nach
einer Strafanzeige mit dem Versuch eines Tater-Op-
fer-Ausgleichs beauftragen. Jeder Biirger / jede Biirgerin
kann sich auch von sich aus an die Waage wenden.

Im Tater-Opfer-Ausgleich werden die Folgen einer Straf-
tat besprochen. Konflikte kdnnen geklart und einver-
nehmliche Regelungen gefunden werden, zum Beispiel
die Wiedergutmachung fiir entstandene Schaden.

mannlichen Tatern im Rahmen von interinstitutionellen
Kooperationsbiindnissen gegen Hausliche Gewalt. Materi-
alien zur Gleichstellungspolitik Nr. 109. Verfiigbar iiber:
http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Publikationen/
publikationen.html

ConneLL, Rosert W. (1999): Der gemachte Mann. Konstruktion
und Krise von Mannlichkeiten. Opladen: Leske + Budrich.

Herrmever, WitHeLm & Monika ScHroTTLE (He.) (2006): Gewalt —
Beschreibungen, Analysen, Pravention. Bonn: Bundeszent-
rale fiir politische Bildung.

BUNDESMINISTERTUM FUR FAMILIE, SENIOREN, FRAUEN UND JUGEND
(2004): Gemeinsam gegen Hausliche Gewalt. Kooperation,
Intervention, Begleitforschung. Forschungsergebnisse
der Wissenschaftlichen Begleitung Interventionsprojekte
gegen Hausliche Gewalt (WiBIG) an der Universitat Osna-
briick Band III. Berlin.

Die Interessen der betroffenen Geschadigten und Be-
schuldigten stehen im Mittelpunkt.

In den letzten Jahren machen Félle Hauslicher Gewalt
/ Partnerschaftsdelikte einen betrachtlichen Teil (zirka
60 Prozent) des Fallaufkommens bei der Waage aus.
Straftaten aus dem sozialen Nahbereich sind meist mit
einer langen Vorgeschichte, einer Vielzahl von Konflikten
und daher mit besonderen Schwierigkeiten beim Versuch
einer auBergerichtlichen Klarung verbunden. Diese Fal-
le werden wegen ihrer besonderen Brisanz von speziell
geschulten hauptamtlichen Mediatoren, in der Regel zu
zweit in gemischtgeschlechtlichen Teams, bearbeitet.

Folgende Fallkonstellationen lassen sich in diesem Kon-
fliktbereich unterscheiden:

—@ Gewalttaten im Zusammenhang mit der Trennung ei-
ner Partnerschaft/Ehe

—® Permanente Beldstigungen (zum Beispiel Telefon-
terror, Auflauern, Bedrohungen) von Wunschpartnern
(,,stalking®)

—@ Gewalttaten als einmalige Eskalation

—® Andauernde Gewalt in Paarbeziehungen

Ein groBer Teil dieser Félle wird der Waage durch die
Staatsanwaltschaft zugewiesen. Mitunter werden Be-
froffene aber bereits durch die Polizei oder andere Be-
ratungsstellen auf das Angebot der Waage hingewiesen
und melden sich als Selbstmelder schon kurz nach der
Anzeige.

Die (meist weiblichen) Geschéddigten werden zu einer
unverbindlichen Erstberatung eingeladen, um mit ih-
nen das Fir und Wider eines TOA abzuwdgen. Haufig
kommt es zu einer umfassenden Beratung (iber relevan-
te Hilfseinrichtungen (zum Beispiel Bestarkungsstelle,
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AUSZUGE AUS DER FALLSTATISTIK DER WAAGE

| 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013

Falle der Hauslichen Gewalt 368 388 322 347 307 306 257 204
davon mit Einigung

nach Vermittlung 182 192 106 106 171 158 126 92

gescheiterte Vermittlungen 8 20 7 5 12 6 11 15

In den iibrigen Fdllen einigten sich die Beteiligten vor der Vermittlung selbst, wurden nicht erreicht oder lehnten das freiwillige Angebot

einer Vermittlung ab.

SUANA/kargah e. V., Frauenhaus, Mannerbiiro, Kinder-
schutz-zentrum, KSD, Eheberatung, Alkoholtherapie
etc.) und mégliche Handlungsalternativen. Erst auf
Wunsch der Geschddigten erfolgt die Kontaktaufnah-
me zum Mann. Ob es zu einer persdnlichen Begegnung
und Aussprache kommt, entscheiden die Betroffenen.
Eine Vermittlung kann auch auf indirektem Wege iiber
Einzelgesprache erfolgen.

Die zugrunde liegenden Konflikte sind oft sehr komplex
und nicht in einem einzigen Vermittlungsgesprach zu 16-
sen. Die Ergebnisse der Mediationen bei innerfamilidrer
Gewalt sind vielfaltig.

In Fallen, in denen sich Gewalttaten im Zuge der Tren-
nung ereigneten, geht es in den Vereinbarungen bei der
Waage beispielsweise um

—@ cine offene Aussprache iiber die Ernsthaftigkeit des
Trennungswunsches,

—@ Absprachen {iber verschiedene Aspekte des Auszuges
aus der Wohnung,

—a@ die Kldarung materieller Streitfragen (Finanzen, Besitz
einzelner Gegenstande, Giitertfrennung und so weiter),
—@ Absprachen iiber zukiinftige Kontakte und Umgangs-

formen,
—@ die Besuchsregelung beziiglich gemeinsamer Kinder,
—® Wiedergutmachungszahlungen (Schmerzensgeld,
Schadensersatz).

In Fallen, in denen die Trennung bereits vor den Taten
erfolgte, vom Beschuldigten jedoch nicht akzeptiert
wurde, stehen neben Forderungen beziiglich der Wie-
dergutmachung meist Regelungen im Vordergrund, die
die Unterlassung jeglicher zukiinftigen Kontaktaufnahme
sicherstellen sollen.

Beispiel einer Vermittlung

in einem Ex-Paarkonflikt

Es handelt sich um eine Kdrperverletzung auf einem
Spielplatz im Stadtpark. Herr Lincoln', 29 Jahre alt, stoRt
Frau Schneider’, 27 Jahre alt, nach einem verbalen Streit
zu Boden, sodass sie sich leicht verletzt (Prellungen).
Herr Lincoln und Frau Schneider sind Ex-Partner und ha-
ben einen gemeinsamen Sohn, Gerald, drei Jahre alt, der
die Tat miterlebt. Frau Schneider erstattet Strafanzeige
bei der Polizei. Die Staatsanwaltschaft (iberweist den Fall
der Waage Hannover zum Versuch einer auBergericht-
lichen Klarung. Der Fall wird von einer Frau und einem
Mann in Co-Mediation bearbeitet.

Paare, die trotz gewalttdtiger Eskalationen zusammen
bleiben, beschlieBen im Rahmen eines TOA bei der Waage
unter anderem

—@ den Beginn einer Alkohol- oder Verhaltenstherapie des
Beschuldigten,

—@ den gemeinsamen Besuch einer Eheberatung,

—a@ verbindliche Regelungen beziiglich des Umgangs mit
zukiinftigen Konflikten (zum Beispiel erneuter Kontakt
zur WaAGE).

Die Waage kontrolliert die Einhaltung der getroffenen
Vereinbarungen. Oft geht es neben einer Wiedergutma-
chung auch um Absprachen hinsichtlich bestimmter Ver-
haltensweisen. Verspricht beispielsweise ein Mann seiner
(Ex-)Frau, sie nach der Trennung ,,in Ruhe zu lassen“, so
wird diese Vereinbarung iiber Monate kontrolliert. Den
Betroffenen wird ein Bilanz-Gesprach nach sechs Mona-
ten angeboten.

Vermittlung in hocheskalierten Elternkonflikten
Im Rahmen von familiengerichtlichen Verfahren und in
Kooperation mit dem Fachbereich Jugend der Stadt Han-
nover begleitet die Waage seit 2010 auch (Ex-)Paare/El-
tern bei der Kldrung hochstrittiger Sorge- und Umgangs-
konflikte. In all diesen Fallen handelt es sich um hoch
eskalierte Familienkonflikte. Haufig haben die Eltern Ge-
walterfahrungen, die die Beziehung zusatzlich belasten.
In einigen Fallen lauft parallel ein Gewaltschutzverfahren.
In intensiven Einzel- und Vermittlungsgesprachen kann
es auch in eskalierten Konflikten gelingen, tragfahige und
einvernehmliche Regelungen zum Wohl gemeinsamer
Kinder zu treffen. 2013 hat die Waage 63 Elternkonflikte
bearbeitet. Die intensive Arbeit umfasst durchschnittlich
acht bis zehn Gesprache (10 — 15 Stunden).

Frau Schneider berichtet im Vorgesprach, dass sie sich
vor zwei Jahren von Herrn Lincoln getrennt hat. Sie
kiimmern sich jeweils abwechselnd eine Woche um den
Sohn. Bei einem Beratungsgesprach vor einem Jahr im
Jugendamt haben sie auBerdem vereinbart, sich nach Ab-
sprache auch dann um Gerald zu kiimmern, wenn der/die
andere aus beruflichen, privaten oder gesundheitlichen
Griinden verhindert ist. Uber den letzten Aspekt sei es
immer wieder zum Streit gekommen. Herr Lincoln werfe
ihr vor, den Sohn zu vernachlassigen.
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Zur akuten Eskalation sei es dann vor acht Wochen ge-
kommen: Sie wollte eine Woche verreisen und bat Herrn
Lincoln, Gerald zu sich zu nehmen, was dieser auch zu-
sagte. Dann platzten die Reiseplane. Sie rief Herrn Lin-
coln Mitte der Woche an und sagte ihm, dass sie den
Sohn am Wochenende abhole. Das wollte Herr Lincoln
jedoch nicht. Als sie die beiden am Spielplatz traf, wollte
sie Gerald mitnehmen. Herr Lincoln nahm ihn auf den
Arm. Es kam zum Wortgefecht. Gerald begann zu weinen.
Herr Lincoln schlug sie und stieB sie zu Boden.

Frau Schneider schildert aufgeregt ihre Empoérung und
Verzweiflung. Einerseits kann sie den Kontakt zu Geralds
Vater wegen des gemeinsamen Sorgerechts nicht vollig
vermeiden, andererseits sind die andauernden Konflikte
und Vorwiirfe fiir sie unertraglich. In der Vermittlung
durch die Waage sieht sie die letzte Chance, eine gute L6-
sung zu finden, auch zum Wohle des Sohnes. Die Kérper-
verletzung an sich ist fiir sie von geringerer Bedeutung.

Nachdem die Bereitschaft der Geschadigten geklart
ist, wird auch Herr Lincoln in die Waage eingeladen. Er
studiert Padagogik und betont, dass ihm das Wohl sei-
nes Sohnes (iber alles gehe. Frau Schneider organisiere
Gerald viel zu oft weg, manchmal schlafe er an sieben
Tagen in fiinf verschiedenen Betten. Das findet er unver-
antwortlich. Letztens habe Gerald gesagt: ,,Ich will nicht
zu Mama“. Herr Lincoln wiinscht sich eine regelmaBige
Kommunikation mit Frau Schneider (iber Erziehungs-
fragen. Sie aber wolle nur ihren SpaB mit ihrem neuen
Partner... Herr Lincoln mochte die Sache auBergerichtlich
kiaren. Uber die kérperliche Eskalation auf dem Spielplatz
will er nur ungern reden. Den Schlag raumt er ein. Das
sei schlecht gelaufen. Ein Streit dariiber bringe nichfts.

Die Mediation umfasst drei zweistiindige Gesprache in-
nerhalb eines Monats. Danach finden im Abstand von
drei Monaten zwei weitere Bilanzgesprédche statft. Die
Auseinandersetzung ist von Beginn an sehr emotional,
von Misstrauen und Vorwiirfen gepragt. Die Mediatoren
versuchen, einen fairen und ausgewogenen Dialog zu

1 Die Namen wurden gedndert.

gewahrleisten, das gegenseitige Verstandnis zu fordern
und die Interessen und Bediirfnisse der Streitenden he-
rauszuarbeiten. Mehrmals ist es ndtig, den Prozess zu
unterbrechen und separate Einzelgesprache zu fiihren,
um die Betfroffenen zu beruhigen und mit ihnen die Al-
ternativen einer Einigung zu besprechen. Im Mittelpunkt
der Auseinandersetzung steht das Wohl des Kindes. Die
Korperverletzung stellt sich als ,,Spitze des Eisberges*
heraus.

Am Ende des zweiten Gespraches kommen die Beteilig-
ten zu ersten Vereinbarungen beziiglich des zukiinftigen
Umgangs miteinander. Vor dem dritten Gesprach berich-
tet Herr Lincoln telefonisch von neuen ,,Argernissen‘. Die
Vermittlung droht zu scheitern. Frau Schneider duBert die
Befiirchtung, Herr Lincoln sei nur neidisch auf ihr neues
Liebesgliick und komme daher mit immer neuen Vor-
wirfen. In einem weiteren Gesprach vereinbaren beide
trotzdem einige gemeinsame Verhaltensregeln. An einer
weiteren Strafverfolgung sind beide nicht mehr interes-
siert. Die Mediatoren senden der Staatsanwaltschaft eine
entsprechende Riickmeldung.

Um die Nachhaltigkeit der Lésungen zu kontrollieren, bie-
ten die Mediatoren den Betroffenen weitere Gesprache
in gréBerem zeitlichem Abstand an. Hier werden neue
Themen virulent (zum Beispiel Weihnachtszeit). Erneut
ist die miihsam erarbeitete Vereinbarung geféhrdet. Da
beide jedoch in die faire Vermittlung bei der Waage
Vertrauen gefasst haben, konnen schlieBlich auch diese
Probleme gel6st werden.

Der Fall macht deutlich, dass die Straftat, die Anlass
fiir den Vermittlungsauftrag der Justiz ist, oft nur ein
Aspekt unter vielen ist und dass (Ex-)Paarkonflikte und
Falle von Hauslicher Gewalt haufig viel komplexer sind als
der ,traditionelle TOA (zum Beispiel Félle situativer Kor-
perverletzung). Bei dem beschriebenen Beispiel bestand
eine Herausforderung auch darin, die Balance zu finden
zwischen einer (ndtigen) umfassenden Konfliktklarung
und einer langerfristigen Betreuung/Paarberatung, die
nicht Aufgabe der Waage ist.

Waage Hannover e. V.
LarchenstraBe 3
30161 Hannover

Offnungszeiten
Mo, Di  9.00 Uhr —19.00 Uhr
Mi, Do, Fr9.00 Uhr — 13.00 Uhr

Telefon 0511 | 3883558
E-Mail  info@waage-hannover.de
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3. Kooperationspartner der zentralen Bausteine

3.1 Rechtsantragstelle des Amtsgerichts

Fir den Zustandigkeitsbereich des Amtsgerichts Hanno-
ver kénnen in der dortigen Rechtsantragstelle die Antra-
ge nach §§ 1,2 GewSchG gestellt werden.

Soweit moglich sollten dazu folgende Unterlagen vor-
gelegt werden:

—@ Ausweis (Personalausweis/Reisepass)

—@ Unterlagen (iber das Einkommen (Gehaltsnachweis,
Mietnachweis, Kontoausziige, die fiir die Bewilligung
von Verfahrenskosten beziehungsweise Beratungshilfe
bendtigt werden)

—@ Arztliche Atteste (Krankenhaus oder Arzt)

—@ Tagebuchnummer der Polizei

—@ Ablichtung des Platzverweises

—@ Anschriften von evtl. Zeugen

—@ Bei geschiedenen Eheleuten das Aktenzeichen des
Ehescheidungsverfahrens

—@ Angaben zu Vorstrafen des Antragsgegners

—® Angaben, ob der Antragsgegner in Besitz einer Waffe
ist

—® Angaben dariiber, ob es schon friiher in der Vergan-
genheit Misshandlungen gab und ggf. Notizen dazu (es

ist dadurch fiir das Gericht leichter zu begriinden, dass
es sich nicht um einen Einzelfall handelt und Wiederho-
lungsgefahr besteht)

—@ Angaben, ob die Antragstellerin bereits im Frauenhaus
war

—@ Ggf. Drohbriefe oder andere Beweismittel

—@ Genaue Anschrift des Antragsgegners (die vom Gericht
zu erlassende Verfiigung beziehungsweise einstweilige
Anordnung muss zugestellt werden)

—@ Protokolle {iber die Anhérungen durch die Polizei oder
die Aufnahme von Strafanzeigen

Die Antrdage werden aufgenommen und an die zustandige
Richterin / den zustandigen Richter weitergeleitet.

Rechtfsantragsstelle
Telefon 0511 | 3472330
Mo —Fr 9.00 —12.00 Uhr

3.2 Kinderschutz-Zentrum in Hannover

Das Kinderschutz-Zentrum in Hannover ist eine Fachbe-
ratungsstelle bei allen Formen von Gewalt gegen Kinder.
Trager ist der Landesverband des Deutschen Kinder-
schufzbundes.

Im Rahmen von HAIP ist das Kinderschutz-Zentrum die
Koordinierungsstelle fiir Madchen und Jungen, die von
Hauslicher Gewalt betroffen sind. Das Kinderschutz-Zent-
rum wirkt am Runden Tisch und der HAIP AG Kinder mit.

Beratung

Das Kinderschutz-Zentrum steht als Kontaktstelle den
betroffenen Madchen und Jungen, ihren Familien und
Fachkréften beratend zur Verfiigung. Die Familien finden
den Zugang iiber unsere Offentlichkeitsarbeit oder durch
die Vermittlung anderer Institutionen wie Jugendamt,
Frauenhauser, Beratungsstellen oder Schulen.

Die Schwerpunkte der Anliegen sind sehr unterschied-
lich:

—a@ Einschatzung von Belastungen und Gefdahrdungen von
Kindern durch Hausliche Gewalt

—@ Beendigung einer Situation, in der das Kind Hauslicher
Gewalt ausgesetzt ist

—@ Abklarung der Situation der Kinder nach Hauslicher
Gewalt

—@ Unterstiitzung der Elternteile nach Hauslicher Gewalt
in der Erziehung

—@ Probleme mit dem Umgang zwischen dem gewalttatig
gewesenen Elternteil und dem Kind.

In einigen Fallen kommt es nach Hauslicher Gewalt zu
einer Aufnahme der Familie in unseren Schwerpunkt-
bereich Begleiteter Umgang, der ebenfalls beraterische
Hilfen beinhaltet.

Eine besondere Rolle spielt das Kinder- und Jugendtele-
fon ,,Nummer-gegen-Kummer*, dessen hannoverscher
Standort das Kinderschutz-Zentrum ist. Hier kénnen sich
Kinder und Jugendliche, die betroffen sind oder Betroffe-
ne kennen, anonym und niedrigschwellig beraten lassen.

Stabilisierungsgruppe

fiir betroffenen Madchen und Jungen

Das Kinderschutz-Zentrum bietet Gruppen fiir Kinder an,
die Hausliche Gewalt erlebt haben. Ein Gruppendurch-
gang umfasst zwolf Termine fiir 1,5 Stunden nachmittags
sowie begleitende Beratungen mit den Miittern und ggf.
Vétern und Fachkréften.

Das padagogisch und psychotherapeutisch qualifizierte
Gruppenangebot setzt ein, wenn die Gewalt im hausli-
chen Zusammenleben beendet ist.

—®@ Im Vordergrund steht die Stabilisierung der Kinder
in ihrer gegenwartigen Situation durch Entlastung,
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Ich-Starkung, Selbstwertsteigerung und Starkung ihrer
sozialen Kompetenzen und Beziehungen.

—@ Das Angebot dient dem Schutz der Kinder (und des
nicht gewalttdtig gewesenem Elternteil), indem es die
Moglichkeit eroffnet, von Bedrohungen und erneuter Ge-
walt zu berichten und so Hilfe zu ermdglichen. Die Kinder
werden fiir den Fall erneuter Gewaltverhéltnisse in ihren
Moglichkeiten praventiv gestarkt.

—@ Die Gruppe tragt zur psychischen Verarbeitung erleb-
ter Gewalt bei, indem sie den Kindern erméglicht, ihr
Erleben auszudriicken und zu verstehen und sich darin
anzunehmen.

—a@ Eine weitere Funktion des Gruppenangebotes liegt in
der Unterstiitzung fiir die nicht gewalttdtig gewesenen
Elternteile (in der Regel die Miitter). Sie werden in der
Losung aktueller Erziehungsproblematiken und in ihrer
Erziehungskompetenz gestarkt.

Préavention

Das Kinderschutz-Zentrum bietet Pravention Hauslicher
Gewalt insbesondere im Rahmen von Projekten mit
Schulklassen. Daneben ist es an Prdventionsprojekten
wie zum Beispiel Fiihrungen und Gruppengesprachen im
Zusammenhang mit der Ausstellung ,,Gegen Gewalt in
Paarbeziehungen“ beteiligt, zu denen wir auch Ausstel-
lungsmaterialien beitragen.

Das Kinderschutz-Zentrum arbeitete in der Kommission
,Pravention Hauslicher Gewalt* beim Landespraventi-
onsrat mit an Umsetzungsvorschlagen fiir den Aktfions-
plan IT gegen Hausliche Gewalt der Niedersdchsischen
Landesregierung.

Padagogisches Material

fiir Kinder, Familien und Fachkrafte

Das Kinderschutz-Zentrum bietet auf seiner Homepage

zahlreiche Materialien zum Thema ,,Kinder als Opfer

Hausliche Gewalt* zum Herunterladen an. Zum Beispiel
—@ Comic ,,Zuhause bei Schulzes* fir betroffene Kinder

im Grundschulalter an. Der Comic ermoglicht das kind-

gerechte Gesprach iiber die Dynamik Hauslicher Gewalt

und ermutigt Kinder, sich helfen zu lassen.

—@ Der Kartensatz ,,Du hast ein Recht* im Pocketfor-
mat informiert und bestarkt betroffene Kinder und Ju-
gendliche und enthdlt die Telefonnummer des Kinder-
schutz-Zentrums.

—@ Aufsatze und Vortrage: zum Beispiel zu Hauslicher Ge-
walt als Thema in Kindertagesstatten, Jungen als Opfer
Hauslicher Gewalt oder Konzepten fiir Gruppenarbeit mit
Kindern nach Hauslicher Gewalt

Qualifizierung

Die umfangreichen Erfahrungen des Kinderschutz-Zen-
frums mit Kindern als Opfer von Hauslicher Gewalt
werden in Fortbildungen und Vortrdgen weitergegeben.
Unser jeweils aktuelles Fortbildungsprogramm ist auf der
Homepage einsehbar.

Themenauswahl: Kindertagesstatten und Hausliche Ge-
walt, Unterstiitzungssysteme fiir Kinder nach Hauslicher
Gewalt, Gesprachsfiihrung mit betroffenen Kindern, Kin-
dergruppenarbeit.

Kinderschutz-Zentrum in Hannover
EscherstraBe 23
30159 Hannover

Telefon 0511 | 3743478

Fax 0511 | 3 74 34 80

E-Mail  info@ksz-hannover.de
www.ksz-hannover.de

Offnungszeiten

Mo — Do 09.00 —13.00 Uhr und 14.00 — 16.00 Uhr
Fr09.00 — 13.00 Uhr

Personliche Termine nach vorheriger Vereinbarung

Telefonische Beratungszeiten
Mo —Mi 14.00 —16.00 Uhr
Do 09.00 — 11.00 Uhr

Fiir Kinder und Jugendliche zusétzlich
Nummer-gegen-Kummer 0800 | 11103 33
Mo —So 14.00 —20.00 Uhr
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4. Arbeitsgruppen des Runden Tisch HAIP

4.1 Arbeitsgruppe ,,Kinder und Jugendliche
mit Gewalterfahrungen im hauslichen Bereich*

Diese HAIP-AG wird federfiihrend vom Kommunalen So-
zialdienst (KSD) im Fachbereich Jugend und Familie der
Landeshauptstadt Hannover geleitet.

Die Arbeitsgruppe formuliert als ihren Auftrag im Rah-
men des Runden Tisches HAIP

—@ die vorhandenen Hilfe- und Unterstiitzungsangebo-
te fiir Kinder und Jugendliche in der Landeshauptstadt
Hannover

—@ sowie die entsprechenden Bedarfe zu erfassen und zu
vernetzen

—@ und diese inhaltlich weiterzuentwickeln.

Dariiber hinaus ist es Ziel der AG, das Thema mehr in die
(Fach-)Offentlichkeit zu bringen.

Im Rahmen der Arbeit dieser HAIP-AG wurde ein Flyer
fiir die Fachkréfte in Kindertagesstdtten und Grundschu-
len entwickelt, der die Auswirkungen von Hauslicher
Gewalt auf Kinder beschreibt und Moglichkeiten der
Unterstiitzung aufzeigt (siehe Punkt 7: Publikationen).

Dariiber hinaus wurden Standards zur Umgangsregelung
in Fallen von Hauslicher Gewalt erarbeitet, die fiir alle im
Interventionsverlauf beteiligten Institutionen Giiltigkeit
haben und auch von Seiten des Familiengerichtes Ak-
zeptanz erfahren.’

Ausgehend von dem Grundsatz, dass der Schutz vor Ge-
walt immer Vorrang vor dem Recht auf Kontakt haben
muss, wurden innerhalb der AG die folgenden Thesen
bzw. Vorschldge zum Verfahren entwickelt.

Thesen zur Ausgangssifuation

—@ Das Miterleben von Gewalt gegen die Mutter hat
immer eine schadigende Wirkung fir die Kinder.

—® Wenn Hausliche Gewalt stattfindet, dann besteht eine
hohe Wahrscheinlichkeit, dass auch Kinder misshandelt,
sexuell missbraucht oder vernachldssigt werden.

—® Wenn Kindesmisshandlung durch den Vater stattfin-
det, dann besteht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass
auch die Mutter Gewalt erleidet.

—@ Gewalt gegen die Mutter schadet den Kindern immer,
unabhéangig davon, ob sie selbst unmittelbar Gewalt er-
leiden oder nicht.

—@ Frauen kénnen ihre Kinder nur dann beschiitzen, wenn
sie selbst Schutz finden. Das heiBt, wenn Frauen in dieser
Situation unterstiitzt und geschiitzt werden, besteht die
Chance, dass auch die Kinder besser von den Unterst{it-
zungssystemen erreicht werden.

—@ Auch wenn Frauen den gewalttdtigen Partner verlas-
sen, bedeutet das nicht das Ende der Gewalt, sondern
in vielen Féllen eine Eskalation der Bedrohung und Ge-
walt. Gleichzeitig setzt der ,,Kampf* vieler Manner um
die Kinder ein.

—@ Frauen und Kinder werden haufig wahrend der Besuche
beziehungsweise bei der Ubergabe der Kinder bedroht
oder misshandelt.

—@ Besuchsregelungen geben Vatern die Moéglichkeit,
Misshandlungen, Bedrohungen und abhanden gekom-
mene Konftrolle fortzusetzen. Dies ist in vielen Féllen die
zugrunde liegende Motivation fiir den Antrag auf Umgang
mit dem Kind.

—@ Gewalttdtige Mdnner haben haufig vor der Trennung
keine enge Bindung an ihre Kinder gehabt.

Vorschlage zum Verfahren

—a@ In allen Féllen, in denen es um MaBnahmen zur Siche-
rung des Kindeswohls geht, vor allem aber in Féllen, in
denen Gewalt gegen Kinder bekannt ist oder befiirchtet
wird bzw. in Féllen von Trennung und Scheidung werden
im Beratungsgesprach nach der Situation der Kindesmut-
ter gefragt und mogliche Gefdhrdungen geklart.

—@ Frauen, die Hausliche Gewalt erleiden beziehungswei-
se erlitten haben, erhalten entsprechende Informationen
tiber Zufluchts- und Beratungsmaéglichkeiten.

—@ In Gewaltverhaltnissen gibt es keine ,,gleichberechtig-
te Verhandlungsebene“. Frauen, die vor einem gewaltta-
tigen Partner gefliichtet sind, werden nicht zu gemeinsa-
men Gesprdachen mit diesem Mann verpflichtet.

—@ Alle MaBnahmen, die zum Schutz und zum Wohle von
Kindern eingeleitet werden, miissen daraufhin Giberpriift
werden, ob sie die Sicherheit der Mutter gefahrden.

—@ Alle Angebote, die dem Schutz und der Unterstiitzung
von Frauen dienen, miissen daraufhin Giberpriift werden,
ob sie das Wohl und den Schutz von Kindern nicht ver-
nachldssigen.

—@ Alle Entscheidungen iiber die Rechte von Vatern auf
Umgang mit ihren Kindern miissen daraufhin iberpriift
werden, ob sie die Sicherheit der Miitter oder das Wohl
der Kinder gefahrden. Wenn Hausliche Gewalt vorliegt,
wird grundsétzlich eine Aussetzung des Umgangsrechts
angestrebt, bis die Frage der Sicherheit von Frau und
Kindern geklart ist.

—@ Der Mann wird auf Angebote zur Verhaltensanderung
— zum Beispiel auf entsprechende Angebote beim Man-
nerbiiro Hannover — hingewiesen. Wenn er Verantwor-
tung fiir sein Handeln Gibernimmt und zur Veranderung
bereit ist, ist das Umgangsrecht entsprechend den oben
genannten Punkfen zu enftwickeln.

1 Diese Vorlage basiert auf einem Fachartikel von Prof. Dr. Barbara Kavemann: Kinder und Héusliche Gewalt— Kinder misshandelter Miitter — in: Kinder misshandelter
Miitter: Unterschiedliche Auftrdge — Eine gemeinsame Aufgabe/Kooperation der beteiligten Professionen in Féllen Héuslicher Gewalt; Hrsg.: Niedersdchsisches
Ministerium fiir Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit, Bezirksregierung Hannover, Landespréventionsrat Niedersachsen (Dezember 2004).
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—® Wenn nach Abwédgung der oben genannten Punkte
ein Umgang mdoglich ist, besteht die Chance, dass die
Kinder dadurch die Moglichkeit erhalten, sich ein realis-
tisches Bild von ihrem Vater machen kénnen. Durch die
Trennung vom Vater setzt bei den meisten Kindern eine
Idealisierung ein.

—@ Es sind dann Vorkehrungen zu treffen, die bei der Aus-
fiihrung einer Umgangsregelung den Schutz der Frauen
gewahrleistet.

Aufgrund der hohen Betroffenheit von Kindern und Ju-
gendlichen bei Hauslicher Gewalt und den zunehmenden
Diskussionen iiber die Arbeit mit Vatern als Tater, aber
auch im Kontext der Vernetzung der unterschiedlichen
Institutionen und Berufsgruppen, die mit dem Thema
Hausliche Gewalt befasst sind, erarbeitete die HAIP-AG
ein Positionspapier zur Betroffenheit der gesamten Fa-
milie bei Hauslicher Gewalt.

Der Fokus liegt dabei auf geeigneten Hilfen fiir die ein-
zelnen Familienmitglieder — und orientiert sich an den
Leitfragen: Was braucht die Familie? Was brauchen die
einzelnen Familienmitglieder (Mutter — Vater — Kind(er))
in Fallen von Hauslicher Gewalt?

Die einzelnen Familienmitglieder bzw. beteiligten Sys-
teme auBerhalb des Familiensystems werden dabei in
einer Art ,Interventionskette (Prdavention — Zeitpunkt
der Hauslichen Gewalt — Intervention — Verarbeitung)
dargestellt.

—® Was brauchen Miitter, Vater und ihre Kinder, wenn in
ihren Familien Hausliche Gewalt passiert?

—@ Was braucht das soziale Umfeld und welche Aufgaben
haben die beteiligten Institutionen zur Unterstiitzung
dieser Familien?

—® Was sind wertvolle Hilfen fiir Familien, sodass es gar
nicht erst zu Gewalt kommt?

—® Was ist zu tun, wenn es einen Vorfall Hauslicher Gewalt
gab — wer kann was fun, um den Betroffenen addaquate
Hilfe zu leisten?

Diese Fragen werden in den ,,Qualitatsstandards‘ beant-
wortet — sowie Leitlinien und Orientierung fiir Betroffe-
ne, Institutionen und Helfende dargelegt (siehe Punkt 7:
Publikationen).

AG Kinder und Jugendliche mit
Gewalterfahrungen im hauslichen Bereich
ANSPRECHPARTNER

Carsten Amme

Landeshauptstadt Hannover

Fachbereich Jugend und Familie

Kommunaler Sozialdienst

Ihmeplatz 5

30449 Hannover

Telefon
E-Mail

0511 | 168 | 49842
carsten.amme@hannover-stadt.de

4.2 Arbeitsgruppe ,,Migrantinnen”

Seit Anfang 1998 besteht innerhalb des HAIP-Verbundes
eine Arbeitsgruppe, die sich speziell mit der Situation von
Migrantinnen, die von Gewalt, Stalking und Zwangsheirat
betroffen sind, befasst.

Durch diesen Austausch von Vertreterinnen aus stad-
tischen Einrichtungen, Vereinen und Verbdnden der
Migrations- und Sozialarbeif, kdnnen Schwierigkeiten
und Missstande im Hilfesystem aufgedeckt, thematisiert
und Lobbyarbeit geleistet werden.

Ziel dieser Zusammenarbeit ist die grundsétzliche Ver-
besserung und Weiterentwicklung der bestehenden
Unterstiitzungsangebote und SchutzmaBnahmen fiir
Migrantinnen.

Dies geschieht unter anderem durch Offentlichkeitsar-
beit. Seit 2002 finden gemeinsame Aktionen zum Inter-
nationalen Tag gegen Gewalt gegen Frauen (25. Novem-
ber) statt.

Die AG trifft sich sechs Mal im Jahr und ihre Mitglieder
sind:

—® SUANA-Beratungsstelle fiir Migrantinnen bei Hausli-
cher Gewalf, Stalking & Zwangsheirat / kargah e. V.

—@ Bestarkungsstelle —Beratung fiir Frauen bei Hauslicher
Gewalt

—@ Frauen und Kinderschutzhaus Hannover

—@ Phoenix e. V. — Beratungsstelle Kobra

—@ Frauenhaus der AWO in der Region Hannover

—@ Autonomes Frauenhaus Hannover

—@ Referat fiir Frauen und Gleichstellung der Landes-
hauptstadt Hannover

AG Migrantinnen
ANSPRECHPARTNERIN

Simin Nassiri

SUANA/kargah e. V.

Telefon 0511 | 12 60 78-18
E-Mail  suana@kargah.de
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4.3 Arbeitsgruppe ,,Zwangsheirat*

In der Sitzung Runder Tisch —HAIP am 15.12.2004 wur-
de eine Arbeitsgruppe eingesetzt, mit dem Ziel, im Jahr
2005 eine Fachkonferenz zum Themenkomplex ,,Zwangs-
heirat —Hausliche Gewalt — Ehrenmorde* durchzufiihren.
Damit zielte der Runde Tisch auf Sensibilisierung in der
Beratungsarbeit, Erweiterung der Handlungskompetenz,
Austausch und Vernetzung, Aufklarung und Prévention.

Die Durchfiihrung der Konferenz war ein erster Schritt,
um sich mit dem Themenkomplex ldngerfristig und er-
gebnisorientiert in Hannover auseinander zu setzen.

Seit dem tagt die AG Zwangsheirat zirka sechs Mal im
Jahr und widmet sich aktuellen Themen mit Bezug zu
Zwangsheirat im Auftrag des Runden Tisches HAIP.

Beispiele der Aktivitaten der AG Zwangsheirat:

—@ Workshops

—@ Fachtagungen

—@ Griindungstreffen und Teilnahme an der jahrliche ta-
genden Bundesfachkonferenz

—@ statistische Erfassung von Zwangsheirat in Hannover
bis 2009

—@ Veroffentlichungen

—@ Entwicklung von Qualitatsstandards fiir die Arbeit in
Schutzeinrichtungen und Beratungsstellen

—@ Mitwirkung beim stadtischen Aktionsprogramm “Aktiv
gegen Zwangsheirat” 2009

—@ Préventionsprojekte

—@ lokale Aufklarungsarbeit mit dem Ziel, die strukturelle
Versorgung zu verbessern

—@ kollegialer und interdisziplindrer Austausch

Definition ,,Zwangsheirat*: Zwangsheirat ist eine Ehe-
schlieBung, bei der eine Ehepartnerin beziehungsweise
ein Ehepartner oder beide durch Druck, Androhung oder
Anwendung von Gewalt zur Zustimmung bewegt werden.
Zwangsheirat ist eindeutig eine Menschenrechtsverlet-
zung.

AG Zwangsheirat
ANSPRECHPARTNERIN

Christine Kannenberg

Referat fiir Frauen und Gleichstellung
Trammplatz 2 | 30159 Hannover

Telefon 0511 | 168 | 47989
E-Mail  christine.kannenberg@hannover-stadt.de
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Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten und
Nachstellungen (GewSchG)

vom 11. Dezember 2001, BGB112001, 3513
giiltig ab 1.1.2002

§1
Gerichtliche Mafinahmen zum Schutz vor Gewalt und Nachstellungen
(1) Hat eine Person vorsitzlich den Korper, die Gesundheit oder die Freiheit einer anderen
Person widerrechtlich verletzt, hat das Gericht auf Antrag der verletzten Person die zur
Abwendung weiterer Verletzungen erforderlichen Maflnahmen zu treffen. Die Anordnungen
sollen befristet werden; die Frist kann verldngert werden. Das Gericht kann insbesondere
anordnen, dass der Téter es unterldsst,

1. die Wohnung der verletzten Person zu betreten,
2. sich in einem bestimmten Umkreis der Wohnung der verletzten Person aufzuhalten,

3. zu bestimmende andere Orte aufzusuchen, an denen sich die verletzte Person regelmafig
aufhalt,

4. Verbindung zur verletzten Person, auch unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln,
aufzunehmen,

5. Zusammentreffen mit der verletzten Person herbeizufiihren,
soweit dies nicht zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist.
(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn

1. eine Person einer anderen mit einer Verletzung des Lebens, des Korpers, der Gesundheit oder
der Freiheit widerrechtlich gedroht hat oder

2. eine Person widerrechtlich und vorsétzlich

a) in die Wohnung einer anderen Person oder deren befriedetes Besitztum eindringt oder

b) eine andere Person dadurch unzumutbar beldstigt, dass sie ihr gegen den ausdriicklich
erkldarten Willen wiederholt nachstellt oder sie unter Verwendung von Fernkommunika-
tionsmitteln verfolgt.

Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe b liegt eine unzumutbare Beldstigung nicht vor, wenn die
Handlung der Wahrnehmung berechtigter Interessen dient.

(3) In den Féllen des Absatzes 1 Satz 1 oder des Absatzes 2 kann das Gericht die Mallnahmen
nach Absatz 1 auch dann anordnen, wenn eine Person die Tat in einem die freie
Willensbestimmung ausschlieenden Zustand krankhafter Storung der Geistestétigkeit begangen
hat, in den sie sich durch geistige Getrénke oder dhnliche Mittel voriibergehend versetzt hat.

§2

Uberlassung einer gemeinsam genutzten Wohnung

(1) Hat die verletzte Person zum Zeitpunkt einer Tat nach § 1 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung
mit Abs. 3, mit dem Téter einen auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt gefiihrt, so kann
sie von diesem verlangen, ihr die gemeinsam genutzte Wohnung zur alleinigen Benutzung zu
iiberlassen.
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(2) Die Dauer der Uberlassung der Wohnung ist zu befristen, wenn der verletzten Person mit
dem Titer das Eigentum, das Erbbaurecht oder der Niebrauch an dem Grundstiick, auf dem sich
die Wohnung befindet, zusteht oder die verletzte Person mit dem Téter die Wohnung gemietet
hat. Steht dem Téter allein oder gemeinsam mit einem Dritten das Eigentum, das Erbbaurecht
oder der NieBbrauch an dem Grundstiick zu, auf dem sich die Wohnung befindet, oder hat er die
Wohnung allein oder gemeinsam mit einem Dritten gemietet, so hat das Gericht die
Wohnungsiiberlassung an die verletzte Person auf die Dauer von hochstens sechs Monaten zu
befristen. Konnte die verletzte Person innerhalb der vom Gericht nach Satz 2 bestimmten Frist
anderen angemessenen Wohnraum zu zumutbaren Bedingungen nicht beschaffen, so kann das
Gericht die Frist um hochstens weitere sechs Monate verldngern, es sei denn, iiberwiegende
Belange des Téters oder des Dritten stehen entgegen. Die Sétze 1 bis 3 gelten entsprechend fiir
das Wohnungseigentum, das Dauerwohnrecht und das dingliche Wohnrecht.

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen,

1. wenn weitere Verletzungen nicht zu besorgen sind, es sei denn, dass der verletzten Person
das weitere Zusammenleben mit dem Téter wegen der Schwere der Tat nicht zuzumuten ist
oder

2. wenn die verletzte Person nicht innerhalb von drei Monaten nach der Tat die Uberlassung der
Wohnung schriftlich vom Téter verlangt oder

3. soweit der Uberlassung der Wohnung an die verletzte Person besonders schwerwiegende
Belange des Téaters entgegenstehen.

(4) Ist der verletzten Person die Wohnung zur Benutzung iiberlassen worden, so hat der Téter
alles zu unterlassen, was geeignet ist, die Ausiibung dieses Nutzungsrechts zu erschweren oder
zu vereiteln.

(5) Der Titer kann von der verletzten Person eine Vergiitung fiir die Nutzung verlangen, soweit
dies der Billigkeit entspricht.

(6) Hat die bedrohte Person zum Zeitpunkt einer Drohung nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, auch in
Verbindung mit Abs. 3, einen auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt mit dem Téter
gefiihrt, kann sie die Uberlassung der gemeinsam genutzten Wohnung verlangen, wenn dies
erforderlich ist, um eine unbillige Harte zu vermeiden. Eine unbillige Hirte kann auch dann
gegeben sein, wenn das Wohl von im Haushalt lebenden Kindern beeintrichtigt ist. Im Ubrigen
gelten die Absitze 2 bis 5 entsprechend.

§3

Geltungsbereich, Konkurrenzen

(1) Steht die verletzte oder bedrohte Person im Zeitpunkt einer Tat nach § 1 Abs. 1 oder Abs. 2
Satz 1 unter elterlicher Sorge, Vormundschaft oder unter Pflegschaft, so treten im Verhéltnis zu
den Eltern und zu sorgeberechtigten Personen an die Stelle von §§ 1 und 2 die fiir das
Sorgerechts-, Vormundschafts- oder Pflegschaftsverhéltnis maB3gebenden Vorschriften.

(2) Weitergehende Anspriiche der verletzten Person werden durch dieses Gesetz nicht bertihrt.

§4
Strafvorschriften
Wer einer bestimmten vollstreckbaren Anordnung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 oder 3, jeweils auch in

Verbindung mit Abs. 2 Satz 1, zuwiderhandelt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
mit Geldstrafe bestraft. Die Strafbarkeit nach anderen Vorschriften bleibt unberiihrt.
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NIV 17 v003 / Gilt als PoIN 202

HAIP-MELDEFORMULAR DER POLIZEI

Polizei... Hannover,
Vorgangsnummer Tel.: 0511/
Fax: 0511/
Sachbearbeiter:
Telefon:
Fax:
Hausliche Gewalt |:| Strafanzeige gefertigt |:| Report gefertigt
In Abhéngigkeit der Vorgangsdaten: Es wird ein Dolmetscher fiir ... benétigt
Sachbeschdadigung |:| Bedrohung |:| Kérperverletzung |:| Sexuelle Gewalt Sonstige
Geféhrliche
Beleidigung |:| Nétigung |:| Kérperverletzung |:| VerstoB GewSchG
Aufnehmende Beamtin/Aufnehmen der Beamter Sachbearbeitende Dienststelle
Ereignisort StraBe
Ortlichkeit Ereigniszeit

Personalien der oder des Geschédigten oder Betroffenen

Partnerin oder Partner |:| Ex-Partnerin oder Ex-Partner Sonstige Téter-Opfer-Beziehung:
N Vi
ame orname D W |:| "
Geburtstag Geburtsort
Anschrift Alter
Erreichbarkeit Telefon

Verhalten der oder des Geschédigten oder Betroffenen bei Soforteinsatz

macht keine Angaben zur Sache |:| behdlt sich Strafantragstellung vor
berichtet Sachverhalt wie unten |:| hat Strafantrag gestellt
Alkoholeinfluss |:| Drogen |:| sonstige Angaben:

Verletzungen, Schmerzen (Beschreibung objektiver und subjektiver Feststellungen):

ohne érztliche Behandlung |:| ambulante Behandlung/Erstversorgung vor Ort |:| stationdre Behandlung
Personalien der oder des Beschuldigten bzw. der Verursacherin oder des Verursachers
N V
ame orname D W |:| "
Geburtstag Geburtsort
Anschrift Alter
Erreichbarkeit | Telefon

Schusswaffen |:| Hieb-/StoB-/Stichwaffen |:| sonstige Gegenstdnde als Waffe benutzt

It. POLAS als gewalttétig bekannt (wichtigfiir Eigensicherung der Polizeiund Interventions-/Beratungsstelle) |:| Wiederholungstéter

Alkoholeinfluss |:| Drogen |:| sonstige Angaben:

Minderjéhrige Kinder in der Familie

[ Anzahl [ Alter

Formular Haeusliche Gewalterstellt von: am: Uhr Seite 1 von 2



NIV 17 v003 / Gilt als PoIN 202

HAIP-MELDEFORMULAR DER POLIZEI

Polizei... Hannover,
Vorgangsnummer Tel.: 0511/
Fax: 0511/

Sachverhalt (ggf. anliegender Bericht)

Sachbeschddigungen

Beweismittel

Wer war Meldende oder Meldender bzw. Hinweisgeberin oder Hinweisgeber?

Welche Angaben wurden gemacht?

Zeugen

Was wurde beobachtet?

MaBnahmen (méglichst keine polizeitaktischen Formulierungen)

Art der MaBnahme von (Datum, Uhrzeit) bis (Datum, Uhrzeit)
Platzverweisung (dyn. aus Vorgangsdaten)

Sonstige MaBnahmen

|:| Hinweis auf Beratungs- undInterventionsstelle und sonstige Gewaltberatungsstellen

|:| Aushandigung Ratgeber flir Opfer hduslicher Gewalt

|:| Die oder der Geschédigte bzw. Betroffene wurde (ber die Datentibertragung an die BISS/andere Interventionsstelle informiert
|:| ... und erhebt hierzu Widerspruch

|:| Hinzuziehung einer psychosozialen Fachberatung ist im Soforteinsatz erfolgt

|:| Formular an BISS/andere Interventionsstelle tibersandt (§ 44 Nds. SOG)
|:| Formular ausgedrucktzum Vorgang KED

|:| Durchschriftlich an zust. Jugendamt

Datum, Unterschrift

Formular Haeusliche Gewalterstellt von: am: N Uhr

Seite 2 von 2
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50 FORMULAR ZUR PLATZVERWEISUNG

Iﬁ:m_ O GAn-hT Datum:

Platzverweisung (Wegweisung aus 'M:hhn;l.mg] § 17 Abs. 2 Satz 2 Nds. S0G

1. Personalien | |Mindliche Angaben | |BPA || sonstige

Mame AU Gaschlech

! | [ [
Sirade ) PLEAON

2. Kontaktadressen [Erreichbarkeit fir die Daver der MaBnahme)
B

|
Lrim | lHem | :
|5|rﬁ PLEOnt

3. Sachwverhalt ! Gefahrenbegriindung / Gefahrenprognose

Tatiachen, die die Annahme rechitfertioen, did dee zu Tiffer 1 et erer Platrverastsung betrcHens Person Virursacher sinee Gaedane it
ainuie, pegemwadrige Dewaltamaendung, Einsatr von Watfen oder gefibrichen Gegenstlnden, inensitst und bt der Gewalamyendung, Yeret-
Turgen des Opfers, Zustand des Tatories £ der Wohniing, wiederholte Einsatzanbie, Vioriaten u. a)

4. Platzverweisung gem. § 17 Abs. 2 Saz 2 Nds. 350G
I:ler zu fiffer 1 betroffenen Person ward unter Bezugnahme o (it (hickatens 14 Tane)
[ﬂuf die unter Ziffer 3 fesigesteliten Tatsachen fir die Zeit

l _mewﬂ_ﬂ!J?i@_&_{E{zﬂm 503 Bir folgenden O erielt
Anscherdt

| e Platneerweisung genaB § 17 Abs. 1 Satz 1 Nds. 506 Kir folgenden O efelt

| pwiohesateen

I
L

arbeitsstede

| schude, Kndergaren

é [sorstige Grie e
£ | Der betroffenen Person zu Ziffer 1 waird unll!rs-ag't dnen Q. Orte Tu betreten

3 3 wrm {Uhrzest) durch baow. von

2 &3 Der Platoverwins wurde ausgesprochen R
E g 4.1 Folgende Gegenstands tind won dee pu Tiffer 1 mﬂmwuﬂf thmnmmmﬂ

%i E v sofortige Vollziehung der MaBnahme wird gem. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 VwGO angeordnet.

Doe urnseitigen Begrindungen sind Bestandiel dieser verfigung.
Rechisbehelfsbelehrung

1 Gegen die Verfligung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bes dermn unter Ziffer 7.3
aufgefihrem Venwaltungsgericht schriftlich oder zur Niederschift bei der Urkundsbeamitin cder bei dem

Urkumdslbearmten der Geschdftsstelle dipses Gernichts erhoben wenden,

il mdl



FORMULAR ZUR PLATZVERWEISUNG

7.2 Eine Klage gegen unaufschiebbare MabBnahmen der Polizei hat wegen § B0 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 VwGO keine
aufschiebende Wirkung.

7.3 Aufgrund von § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kdnnen Sie bei nachstehend aufgefihrtemn Verwaltungsgericht die

| Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung beantragen. Der Antrag ist schon vor Erhebung der Anfech-
tungsklage zuldssig (§ 80 Abs. 5 Satz 2 VwGO).

| verwaltungsgericht Braunschwelg, | Verwaltungsgericht Gattingen, Verwaltungsgericht Hannower,
| |Am Wendentor 7, 38100 Hmmuchweigjl |Berliner StraBe 5, 37073 Géttingen [ Jeintrachtweg 19, 30173 Hannover
| Verwalungsgericht Lineburg, Verwaltungsgericht Oldenburg, Verwaltungsgericht Osnabrick,
| | adoiph-Kiokping-Stralle 16, zj_;;wt'i-ﬂ;,-_g |sehlossplatz 10, 26122 Oldenburg | |HakenstraBe 15, 49074 Osnabriick

Verwaltungsgericht Stade,
| |am Sande 4 A, 21682 Stade
¥ Auftrage Die Verfligung wurde (PN

{mir ausgehandigt am: |
: I
TameHensigrad) ilrmerschilt der betrofenen Person)

8. Begrindungen
8.1 Platzverweisung

She sind durch umseitig genannte Tatsachen aufgefallen, die die Annahme rechtfertigen, dass Sie durch Ihr
Verhalten zu einer Vierschdrfung der Gefahrenlage bew. der Fortfishrung einer Gewalttat beitragen wer-
den. Die getroffene MaBnahme ist geeignet, erorderlich und angemessen, das angestrebte Ziel (Verhinde-
rung weiterer Gewalttaten) zu erreichen. Mur die urverzighche Fernhaltung threr Person von dem angege-
benen Ort (Wohnung) kann einer Gefahr entgegenwirken oder die Begehung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten verhandern. Eine weniger einschneidende MaBnahme st nicht ersichtlich. Ich mache Sie
daraut aufmerksam, dass der gegen Sie ausgesprochene Platzverweis - soliten Sie diesem nicht nachkom-
men = auch durch die Arwendung unmittelbaren Zwanges durchgesetzt werden kann.

8.2 Anordnung der sofortigen Vollziechung

Die Wegweisung aus der Wohnung stellt eine unaufschiebbare Anordnung eimer Polizenollzugsbeamtin
oder gings Polizenvollzugsbeamten nach § B0 Abs, 2 Satz 1 Wr. 2 WwiGO dar, weidl e sich um eine eilbe-
dirftige MaBnahme der Gefahrenabwehs handelt. Kraft Gesetz ist daher die MaBnahme zu befolgen.
Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung,

B.3 Anhdrung

Auf eine Anhdrung gemad § 1 Abs. 1 Nds. Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwWIG) i V. m. § 28 Abs, 2
Nr. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwATG) wurde verzichtet, da das 6ffentliche Interesse an der Viermei-
dung von Straftaten und der Beseitigung einer Gefahrenlage haher zu bewserten ist, als das individuelle
Interesse lheer Person an vorherigem rechtlichen Gehar,

9. Maglichkeit der Ingewahrsamnahme

GemaB § 18 Abs. 1 Nr. 3 Needersiichsisches Gesetz (ber dee &ffentliche Sicherhest und Ordnung (Nds.
S0G) kann u. a. dwe Polizei eine Person in Gewahrsam nehrmen, wenn dies unerldsslich ist, um eine
Platzverweisung nach § 17 Nds. $006 durchzusetzen

10. Datenschutzrechtliche Bestimmungen

Gemal § 43 bow. § 44 Nds. SOG ist es fOr Hilfe- und Beratungszwecke zuldssig, die hier erhabenen
Daten an zustandige Interventions- und Beratungsstellen weiterzuleiten. GemaB § 2 Gewalschutz-

gesetz (GewSchG) entscheidet das zustindige Amts- oder Familiengericht Gber eine vorliufige Zuweisung
der umseitig genannten Wohnung. Im Zuge dessen findet auch hier eine Datendbermittiung statt.

Persénliche Hinweise

Sie sind Verursacher ainer Gefahr. Gewalt im sozialen Nahraum ist keine Privatangelegenhait!
Bei straffilligem Verhalten lhrersaits milssen Sie mit konsequentem Handeln der Polizei rechnen.
§ 17 Nds. 50G umfasst ein Betretungs- und Rickkehrverbot, dem Sie Folge zu leisten haben.
Sollten Sie dieser Verfiigung keine Folge leisten, so werden Sie zur Durchsetzung des Platzver-
weises in Gewahrsam genommen.,

Sofern nachfolgende eine vollstreckbare Anordnung des zustiindigen Familiengerichts erwirkt
wird, wiirde eine Zuwiderhandlung eine Straftat darstellen.
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KONTAKTADRESSEN

6. Kontaktadressen im HAIP-Verbund

Landeshauptstadt Hannover

Referat fiir Frauen und Gleichstellung
(Federfiihrung)

Postfach 125 | 30001 Hannover

Kommunaler Sozialdienst (KSD)
(BISS-Kooperationspartner)
Ihmeplatz 5 | 30449 Hannover

Frau Kdmpfe
Telefon 0511 | 168 | 45300
Fax 0511 | 168 | 46699
E-Mail frauen-und-gleichstellung@hannover-stadt.de

Herr Amme
Telefon 0511 | 168 | 49842
Fax 0511 | 168 | 44932
E-Mail carsten.amme@hannover-stadt.de

Polizeidirektion Hannover
Sachbearbeitung Préavention
Dezernat 11

WaterloostraBe 9 | 30169 Hannover

Interkultureller Dienst
Dezernat 01
WaterloostraBe 9 | 30169 Hannover

Frau Gottschalk
Telefon 0511 | 109 | 1113
Fax 0511 | 109 | 1100
E-Mail praevention@pd-h.polizei.niedersachsen.de

Frau Schulthei
Telefon 0511 | 109 | 1056
E-Mail helene.schultheisz@polizei.niedersachsen.de

Frau Kurun
Telefon 0511 | 109 | 1055
E-Mail fulya.kurun@polizei.niedersachsen.de

Staatsanwalfschaft Hannover
Volgersweg 67 | 30175 Hannover

Rechtfsantragsstelle des Amtsgerichts Hannover

Frau Kathmann
Telefon 0511 | 347 | 3070
Fax 0511 | 347 | 2591
E-Mail alexandra.kathmann@justiz.niedersachsen.de

Telefon 0511 | 347 | 2330

BISS - Beratungs- und Interventionsstelle
BISS-Koordination
MarienstraBe 63 | 30171 Hannover

Frau Hoffmann
Telefon 0511 | 394 54 61
Fax 0511 | 6 9632 20
E-Mail BISS_Hannover@web.de

Frauen- und Kinderschutzhaus
(Koordination HAIP & BISS)
MarienstraBe 63 | 30171 Hannover

Frau Rexhausen
Telefon 0511 | 69 86 46
Fax 0511 | 6 96 32 20
E-Mail fukschhannover@ft-online.de

Bestarkungsstelle — Beratung fiir Frauen bei
Hauslicher Gewalt (BISS-Kooperationspartner)
im Beratungs- u. Therapiezentrum
BodekerstraBe 65 | 30161 Hannover

Frau Roche-Knigge
Telefon 0511 | 3948177
Fax 0511 | 69 25 31
E-Mail bestaerkungsstelle@btz-hannover.de

SUANA/kargah e. V.

(Koordination HAIP & BISS)

Beratungsstelle fiir Migrantinnen bei Hauslicher Gewalf,
Stalking & Zwangsheirat

Zur Bettfedernfabrik 3 | 30451 Hannover

Frau Nassiri
Telefon 0511 | 12 60 78 14
Fax 0511 | 12 60 78 22
E-Mail suana@kargah.de




Mannerbiiro Hannover e. V.
(BISS-Kooperationspartner)
Ilse-ter-Meer-Weg 7 | 30449 Hannover

Frau Dr. Koesling
Telefon 0511 | 12 35 89-0
Fax 0511 | 12 35 89-20
E-Mail almut.koesling@maennerbuero-hannover.de

Waage e. V.
LérchenstraBe 3 | 30161 Hannover

Frau Petzold
Telefon 0511 | 388 3558
Fax 0511 | 3482586
E-Mail info@waage-hannover.de

Kinderschutz-Zentrum Hannover
(Koordinierungsstelle fiir betroffene Madchen und
Jungen)

EscherstraBe 23 | 30159 Hannover

Frau Wolter
Telefon 0511 | 374 3478
Fax 0511 | 374 24 80
E-Mail info@ksz-hannover.de
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54| PUBLIKATIONEN

7. Publikationen des HAIP

Broschiire Qualitatsstandards der Hilfe und

10/2014 Unterstiitzung fiir die einzelnen
Familienmitglieder bei Hauslicher
Gewalt/Partnerschaftsgewalt
Die Broschiire beschreibt, welche Stan-
dards in der Arbeit mit Familien bei Féllen
Hauslicher Gewalt wichtig sind. Es werden
dabei alle Familienmitglieder in den Blick
genommen und Anregungen und Empfeh-
lungen gegeben, was fiir sie in der jeweili-
gen Situation — von der Pravention (iber die
akute Gewalthandlung und die Intervention
bis hin zur Verarbeitung der Situation — die
angemessene Hilfe und Unterstiitzung ist.

Flyer BISS - Beratungs- und

12/2013 Interventionsstellen
In diesem Flyer sind Adressen und Telefon-
nummern von Beratungsstellen aufgefiihrt,
die mit Rat und Tat zur Seite stehen und
auch nach einem Polizeieinsatz Kontakt zu
Betroffenen aufnehmen.

Flyer »Zwangsheirat‘

03/2010 In diesem Flyer gibt es Informationen
liber die ersten Schritte und Adressen
von Einrichtungen, die zu diesem Thema
weiterhelfen konnen.

Flyer »Papa hat Mama wieder gehauen*

10/2009 Hausliche Gewalt und ihre Auswirkungen
auf Kinder und Jugendliche.
Dieser Flyer will in den Institutionen der
Kinder- und Jugendhilfe und in den Schu-
len die Wahrnehmung fiir diese Problema-
tik scharfen und zur qualifizierten Unter-
stlitzung der betroffenen Kinder beitragen.

Broschiire ,,Aktiv gegen Zwangsheirat

09/2009  Schutz und Hilfe im Dickicht der Instanzen!
Eine Dokumentation iiber die Fachtagung
2009 ,,Zwangsheirat“. Die Tagung diente
u. a. dazu, mehr Informationen iber die
rechtliche Situation bei der Unterbringung
zu erhalte,. Schutzeinrichtungen vorzustel-
len und {iber die Aufnahme junger Erwach-
sener in Frauenhauser zu diskutieren.

Broschiire ,,Zwangsheirat — Hausliche Gewalf Diese Flyer und Broschiiren finden Sie im Internet
09/2005 - Ehrenmorde* auf der Seite www.hannover.de/Leben-in-der-Re-
Dokumentation einer Fachkonferenz gion-Hannover/Verwaltungen-Kommunen/
Eine Dokumentation (iber die Fachkonfe- Die-Verwaltung-der-Landeshauptstadt-Hannover/
renz 2005. Sie nennt mogliche Hilfsange- Gleichstellungsbeauf%C2%ADtragte-der-Landeshaupt-

bote, Alternativen fiir bedrohte/betroffene stadt-Hannover/Wir-fiir-die-Blirgerinnen-und-Biirger/
Méadchen und Frauen. Broschiiren-und-Informationsmaterialien


www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Verwaltungen-Kommunen/Die-Verwaltung-der-Landeshauptstadt-Hannover/Gleichstellungsbeauf%C2%ADtragte-der-Landeshauptstadt-Hannover/Wir-für-die-Bürgerinnen-und-Bürger/Broschüren-und-Informationsmaterialien
www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Verwaltungen-Kommunen/Die-Verwaltung-der-Landeshauptstadt-Hannover/Gleichstellungsbeauf%C2%ADtragte-der-Landeshauptstadt-Hannover/Wir-für-die-Bürgerinnen-und-Bürger/Broschüren-und-Informationsmaterialien
www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Verwaltungen-Kommunen/Die-Verwaltung-der-Landeshauptstadt-Hannover/Gleichstellungsbeauf%C2%ADtragte-der-Landeshauptstadt-Hannover/Wir-für-die-Bürgerinnen-und-Bürger/Broschüren-und-Informationsmaterialien
www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Verwaltungen-Kommunen/Die-Verwaltung-der-Landeshauptstadt-Hannover/Gleichstellungsbeauf%C2%ADtragte-der-Landeshauptstadt-Hannover/Wir-für-die-Bürgerinnen-und-Bürger/Broschüren-und-Informationsmaterialien
www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Verwaltungen-Kommunen/Die-Verwaltung-der-Landeshauptstadt-Hannover/Gleichstellungsbeauf%C2%ADtragte-der-Landeshauptstadt-Hannover/Wir-für-die-Bürgerinnen-und-Bürger/Broschüren-und-Informationsmaterialien
www.hannover.de/Leben-in-der-Region-Hannover/Verwaltungen-Kommunen/Die-Verwaltung-der-Landeshauptstadt-Hannover/Gleichstellungsbeauf%C2%ADtragte-der-Landeshauptstadt-Hannover/Wir-für-die-Bürgerinnen-und-Bürger/Broschüren-und-Informationsmaterialien
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